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Die allgemeine Lage des Handels und der Indulirie, 


1. Einleitung. 


Thorn, im Mai 1896. 


Handel und Verkehr unſeres Bezirks während des Berichtsjahres haben 
im Großen und Ganzen nicht den Aufſchwung genommen, von welchem 
Andere, namentlich Induſtrie-Bezirke, zu berichten wiſſen, und welchen auch 
wir erwarten zu können geglaubt haben. In unſerem vorjährigen Bericht 
ſprachen wir die Hoffnung aus, daß auf Grund des beſtehenden deutſch— 
ruſſiſchen Handels- und Schifffahrtsvertrages unſere Beziehungen zu dem 
großen Nachbarreiche, das unſer hauptſächlich in Betracht kommendes Verkehrs 
gebiet bildet, an Ausdehnung gewinnen und eine weitere Stärkung erfahren 
würden. Wenn auch zuzugeben iſt, daß im Allgemeinen eine ſegensreiche 
Wirkung dieſes Vertrages nicht ausgeblieben iſt, ſo bleibt das Geſammt— 
ergebniß deſſelben doch hinter unſeren Erwartungen zurück. Einerſeits hält 
es ſchwer, nach der langen Zeit der Abſperrung frühere Beziehungen wieder⸗ 
zugewinnen, und neue Verbindungen, namentlich im Hinblick auf die in 
Rußland herrſchenden ſchwierigen Creditverhältniſſe, aufzunehmen; andererſeits 
iſt ein Grund für die ſchwache Ausdehnung unſerer Beziehungen zu Rußland 
auch in dem Umſtande zu finden, daß der Vertrag in unzureichendem Maße 
Grenzerleichterungen im Verkehr auf beiden Seiten gewährt. Die Beſchaffung 
des Paßviſums unterliegt nach wie vor großen Schwierigkeiten und erſchwert 
den Verkehr. 

Im Weiteren werden Seitens der ruſſiſchen Behörden dem Aufenthalt 
von Handlungsreiſenden und ſelbſtſtändigen ausländiſchen Kaufleuten oder 
Gewerbtreibenden in Rußland Häufig bei der Ausübung ihres Gewerbes 
dadurch Schwierigkeiten in den Weg gelegt, daß von ihnen die Löſung eines 
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Patentſcheines gegen Erlegung von 42 Rubel verlangt wird. Nach 
Auffaſſung des Kaiſerlich Ruſſiſchen Departements für Handel und Manu— 
factur ſcheinen zwar ſelbſtſtändige ausländische Kaufleute oder Gewerbtreibende, 
die zum Abſchluß von Handelsgeſchäften nach Rußland kommen, zur Zahlung 
einer Abgabe überhaupt nicht verpflichtet zu ſein; ſie brauchen alſo weder 
einen Gilden- noch einen Kommisſchein zu löſen. Wird trotzdem die Zahlung 
einer Gildenſteuer oder eines Kommisſcheines verlangt, ſo ſoll dieſelbe 
wenn überhaupt, nur unter Proteſt erfolgen, und auf dem Beſchwerdewege 
die Entſcheidung des erwähnten Departements herbeigeführt werden. Dieſer 
Weg iſt aber meiſtens ein ſehr langwieriger und koſtſpieliger, und es bleibt 
fraglich, ob er zu einem guten Ziele führt. Solche Vorkommniſſe dienen 
aber nicht zur Erleichterung des Verkehrs und dürften dem Geiſte des deutſch 
ruſſiſchen Handelsvertrages auch nicht entſprechen. 

Durch das Schweineeinfuhr-Verbot hat unſer Verkehr mit Rußland 
ebenfalls eine ſtarke Einbuße erfahren. Die auf Anordnung des Herrn 
Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten zurückgezogene Ge 
nehmigung der unter dem 15. December 1890 geſtatteten Einfuhr lebender 
ruſſiſcher Schweine hat den Handel und Verkehr darin hart betroffen. 
Außerdem wurde unter dem Einfluß dieſer Maßnahme die Ernährung der 
Bevölkerung, einſchließlich der ſtarken Garniſon, weſentlich erſchwert, da die 
Schweineproduktion unſeres Kreiſes als ausreichend nicht bezeichnet werden 
kann; die Wirkung des Verbots zeigte ſich ſogleich in einer erheblichen 
Steigerung der Preiſe von Schweinefleiſch, wodurch die Arbeiterbevölkerung 
beſonders benachtheiligt worden iſt. Der Handel in ruſſiſchen Schweinen 
hatte hier einen lebhaften Verkehr erzeugt, der ſeinen Ausdruck auch in dem 
Bank- und Geldwechſel-Geſchäft durch einen ſtarken Bedarf in ruſſiſchen 
Banknoten fand. Durch das plötzliche Inkrafttreten des Verbots ſind Unter— 
nehmer in empfindlichen Verluſt gerathen, der ſich bei der Schwierigkeit der 
Zurückziehung der nach Rußland auf Grund der abgeſchloſſenen Contrakte 
gegebenen Vorſchüſſe zeigte. In Gemeinſchaft mit dem hieſigen Magiſtrat 
ſind wir bei der Königlichen Regierung zu Marienwerder wegen Zurücknahme 
dieſes Verbots vorſtellig geworden — jedoch leider ohne Erfolg. 

Auch bleiben wir anderen Grenzübergängen, wie Eydtkuhnen und 
Grajewo, gegenüber hinſichtlich der Tarifbildung benachtheiligt, und alle 
Vorſtellungen in dieſer Richtung an maßgebender Stelle, welche eine Gleich— 
ſtellung anſtreben, haben bisher einen Erfolg leider nicht gehabt. 

Unter der Ungunſt der auf Thorn geſtellten Tarife hat ſich auch der 
Umſchlagsverkehr nicht in dem gewünſchten Maße entwickeln können, was 
im Intereſſe des Verkehrs und auch der Königlichen Eiſenbahn- Verwaltung 
zu beklagen iſt. 


Die in unſerem vorjährigen Bericht geführten Klagen über die unbe— 
friedigende Lage der Verhältniſſe auf der Uferbahn, welche für unſer Erwerbs— 
leben eine ſo große Bedeutung hat, und die unſererſeits in dieſem Jahre im 
Intereſſe des allgemeinen Verkehrs gemachten weiteren Anjtrengungen, die auf 
eine Beſſerung der Verhältniſſe gerichtet blieben, haben zu dem gewünſchten 
Reſultat nicht geführt. Die Schwierigkeiten, hervorgerufen durch eine Un— 
zulänglichkeit der Rangir- und Ladegeleiſe, durch eine zu hoch bemeſſene 
Ueberführungsgebühr und eine zu kurz bemeſſene Ent- und Beladungsfriſt, 
wie wir ſie in unſerem vorjährigen Bericht eingehend geſchildert haben, ſind 
nicht beſeitigt worden, zum Nachtheil des allgemeinen Verkehrs, der dabei 
in ſeiner Entwickelung gehemmt und der Möglichkeit beraubt wird, ſich weiter 
auszudehnen. Und doch bewegen ſich unſere zum Ausdruck gebrachten 
Wünſche in beſcheidenem Rahmen, deren Erfüllung auch keinen ſo großen 
Koſtenauſwand erheiſchen, daß die Rentabilität der Anlage in Frage 
geſtellt werden könnte; andererſeits iſt aus den Verbeſſerungen eine Hebung 
des Verkehrs mit Sicherheit zu erwarten; aber zur Erfüllung kultureller 
Aufgaben ſind Mittel nur knapp bemeſſen — und doch ſollten wir meinen, 
daß gerade den geſteigerten Anforderungen gegenüber, die an die Steuerkraft 
der Bevölkerung geſtellt werden, Alles aufgeboten werden müßte, das Erwerbs— 
leben von den ihm anhaftenden Feſſeln möglichſt zu befreien und den Verkehr 
zu fördern, im Intereſſe des geſammten Wirthſchaftslebens. 

In Gemeinſchaft mit dem hieſigen Magiſtrat, der ſtets eine dankens— 
werthe Bereitwilligkeit zur Unterſtützung unſerer berechtigten Wünſche gezeigt 
hat, ſind wir bei dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten in dieſer 
Richtung vorſtellig geworden und haben um Abhülſe und Beſeitigung 
der auf der Uferbahn beſtehenden Uebelſtände gebeten. Bei dem Herrn 
Miniſter haben unſere Vorſtellungen ein geneigtes Gehör und dankenswerthes 
Entgegenkommen gefunden, ſo daß wir auf eine Erfüllung unſerer berechtigten 
Wünſche glauben hoffen zu dürfen. 

Die Einrichtungen auf Bahnhof Mocker entſprechen nicht mehr dem 
Verkehrsbedürfniß; die Zunahme des daſelbſt herrſchenden Güterverkehrs 
erheiſcht dringend eine Erweiterung der beſtehenden Einrichtungen. 

Das Speditions-Geſchäft hat in erſter Linie die Vortheile des deutſch— 
ruſſiſchen Handelsvertrages empfunden, indem die Zufuhren an nach Rußland 
zu ſpedirenden Gütermengen, Erzeugniſſe der deutſchen Induſtrie, deren Ausfuhr 
nach Rußland zu den neu geſchaffenen Sätzen des Zolltarifs einen erheblichen 
Auſſchwung genommen hat, an Umfang bedeutend gewachſen find. 

Von hervorragender Bedeutung für den Grenzverkehr und im Intereſſe 
der exportirenden deutſchen Induſtrie liegend bleibt die Beſeitigung der 
Beſtimmungen des Art. 10 des internationalen Uebereinkommens über den 
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Eiſenbahnfrachtverkehr; nach denſelben liegt die Zollbehandlung des Gutes, 
ſo lange ſich daſſelbe auf dem Wege befindet, der Eiſenbahnverwaltung ob, 
während der Verfügungsberechtigte bis zur Ankunft des Gutes auf der Be— 
ſtimmungsſtation nicht das Recht hat, die Zollbehandlung ſelbſt vorzunehmen. 
Der hiernach bewirkte Ausſchluß der privaten Zollbehandlung durchgehender 
Sendungen an der ruſſiſchen Grenze wird von den deutſchen Verfrachtern 
deshalb ſehr unangenehm empfunden, weil die Beſtimmungen des ruſſiſchen 
Zolltarifs vielfach ſehr komplizirte find, welche eine genaue Kenntniß der 
Einzelbeſtimmungen erfordern, wie ſie nur den Grenzſpediteuren beiwohnen 
können. Die Berechtigung dieſer Klagen und das Intereſſe wichtiger gewerb— 
licher Kreiſe an der Möglichkeit, die Zollbehandlung an der ruſſiſchen Grenze 
ohne allzugroße Mehrkoſten durch private Bevollmächtigte vornehmen zu 
laſſen, wird Seitens der Staatsbahnverwaltung nicht verkannt, und ein 
Antrag auf Beſeitigung bezw. Abänderung der betreffenden Beſtimmung ſollte 
bei der zu erwartenden Reviſion des internationalen Uebereinkommens auch 
geſtellt werdeu. Ob mit Erfolg, bleibt abzuwarten; jedenfalls iſt ſolches 
von vornherein in Frage geſtellt, ſobald vorher mit dem weiteren Ausbau 
der direkten Verbandstarife, welche in Ausſicht genommen ſind, vorgegangen wird. 


Von ruſſiſcher Seite wird der Beſeitigung des Art. 10 Widerſtand 
geleiſtet werden, und da mit der Einführung des direkten Verbandtarifs 
Rußland gegenüber das gewichtigſte Mittel, dieſe Forderung durchzuſetzen, 
aus der Hand gegeben wird, ſo glauben wir, daß es ſich empfiehlt, mit der 
Einführung direkter Tarife bis nach Abänderung der betreffenden Beſtimmung 
des internationalen Uebereinkommens zu warten. Auf der am 15. März in 
Paris ſtattgehabten Konferenz iſt Seitens der deutſchen Delegirten ein darauf 
bezüglicher Antrag geſtellt worden, aber nach den vorliegenden Nachrichten 
leider ohne Erfolg. 

Zu einer nachtheiligen Beunruhigung des Handels und der damit 
verbundenen wirthſchaftlichen Kreiſe haben die weiter vordringenden agrariſchen 
Beſtrebungen geführt; dieſe Beſtrebungen geſtalten ſich immer ungeſtümer, 
und es macht auf die Kreiſe des Handels einen deprimirenden Eindruck, wie 
dieſelben immer mehr einen beſtimmenden Einfluß in der deutſchen Wirthſchafts 
politik gewinnen. Die Seitens der Agrarpartei in Vorſchlag gebrachten 
Mittel, um der Landwirthſchaft zu helfen, die Einführung der Doppelwährung 
und die Verſtaatlichung der Getreideeinfuhr, müſſen wir von unſerm Stand— 
punkt aus als verfehlte und undurchführbare bezeichnen. Auch der deutſche 
Handelstag hat ſich in den Plenarverſammlungen vom 22. und 23. Februar 
und 4. April eingehend mit dieſen wichtigen Fragen beſchäftigt, und in den 
einſtimmig gefaßten Reſolutionen zum Ausdruck gebracht, daß die erwerb— 
thätigen Kreiſe des Handels und der Induſtrie in jeder Erſchütterung unſerer 
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wohlgeordneten deutſchen Goldwährung eine fundamentale Schädigung des 
geſammten deutſchen Wirthſchaftslebens erblicken, und daß die Verſtaatlichung 
der Einfuhr des ausländiſchen Getreides unter Feſtſetzung eines Mindeſt— 
preiſes für den Verkauf für praktiſch undurchführbar und für unvereinbar mit 
den beſtehenden Handelsverträgen ſei. 

Auch in verſchiedenenen Geſetzentwürfen finden die agrariſchen Beſtrebungen 
einen beredten Ausdruck. Neben dem Börſengeſetz, auch in dem Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren 
Erſatzmitteln (Margarinegeſetz) und beſonders in dem Geſetzentwurf, betreffend 
die Regelung des Verkehrs mit Handelsdünger, Kraftfuttermitteln und Saatgut; 
ſollten die Entwürfe Geſetzeskraft erlangen, fo ſtehen daraus die nachtheiligſten 
Folgen für weite Erwerbskreiſe zu befürchten, ohne der Landwirthſchaft, 
welcher ſie dienen ſollen, zu nützen. Wir haben nicht unterlaſſen, unſere 
ablehnende Stellung gegenüber dieſen Beſtrebungen zum Ausdruck zu bringen. 
In der Plenarverſammlung des deutſchen Handelstages am 10. März d. J. 
wurde über dieſe Geſetzentwürfe eingehend verhandelt und einſtimmig eine 
Reſolution gefaßt, welche auf eine Abwehr dieſer das deutſche Erwerbsleben 
tief ſchädigenden Beſtrebungen gerichtet it. Die Reſolution hatte nach— 
folgenden Wortlaut: 

„Die in den letzten Jahren hervortretenden Beſtrebungen, 
Handel und Induſtrie in ihrer freien Bewegung und in der Ver— 
ſolgung ihrer berechtigten Intereſſen einzuengen und zu behindern, 
haben in den vorliegenden Entwürfen eines ſogenannten Margarine— 
geſetzes, eines Börſengeſetzes und eines Geſetzes betreffend den Verkehr 
mit Handelsdünger, Kraftfuttermitteln und Saatgut geradezu einen 
grundſätzlichen Ausdruck gefunden und erhalten durch viele Anträge 
der Reichstags ⸗Kommiſſionen, welche zur Berathung der beiden 
erſtgenannten Geſetzentwürfe eingeſetzt worden find, eine jo unzuläſſige 
Uebertreibung, daß eine Verfolgung der hiermit eingeſchlagenen 
Bahn nur zu ſchweren Niederlagen unſeres wirthſchaftlichen Lebens 
und zu empfindlichen Schädigungen des materiellen Wohlbefindens 
des ganzen Volkes führen kann. 

Der Deutſche Handelstag billigt uneingeſchränkt alle geſetz— 
lichen Vorſchriften, welche vorhandene Auswüchſe des Verkehrslebens 
zu beſeitigen nothwendig und geeignet ſind, er legt aber entſchieden 
Verwahrung ein gegen Maßnahmen, welche nur zur Folge haben 

können, daß große und wichtige Berufsſtände in der allgemeinen 
Achtung herabgeſetzt werden, daß die einzelnen Mitglieder dieſer 
Berufsſtände in der Verfolgung ihrer berechtigten Intereſſen gehindert 
werden und daß unter dieſen Erſchwerungen des Erwerbslebens 


leidet.“ 

Der Getreidehandel während des Berichtsjahres war in ſeinem Verlauf 
meiſtens von einer gedrückten Stimmung beherrſcht. Abgeſehen von einer 
kurzen Periode der Aufwärtsbewegung in den Preiſen für Weizen und Roggen, 
blieben die Preiſe niedrig und das Angebot in inländiſcher Waare überwog 
öfters die Nachfrage, da in Anbetracht der beſtehenden hohen Tarife ein 
Rendement ausgeſchloſſen blieb. Die Aufhebung des Identitätsnachweiſes, 
ſo ſegensreich die Wirkung derſelben für die Landwirthſchaft und die See— 
plätze im Allgemeinen ſich auch erwieſen hat, hat dem Handel und der Jr 
Landwirthſchaft unſeres Bezirks die erhofften Vorteile nicht gebracht und 
uns namentlich keinen Erſatz für die aufgehobenen Staffeltarife gewährt. 
Durch Aufhebung der Letzteren iſt uns zum Schaden des Handels und der 1 
Landwirthſchaft, ſowie der Königlichen Eiſenbahn Verwaltung das wichtige 
weſtliche Abſatzgebiet verloren gegangen, und nur die Wiedereinführung 
billigerer Getreidetarife nach dem Weſten kann den in Betracht kommenden 
Intereſſenten zur Wiedergewinnung des dortigen Marktes verhelfen. Die 
Zufuhren ausländiſchen namentlich ruſſiſchen Getreides blieben beſchränkt, 
zum Nachtheil unſeres Müllereigewerbes, das unter dem Mangel eines 
ausreichenden Angebots in ruſſiſcher kleberreicher Waare, die zur Miſchung 
mit dem inländiſchen Produkt vortheilhafte Verwerthung findet, zu leiden N 
hatte. Im Allgemeinen blickt das Müllereigewerbe auf kein günſtiges Jahr 
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der Einzelne und mit ihm die Geſammtheit unberechenbaren Schaden 


zurück; die Preisbewegungen des Rohproduktes gegenüber den Mehlpreiſen 
beeinflußten den Müllereibetrieb ungünſtig und die große Stockung und ſtarke 
Ueberproduktion erſchwerte den Abſatz der Mühlenerzeugniſſe. Einen recht 
lebhaften Verlauf hatte im Berichtsjahre der Handel in Futtermitteln, für 
welche die Mühlen flotten Abſatz fanden; auch die großen Zufuhren ruſſiſcher 
Futtermittel, für die ſich Thorn zu einem Stapelplatz herausgebildet hat, 
wurden von dem Bedarf, wenn auch zu wenig lohnenden Preiſen, ſchlank 
aufgenommen. Der Handel in Kleie erlangte zum Theil ſeine Bewegungs— 
freiheit wieder, als der Bundesrath die Beſtimmungen über die Unterſuchung 
der aus dem Auslande eingeführten Kleien merklich erleichtert hatte. 

Der Holzhandel hatte gegen das Vorjahr mit einer geringeren Zufuhr 
an galiziſchen und ruſſiſchen Hölzern zu rechnen. In den Monaten Mai bis 
Auguſt fanden die Zuführen zu gedrückten Preiſen nur ſchwer Abſatz; erſt 
gegen den Herbſt herrſchte mehr Kaufluſt zu angezogenen Preiſen. Die 
Verhältniſſe auf dem Strome, die den Flößen gegen die Gefahren, denen ſie 
auf offenem Strome ausgeſetzt ſind, keinen Schutz bieten, erheiſchen immer 
dringender die Anlage eines Holzhafens bei Thorn, wie wir ihn ſeit Jahren 
im Auge haben, und der im Intereſſe der Flößerei und Schifffahrt, ſowie des 
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Holzhandels dringend geboten iſt. An anderer Stelle kommen wir auf den 
gegenwärtigen Stand des Projektes zurück. . 

Der Handel in Kolonial-Waaren hat im Berichtsjahre keinen günſtigen 
Verlauf genommen; ungünſtige Konjunkturen, gedrückte Preiſe, ſowie ſtarke 
Konkurrenz, haben dieſen Theil des wirthſchaftlichen Lebens unſeres Bezirks 
nicht nach Wunſch zu einer gedeihlichen Entwickelung kommen laſſen. 

Auf ein befriedigendes Reſultat der Campagne 1895/96 blickt die 
Zuckerinduſtrie unſeres Bezirks zurück, ſoweit dabei namentlich die Zuckerfabrik 
Culmſee in Betracht kommt. Die Rübenerträge bei gutem Zuckergehalt 
waren befriedigend und der Abſatz des gewonnenen Zuckers vollzog ſich unter 
günſtigen Verhältniſſen. Dem neuen Zuckerſteuergeſetzentwurf ſteht die hieſige 
Zuckerinduſtrie nicht ſympathiſch gegenüber; eine Hauptbedingung für ſie iſt 
ein möglichſt hohes Contingent und Fortfall der Betriebsſteuer. 

Die Maſchineninduſtrie iſt mit den im Berichtsjahre erzielten Reſultaten 
nur wenig zufrieden; ein Export nach Rußland in landwirthſchaftlichen 
Maſchinen hat ſich trotz Handelsvertrag nicht eingeſtellt und auch im Inlande 
blieb der Abſatz darin erſchwert, hervorgerufen durch die Inanſpruchnahme 
ſehr langſichtiger Credite der Landkundſchaft. 

Der Handel in Eiſenwaaren hatte ſich im Ganzen eines beſſeren Ge⸗ 
ſchäftsganges zu erfreuen; der größeren Feſtigkeit des Eiſenmarktes verdankt 
dieſer Zweig des Erwerbslebens einen gewiſſen Aufſchwung, der zu vortheil— 
haften Reſultaten geführt hat. Das frühere Abſatzgebiet in Rußland hat 
ſich in der Hauptſache trotz der günſtigen Tarifpofitionen des deutjch-rufftichen 
Handelsvertrages nicht wiedergewinnen laſſen; in dem Gouvernement War⸗ 
ſchau, welcher Theil des Zarenreiches für unſeren Bezirk in dem Eiſenhandel 
allein in Betracht kommt, liegen die Creditverhältniſſe ſchwierig und die Be— 
ziehungen daſelbſt haben ſich im Laufe der Zeit verſchoben. Heute gravitiren 
dieſelben hauptſächlich nach Warſchau, woſelbſt die Verſorgung direkt von 
den Centralſtellen der Eiſeninduſtrie erfolgt, die ja, wie die ſtatiſtiſchen Nach— 
weiſungen ergeben, eine bedeutende Zunahme ihres Exports nach Rußland 
zu verzeichnen hat. 

Der Kohlenhandel hat ſich im Rahmen des Vorjahres bewegt; in Be— 
zug auf Preiſe und Umſatz ſind keine weſentlichen Veränderungen eingetreten. 

Der Handel in Sämereien hat in Folge der guten Ernte darin und 
des ſtarken Angebots ſeitens der Produzenten mit einem ſtarken Weichen der Preiſe 
zu rechnen gehabt, das dazu führte, daß einzelne Gattungen, wie z. B. 
Rübenſamen, faſt unverkäuflich waren; der große Preisfall hatte große Ver— 
luſte zur Folge. 

Im Baugewerk hat ſich mehr Regſamkeit gezeigt; der Mangel an guten 
größeren Wohnungen hat den Anſporn gegeben zu einer Anzahl größerer 
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Bauten auf den Vorſtädten, womit der Bedarf an bejjeren Wohnungen noch 
nicht gedeckt zu ſein ſcheint, da weitere Bauten in Ausſicht genommen ſind. 
In der alten Innenſtadt hat ſich eine Bauluſt nicht bethätigt; eine Anzahl 
guter Wohnungen ſteht leer, und hält es ſchwer, für dieſelben Verwendung 
zu finden, da die Wohnungen auf den Vorſtädten vorgezogen werden. 

Die Arbeiterbevölkerung fand lohnende Beſchäftigung und war be- 
günſtigt durch den milden Winter, der hier geherrſcht hat. Mißhelligkeiten 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſind nicht vorgekommen, und Arbeiter— 
ausſtände haben wir nicht zu beklagen. 


Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe hatte vermittelſt Erlaſſes 
vom 24. September 1895 noch eine Reihe von Fragen zu der beabſichtigten 
geſetzlichen Neuordnung der Handelskammern an uns gerichtet, welche das paſſive 
Wahlrecht, Wahlverfahren, Wahlperiode, die Vergütungen, Handelskammer— 
ſekretäre und das Geſchäftsjahr, ſowie die Jahresberichte betreffen. Nach ein— 
gehender Berathung dieſer Fragen haben wir unſer Gutachten an den Herrn 
Miniſter abgegeben, deſſen Wortlaut in dem nachfolgenden Theil unſeres Berichtes 
über die Verhandlungen der Kammer enthalten iſt. Unſere Stellungnahme 
zu der geplanten Neuordnung der Handelskammern, wie ſie in den darauf 
bezüglichen Erlaſſen des Herrn Miniſters in's Auge gefaßt worden iſt, haben 
wir des Näheren in unſerem vorjährigen Bericht zum Ausdruck gebracht. In 
unſerer Mitte beſteht die Ueberzeugung, daß eine Neuordnung der Handels— 
kammern ſeit dem Beſtehen des neuen Gewerbeſteuer-Geſetzes vom 24. Juni 1891, 
und im Hinblick darauf, daß auf Grund des beſtehenden Geſetzes über die 
Handelskammern vom 24. Februar 1870 die der Einheitlichkeit entbehrende 
Entwicklung der Handelskammern zu einer befriedigenden Vertretung der 
industriellen und Handels JIntereſſen nicht geführt hat, einem dringenden 
Bedürfniß entſpricht; auch erachten wir die Einrichtung obligatoriſcher 
Handelskammern über das ganze Staatsgebiet mit den Rechten einer juriſtiſchen 
Perſönlichkeit für erforderlich, damit die Jntereſſen von Handel und Induſtrie 
in den Handelskammern eine ausreichende Vertretung finden. Ein Gegenſatz 
zwiſchen Handel und Induſtrie beſteht nicht, vielmehr ſind wir der Anſicht, 
daß Handel und Induſtrie von der Solidarität der beiderſeitigen Intereſſen 
überzeugt ſind. Von dieſen Geſichtspunkten ausgehend, begrüßten wir den 
Entwurf eines Geſetzes über die Handelskammern, dem wir im Allgemeinen nur 
zuſtimmen können, mit Freuden. Wir glaubten auch annehmen zu dürfen, 
daß dieſer Entwurf erhebliche Einwendungen und eine ſo wenig günſtige 
Beurtheilung im hohen Hauſe der Abgeordneten nicht erfahren würde. Leider 
ſehen wir uns in dieſer Erwartung getäuſcht. Daß die gegneriſche Seite eine 
Gefahr bringende Stärkung des Handels befürchten würde, konnten wir 
nicht vorausſetzen. 


u En. 
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Das Projekt der Erbauung einer Kleinbahn von Thorn nach Leibitſch, 
das wir ſeit längerer Zeit im Auge haben, hat in der Hauptſache die Ge- . 
nehmigung der Königlichen Regierung und der Königlichen Eiſenbahn— 
Verwaltung gefunden. Zum Zweck der Finanzirung des Projekts, haben 
wir uns an den Kreisausſchuß mit der Bitte gewandt, entweder den Bau 
und den Betrieb der Bahn ſelbſt in die Hand zu nehmen oder uns die 
Durchführung des Projektes durch Gewährung einer Zinsgarantie fördern zu 
helfen. Der Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht zur Zeit noch aus. 

Im Weiteren verweiſen wir auf die nachfolgenden Spezialberichte, 
ſowie auf die Berichte über die Thätigkeit der Kammer. 


2. Die Ernte. 


5 Die Ernte kann im Allgemeinen eine gute Mittelernte genannt werden. 
Die Winterſaaten waren gut durch den Winter gekommen, hatten auch 
ſonſt zu ihrem Gedeihen nicht durch die Unbill der Witterung zu leiden, und 
ergaben dieſe Cerealien, namentlich Roggen, einen beſſeren Ertrag als im 
vorigen Berichtsjahre. 
In Sommergetreide ergab Gerſte eine gute Ernte, doch hatte die 
Beſchaffenheit infolge Regenwetters während der Ernte gelitten. Hafer 
ergab ebenfalls einen guten Ertrag bei theilweiſe ſchlechten Qualitäten; in 
? Erbſen, Wicken und Lupinen war das Reſultat ein ſehr ungünſtiges, dagegen 
in Rüben, Kartoffeln und Kleeheu ein ganz vorzügliches. 


3. Geldverkehr. 
Der Bankzinsfuß war 
vom 1. Januar bis 10. November 1895: 
3 % für Wechſel, 3 ½ bezw. 4 % für Lombard ⸗Darlehne, 
vom 11. November bis 31. Dezember 1895: 

4 „% für Wechſel, 4½ bezw. 5 %% für Lombard-Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,139 für Wechſel und 3,639 bezw. 
4,139 % für Lombard -Darlehne. 

Der Abſchluß der hieſigen Reichsbankſtelle weiſt nach: 


1895: 1894: 
| Giro-Verkehr Einnahme .. 59391318 Mk. 56434874 Mk. 
Ausgabe. . 59 140868 „ 56717938 „ 
Giro-Uebertragungen Zugang „ 16915477 „ 19814159 „ 
Abgang . 31557392 „ 24662833 „ 
Platzwechſel Zugang . 10137282 „ 10979585 „ 
Abgang. 10350170 „ 10600813 „ 
Verſandwechſel . 2670097 „ 2575310 „ 
Ausland 592 — 
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Einzugswechſel Zugang.. 9832843 Mk. 9229 171 Mk. 
Abgang 9591243 „ 9532023 „ 
Lombard-Darlehne Zugang . . 2797800 „ 4007400 „ 
Abgang. . 3433 700 „ 3459300 „ 
Der Geſammt-Umſatz hat 
betragen... . 182205000 Mk. gegen 171 266 800 Mt. 


im Jahre 1894. 

Der Vorſchuß Verein Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbe— 
ſchränkter Haftpflicht) hatte einen Kaſſenumſatz von 7319040 Mk. 
(6817949). Wechſel wurden discontirt in Höhe von 3 959057 Mk. (3731813). 
Mitgliederzahl am Schluſſe des Jahres 858 (865), deren Guthaben beträgt 
296 258 Mk. (292354). Reſervefonds 68 294 Mk. (65 530). Specialreſerve 
20581 Mk. (30 569). Der Ueberſchuß beträgt 31586 Mk. Die Mitglieder 
erhalten eine Dividende von 7 % (7 %). 

Ueber die allgemeine Geſchäftslage ſagt der Jahresbericht des Vereins 
unter Anderem: 


„Auch in dieſem Jahre haben wir unſern Genoſſen die Wechſel zum 
Zinsſatze von 5 %, Lombard-Darlehne mit 6 % pro Anno discontirt, 
und find erſt mit der Erhöhung des Reichsbank-Disconts auf 6 % (vom 
11. November 1895 ab) geſtiegen. Der Umſatz im Disconto-Geſchäft hat 
ſich von 4928 Wechſeln auf 5195 mit dem Betrage von 155541 Mk. 
gehoben und haben wir hierzu, ſoweit unſere eigenen Mittel nicht ausreichten, 
bereitwilligſt Deckung bei der hieſigen Reichsbankſtelle gefunden. Am Schluß 
des Jahres betrugen unſere Giro-Verbindlichkeiten bei der letzteren 9490,59 Mk. 

Auch in dieſem Jahre haben wir keine Verluſte zu beklagen und da 
der Reſervefonds die ſtatutenmäßige Höhe erreicht, derſelbe in dieſem Jahre 
durch Zuſchreiben von Zinſen und Eintrittsgeldern eine Zunahme von 
2764,25 Mk. erhalten, iſt demſelben aus dem Gewinn Nichts zugetheilt 
worden. Die Genoſſen erhalten eine Dividende von 7 % und wurde das 
Mehr dem Special-Reſervefonds mit 569,18 Mk. zugeſchrieben. 

Wie wir im vorigen Jahresbericht erwähnten, iſt das Gut Waldau in 
Rentengüter parcellirt und verkauft. Die Abrechnung hat durch die Königliche 
General-Commiſſion noch nicht ſtattgefunden. Den etwaigen Verluſt von 
11000 Mk. haben wir dem Special-Reſervefonds abgeſchrieben.“ 

Thorner Credit-Geſellſchaft (G. Prowe & Co.) Aetiencapital 
unverändert 300000 Mk. Reſervefonds 5721 Mk. (4597) Angekauft 
wurden Wechſel in Höhe von 2980781 Mk. (3431087). Am Schluſſe 
des Jahres blieb ein Wechſelbeſtand von 412083 Mk. (406399). Lombard 
Darlehne wurden in Höhe von 147847 Mk. (182373) gegeben. Depoſiten 
wurden neu eingezahlt 521047 Mk. und betrugen am Schluſſe des Jahres 
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295528 Mk. (250880). Der geſamte Umſatz im Debet und Credit der 
Bilanz beträgt über 24 Millionen Mark. Die Actionäre erhielten eine 
Dividende von 4 % (4 %). 

Thorner Darlehns-Verein (Eingetragene Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht). Geſammt-Kaſſenumſatz 1283048 Mk. (1149622), 
Geſchäftsantheile 11724 Mk. (5786), Wechſelbeſtand Ende 1895 
105 943 Mk. (111833), nach Abzug von 1480 Mk. (2585) Verluſt, Depofiten- 
beſtand 101598 Mk. (111181), Reſervefonds 5296 Mk. (4459), Zahl der 
Mitglieder 382 (381), Dividende 12 % (7½ %), Effeetenbeſtand 
44 949 Mk. 

Städtiſche Sparkaſſe. Spareinlagen Ende 1894 2797 160 Mk. 
Neue Einlagen im Jahre 1895 1484376 Mk. (1214946). Gutgeſchriebene 
Zinſen 80 144 Mk. (68 765). Zurückgezahlte Einlagen 1.131162 Mt. 
(912966). Spareinlagen Ende 1895 3230518 Mk. (2 797 160). Reſerve⸗ 
maſſe Ende 1895 166307 Mk. (158781). 

Kreisſparkaſſe mit dem Sitze in Thorn. Einlagen Beſtand 
Ende 1894 287178 Mk. Einlagen für 1895 329950 Mk. (176068). 
Zugeſchriebene Zinſen 9936 Mk. (6318). Zurückgezahlte Einlagen 178 673 Mk. 
(132067). Beſtand der Einlagen Ende 1895 448390 Mk. (287 178). 
Für die zurückgezahlten Einlagen von 178673 Mk. ſind 761 Mk. Zinſen 
gezahlt. 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Actienkapital 
210000 Mk. Reſervefonds 14058 Mk. (16 108). Wechſel wurden angekauft 
2081934 Mk. (1962494). An Depoſiten wurden eingezahlt 410914 Mt. 
(347981). Am Schluſſe des Jahres betrug der Depoſitenſtand 254063 Mk. 
(187 272), der Wechſelbeſtand 423949 Mk. (351113), Dividende 5 % (4 %). 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht). Mitgliederzahl 352 (395). Guthaben derſelben 
76 142 Mk. (71951). Reſervefonds 1969 Mk. (6120). Der Kaſſenumſatz 
hat 2 160 788 Mk. (2 306 581) betragen. Wechſel find angekauft in Höhe 
von 944874 Mk. (1014020). Auf Depoſitenconto ſind eingezahlt 91719 Mk. 
(93 150). Dividende 6 % (0 %). 

Volksbank zu Schönſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbe— 
ſchränkter Haftpflicht). Reſervefonds 3107 Mk. (2882). Mitgliederantheil 
13998 Mk. (13 159). Depoſiten 77920 Mk. (83385). Spezialreſerve 
671 Mk. (425). Reingewinn 1142 Mk. (1337), N 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe des Vorjahrs an. 


4. Poſt- und Telegraphenverkehr. 


Im Berichtsjahr ſind im Bezirke der Handelskammer 2 neue Telegraphen— 
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anſtalten eingerichtet worden und zwar am 29. Auguſt in Elgiszewo und 
am 12. Juli in Siemon. 

Der Telegraphenverkehr hat gegen das Vorjahr zugenommen, es ſind 
bei den Telegraphenanſtalten des Bezirks aufgeliefert im Jahre 1895 
71839 Telegramme gegen 63946 im Vorjahre und angekommen 70390 
gegen 70516 im Jahre 1894. Der Verkehr hat hauptſächlich zugenommen 
bei den Telegraphenanſtalten in Culmſee, Podgorz, Thorn Telegraphenamt, 
Thorn II (Bahnhof) und Thorn III (Bromberger Vorſtadt); einen Rückgang 
weiſen die Anſtalten in Leibitſch und Schillno auf. f 

Bei den Poſtanſtalten des Bezirks iſt faſt überall eine Steigerung des 
Verkehrs zu verzeichnen. Die Zahl der eingetragenen Brieſſendungen betrug 
1895 beim Poſtamte in Thorn-Stadt 2553 266 Stück, die der aufgegebenen 
2462 854 gegen 2491554 bezw. 2279836 Stück im Jahre 1894, Packete 
ohne Werthangabe find 206752 Stück eingegangen, und 99043 Stück auf- 
gegeben. Im Vorjahre betrug der Eingang 193 017, die Aufgabe 96281 Stück. 
Poſtanweiſungen ſind 105 740 Stück eingezahlt und 98 687 Stück ausgezahlt 
gegen 103839 bezw. 89791 im Vorjahre. Eine Abnahme weiſen die auf— 
gegebenen Nachnahmebriefſendungen 8569 Stück gegen 10686 und die ein— 
gegangenen Poſtaufträge 9976 gegen 11288 Stück in 1894 auf. 

Der im Frühjahr 1892 begonnene Um- und Erweiterungsbau des 
Hauptpoſtgebäudes iſt im Sommer 1895 durch Fertigſtellung des Remiſen— 
gebäudes in der Bäckerſtraße vollſtändig zu Ende geführt worden. 

Bei dem Poſtamte 2 auf dem Bahnhof weiſt der Eingang an Brief— 
ſendungen einen Rückgang auf, ebenſo die Aufgabe an Poſtkarten, dagegen 
hat die Zahl der aufgegebenen Briefe und Druckſachen gewonnen, 311064 
bezw. 31902 Stück gegen 275574 bezw. 22906 im Jahre 1894. Der 
Poſtanweiſungs-Verkehr hat ſich gegen das Vorjahr verringert. 

Bei dem Poſtamte 3 auf Bromberger Vorſtadt iſt der Briefverkehr, 
Packet⸗ und Poſtanweiſungsverkehr ſtärker geworden, der übrige Verkehr bewegt 
ſich in den Grenzen des Vorjahres, daſſelbe gilt 

vom Poſtamte in Mocker. Bei dieſer Poſtanſtalt weiſt außerdem 
der Nachnahmeverkehr noch eine Zunahme auf; es ſind eingegangen 
1283 Nachnahmebriefe und aufgegeben 208 gegen 884 bezw. 130 im 
Jahre 1894. 

Bei dem Poſtamte in Podgorz hat ſich der Brief- und Poſtanweiſungs— 
verkehr, ſowie die Zahl der eingegangenen Packete verdoppelt. Es beträgt 
die Zahl der eingegangenen Briefſendungen 183 196 (82030), der aufgegebenen 
142 688 (74698), der eingegangenen Packete 11442 (4996), die Zahl der 
eingezahlten Poſtanweiſungen 6250 Stück (4406), die ausgezahlten Poſt— 
anweiſungen 7141 (3432). Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe 


- 
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des Vorjahres an. Die Zunahme erklärt ſich aus der Eröffnung des 
Artillerieſchießplatzes bei Podgorz im Berichtsjahre. e 


5. Schiff fahrts-Verkehr auf der Weichſel. 
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Im Jahre 


1895 haben Thorn paſſirt: 
1. Von Rußland ſtromab: 


662 beladene Kähne gegen 777 im Vorjahre. 
15 leere Kähne 1 " " 
17 beladene Güterdampfer R . ö 
8 leere Güterdampfer 5 Bunte 5 
2 Perſonendampfer 5 Aben 5 
1 Schleppdampfer 1 26 „ 3 
1317 Holztraften ri . 8 

2. Nach Rußland ſtromauf: 

414 beladene Kähne gegen 541 im Vorjahre 
50 leere Kähne * 95 „ " 
27 beladene Güterdampfer 5 „ 7 
6 leere Güterdampfer 4 2 0 
19 Schleppdampfer 7 89 „ " 
6 Perſonendampfer 8 3 5 

3. Aus dem Inlande ſtromab: 

170 beladene Kähne gegen 164 im Vorjahre 
31 leere Kähne 28 „ 5 
50 beladene Güterdampfer 5 0 „ 1 
15 leere Güterdampfer Nr 1 
11 Schleppdampfer 5 " 
26 Holztraften 1 33 „ " 

4. Aus dem Inlande ſtromauf: 

130 beladene Kähne gegen 144 im Vorjahre 
26 leere Kähne 1 W „* a 
81. beladene Güterdampfer u 104 „ 3 
2 leere Güterdampfer 8 1 5 
42 Schleppdampfer ie A 2 

Summa 3138 Waſſerfahrzeuge inel. Traften gegen 3502 im Vorjahre. 


Von den 3092 Waſſerfahrzeugen ſind in Thorn 


1. Ganz befrachtet ſtromab: 


mit Zucker 103 Kähne 5 Dampfer. 
„ Stückgütern Auer 43 N 
" Hafer 6 * * 


Hülſenfrüchten EA 
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mit Gerſte 5 Kähne — Dampfer. 
„ gebeiltem Nutzholz 4 „ — 5 
„ geſägtem Nutzholz 8 5 
„ verarbeitetem Eiſen 1 „ — 7 
„ Melaſſe ran} 1 2 
„ Mauerſteinen 8 — * 0 
„ Roggen Bi NE N 
„ Mehl W % rn ) 
„ Weizen Ab 6 
„ Grubenpfählen Ds — * 
2. Ganz befrachtet ſtromauf: 
mit Schwerſpat 1 Kahn. 
„ Roheiſen Piet 
„ Soda 4 Kähne. 
„ Kalkſteinen 19 n, 
„ Thonerde * * 
„ Pech 1 „ 
„ Heringen 5 
„ diverſen Stückgütern Ache 1 Dampfer. 
3. Ganz entlöſcht ſtromauf: „ 
mit verarbeitetem Eiſen 20 Kähne. 
„ Steinkohlen 37 | 
„ Roheiſen n 1 Dampfer. 
„ Wein 1 „ — 75 | 
„ Maſchinentheilen * Pi 
„ Zucker n, " f 
„ Petroleum J e 1 „ 
„ Heringen Br 5 1 " 
„ Brennholz al — 1 
„ Chamotteſteinen 1, 2200 „ | 
„ Cichorien * 1 f 
„ diverſen Stückgütern 49 „ 78 6 ' 
4. Ganz entlöſcht ſtromab: 
mit Kleie 144 Kähne. 
„ Feldſteinen 35: Li 
„ Kartoffeln 12 ua 
ö „ Hülſenfrüchten Hrn, 1 Dampfer. 
1 „ Weizen Wu — 7 
| „ rohem Nutzholz 2 1m, = " 


Kuhhaaren 
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mit Oelkuchen 5 Kähne — Dampfer. 

„ Roggen 1 mp 1 . 

„ Oelſaat 11 2 

„ anderem Getreide DL 4 
ſonſtigen Gegenſtänden 3 


Im Sicherheitshaſen haben im Winter 1895/96 "Unterkunft geſucht 
8 Dampfer, 1 Taucherſchacht, 1 Zangenbagger, 2 Badeanſtalten, 115 Weichjel- 
kähne, 21 Bauprähme. 

Der Schifffahrtsverkehr von und nach Rußland iſt gegen das Vorjahr 
geringer geweſen, es haben von Rußland nur 662 beladene Kähne (777) 
und nach Rußland nur 414 beladene Kähne (541) Thorn paſſirt. 

Zugenommen hat hier der Verkehr in Zucker, es wurden mit dieſem 
Artikel befrachtet 61 Kähne und 1 Dampfer (42 Kähne), geringer geweſen 
iſt der Verkehr in Kleie, entlöſcht wurden 144 Kähne (157). 

Erwähnenswerth erſcheint, daß hier im Jahr 1895 1213 Tonnen 
Heringe (799) eingegangen ſind. 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe des Vorjahres an. 


6. Eiſenbahnverkehr. 


Auf dem hieſigen Hauptbahnhoſe hat ſich der Verkehr in Zucker, 
Weizen, Roggen, Hafer vermehrt, in Mühlenfabrikaten gegen das Vorjahr 
vermindert. Es gingen ein 22298 To. Zucker (7450), 1815 To. Weizen 
(1159), 2255 To. Roggen (1540), 1482 To. Hafer (354). Mühlenfabrikate 
gingen ein 35862 To. (40669) und wurden verſandt 49179 To. (54967). 

Der Perſonenverkehr iſt gegen das Vorjahr geringer geworden, es 
reiſten ab vom Hauptbahnhoſe 165111 Perſonen (176583), vom Stadt- 
bahnhofe 145321 Perſonen (161407). 

Im Viehverkehr iſt im Eingang und Verſandt von Schweinen eine 
bedeutende Abnahme zu verzeichnen, Eingang 54113 (64707), Verſandt 
58824 (67952), der Verſandt von Gänſen hat ſich erheblich vermehrt 
143228 (123088). 

Der Rückgang im Schweineverkehr hat feine Urſache in dem vom 
Herrn Regierungs-Präſidenten im Februar 1895 erlaſſenen Verbot der Einfuhr 
lebender Schweine aus Rußland in das Thorner ſtädtiſche Schlachthaus. 
(Vergleiche auch beſondere Artikel.) 

Auf Station Mocker iſt eine beſondere Zunahme im Eingange von 
Steinkohlen und Koks, von Oelkuchen und Zucker zu verzeichnen, auch der 
Perſonenverkehr hat ſich vermehrt, les reiſten ab 15 299 Perſonen gegen 
14282 im Vorjahre), ebenſo der Eingang von Schweinen und Ziegen, 
Schafen, Lämmer. Gänſe und Puten ſind im Berichtsjahre auf Station 
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Mocker überhaupt nicht eingegangen, während der Eingang im Jahr 1894 
24904 Stück betrug. 


7. Getreidesufuhren 
auf dem Wege über Gollub und Leibitſch. 

Die Zuführen aus Polen unter Begleitſchein Controlle über Gollub 
und Leibitſch hierher ſind geringer als im Vorjahre. Es gingen ein über 
Gollub 20 To. Roggen, 10 To. Gerſte, über Leibitſch 88 To. Weizen, 
38 To. Roggen, 57 To. Gerſte, 20 To. Hafer, 10 To. Hülſenfrüchte. 

Der Rückgang in den vorſtehenden Zahlen erklärt ſich daraus, daß die 
in Gollub und Leibitſch ſich im Betriebe befindenden Mühlen den größten 
Theil der ruſſiſchen Zufuhren aufnehmen. 


1. Stempelſteuergeſetz. 


Gegen den Stempelſteuergeſetzentwurf, welcher von der Königlichen 
Staatsregierung im Anfang des Jahres dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt 
wurde, überſandten wir der 2. Kammer nachſtehende Petition: 

„Unterm 6. Februar d. J. iſt dem Hohen Hauſe der Abgeordneten 
Seitens der Königlichen Staatsregierung der Entwurf eines Stempelgeſetzes 
nebſt Tarif und Begründung zur Beſchlußfaſſung vorgelegt worden. Der 
Entwurf war, bevor er dem Hohen Hauſe zuging, nicht veröffentlicht worden, 


es konnten deßhalb auch nicht die berufenen Vertreter des Handels und der 
Induſtrie, Handelskammern und ſonſtige kaufmänniſche Korporationen zu 
demſelben Stellung nehmen, und doch ſind gerade dieſe genannten Erwerbs— 
zweige von den Beſtimmungen deſſelben am härteſten betroffen. 

Unter dieſen Umſtänden bitten wir das Hohe Haus egrerbietigſt, 
zunächſt zu erwägen, ob es nicht im allgemeinen Intereſſe ſich empfehlen 
möchte, die Beſchlußfaſſung über den Entwurf auszuſetzen und die Staats 
regierung aufzufordern, zunächſt die Gutachten und Wünſche der betheiligten 
Kreiſe zu hören. 

Unterm 28. v. Mts. hat die Handelskammer zu Breslau dem Hohen 
Hauſe einen Bericht zu dem vorliegenden Geſetzentwurf eingereicht, in welchem 
ſie gegen vier wichtige Beſtimmungen des Entwurfs vorſtellig wird, gegen 
die ſteuerliche Behandlung des Briefwechſels (8° 1 Abſ. 3), gegen die Be 
Neuerung der Lieferungsverträge (Tarif Nr. 34 Ziffer 3), der Schuldverſchrei 
bungen (Tarif Nr. 59) und gegen die Kontrollvorſchriften (§ 7), in erſter 
Linie aber auch um Ausſetzung der Beſchlußfaſſung für dieſe Seſſion und 
um Anhören der betheiligten Kreiſe bittet. 

In ähnlichem Sinne ſind verſchiedene andere Handelskammern gegen 
dieſen Geſetzentwurf vorſtellig geworden. 

Auch wir theilen die allſeitig hervorgetretenen Bedenken durchaus und 
erlauben uns in Nachſtehendem des Näheren auf den Entwurf einzugehen. 


2 * 
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Briefwechſel. § 1 Ab. 3 ſieht eine Stempelpflicht für den Briefwechjel 
vor, für den Fall, daß die Betheiligten beabſichtigt haben, durch den Brief— 
wechſel eine die Aufnahme eines förmlichen Vertrages erſetzende Beweiurfimbe 
über das Geſchäft zu errichten. 


Dieſe Beſtimmung muß uns höchſt bedenklich erſcheinen. Der Brief- 
wechſel unter Privatleuten blieb bisher von jeglicher Kontrole befreit; der 
neue Entwurf ſieht die umfaſſendſten Kontrolvorſchriften vor; angeſichts der— 
ſelben gewinnt die Stempelpflicht des an ſich durchaus ſekreten Briefwechjels 
eine Bedeutung, die hemmend und ſchädigend auf den Verkehr einwirken 
muß. Der Entwurf führt neue Steuern für Geſchäfte ein, die ſo gut wie 
ausſchließlich im Wege des Briefwechſels zu Stande kommen d. h. die 
gewöhnlichen Kauf- und gewiſſe Darlehnsgeſchäfte. Durch den geſammten 
kaufmänniſchen Verkehr wird ſich daher die Frage hindurchziehen, inwieweit 
die Korreſpondenz im Einzelfall der Stempelpflicht unterliegt. Die Stempel- 
freiheit des Briefwechſels bildete bisher ein Grundprincip des preußiſchen 
Stempelrechts, und wird der Briefwechſel der ſchriftlichen Aufnahme eines 
Vertrages direkt entgegengeſtellt und der mündlichen Abmachung gleichgeachtet. 
Mit dieſen Grundſätzen ſteht der $ 1 Abſ. 3 des Entwurfs nicht im Einklang, 
da er den Briefwechſel für ſtempelpflichtig erklärt, wenn die Kontrahenten 
beabſichtigt hatten, ein die Aufnahme eines förmlichen Vertrages erſetzende 
Beweisurkunde zu errichten. Daraus würde für Handel und Verkehr eine 
große Belaſtung und Beläſtigung anwachſen. Der Stempel ſoll bei Abſchluß 
des Vertrages kaſſiert werden und iſt nicht als ſixer, ſondern als vom Werthe 
des Vertragsobjects abhängiger gedacht. Es liegt aber in der Natur des 
kaufmänniſchen Verkehrs, daß in vielen Fällen bei Abſchluß des Vertrages 
der Werth der Waare noch nicht feſtſteht, es wird alſo der höchſte Betrag 
bei der Stempelbemeſſung angenommen werden; ſtellt ſich ſpäter der Werth 
der Waare geringer, dann erleiden die Kontrahenten poſitiven Schaden, da 
ſie in den meiſten Fällen bei der Umſtändlichkeit des Erſtattungsverfahrens 
auf den zu hoch verwendeten Stempelbetrag verzichten werden. In größeren 
Geſchäften wird die Anſtellung eines beſonderen Perſonals zur Löſung aller 
Schwierigkeiten bei der Stempelverwendung erfolgen müſſen. 


Wir halten es daher für dringend geboten, dem $ 1 Abſatz 1 eine 
Faſſung zu geben, 


welche die Freilaſſung des gewöhnlichen kaufmänniſchen Brieſwechſels 
mit Sicherheit gewährleiſtet und denſelben höchſtens dann zur 
Stempelpflicht heranzieht, wenn die Verkehrsſitte den Abſchluß eines 
förmlichen Vertrages mit ſich bringt, und erſichtlich iſt, daß dieſe 
Form durch den Briefwechſel umgangen werden ſollte. 
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Lieſerungsgeſchäfte. Nach Tarifnummer 34 Ziffer 3 unterliegen 

die gewöhnlichen Kauf- oder Lieferungsverträge über bewegliche Gegenſtände, 
dieſelben mögen zum Verbrauch im Gewerbe oder zur Wieder— 
veräußerung, ſei es in derſelben Beſchaffenheit oder nach Verarbeitung 
dienen, auch wenn ſie ferner von einem der Kontrahenten im Inlande 
erzeugt oder hergeſtellt ſind, 

einer Stempelabgabe von ½0 Prozent des Kaufpreiſes d. i. ½ pro Mille. 

Es handelt ſich hier um die Geſchäfte des täglichen Verkehrs, wie ſie der 

Produzent mit dem Zwiſchenhändler, der Fabrikant mit dem Großkaufmann, 

der Engroſſiſt mit dem Detailliſten abſchließt. 

Nach Lage der Geſetzgebung würde nach Annahme dieſer Tarifnummer 
der Fall eintreten, daß dieſelben Geſchäfte, wenn ſie börſenmäßig abgeſchloſſen 
werden, mit ¼10 pro Mille, ja ſogar die mit dem inländiſchen Produzenten 
geſchloſſenen garnicht verſteuert werden, wenn ſie aber im gewöhnlichen Loco— 
verkehr gemacht werden, ausnahmslos einer Steuer von Po pro Wille 
unterliegen. Dieſer preußiſche Stempel wird kaum in Einklang zu bringen 
ſein mit der von Reichswegen eingeſchlagenen Tendenz, welche auf höhere 
Belaſtung der Börſengeſchäfte abzielte. Dieſer Stempel würde ausſchließlich 
ein preußiſcher Landesſtempel bleiben, den das Waarenlieferungsgeſchäft nicht 
vertragen kann. Die Stempelabgaben würden auch den Landwirth treffen, 
denn wenn ſie auch beim Verkauf von Cerealien vom Händler übernommen 
werden ſollten, müßten ſie doch nothwendiger Weiſe eine weiteren Druck auf 
die Productionspreiſe ausüben. Den Zwiſchenhandel trifft die Steuer doppelt, 
ebenſo diejenigen Waaren, die bereits verſteuert in den Handel kommen, wie 
z. B. Spiritus. Wir glauben daher, daß der in Ausſicht genommene 
Stempel von ½ pro Mille für Kauf- und Lieferungsgeſchäfte ſich als eine 
für den preußiſchen Handel unerträgliche Steuer erweiſen würde. 

Schuldverſchreibu ngen. Tarif Nr. 59. Von den Beſtimmungen 
dieſer Tarifnummer werden Schuldverſchreibungen aller Art, im Beſonderen 
auch der Lombardverkehr getroffen, der bisher ſtempelfrei geweſen iſt. Die 
Steuer beträgt ¼0 Prozent für die erſten ſechs Monate und ſteigt bei jeder 
weiteren Prolongation um ½o0 bis fie die Höhe von ½1 Prozent erreicht hat. 
Im Lombardverkehr handelt es ſich meiſtens um Darlehne auf kurze Zeit, 
und wenn dabei der Stempel für ein einwöchentliches Darlehn mit 
½0 Prozent kaſſiert werden muß, dann würde das eine ungewöhnliche Be— 
laſtung des Lombardverkehrs bedeuten, unter der auch die Landwirthichaft, 
die ſich häufig ſolcher Lombarddarlehen bedient, zu leiden hätte; mithin 
würde die Stempelpflicht des Lombardverkehrs im direkten Widerſpruch zu 
den Beſtrebungen ſtehen, die auf eine Hebung und Erleichterung des land— 
wirthſchaftlichen Kredits gerichtet find. Es wird im Weiteren die Befürchtung 


laut, daß der Kontokorrentverkehr unter die Beſtimmung des $ 59b fallen 
könnte; erſcheint es auch unmöglich, daß beabſichtigt werden könnte, den 
Kontokorrentverkehr zur Stempelſteuer heranzuziehen, jo halten wir es doch 
für angezeigt, ſchon hier den Wunſch und die Bitte zum Ausdruck zu bringeſi, 
daß dieſer Verkehr von jeder Stempelpflicht befreit bleibt. 

Kontrolvorſchriften. $ 7 und 30. Der Entwurf kennt doppelte 
Kontrolvorſchriften, einmal eine ſpecielle, welche ſich auf den Werth des 
ſtempelpflichtigen Gegenſtandes bezieht (§ 79) und eine allgemeine — auf 
die Beobachtung der Stempelvorſchriften überhaupt (§ 30). Nach letzterem 
Paragraphen ſind ſämmtliche Privatperſonen verpflichtet, ſich auf Erfordern 
der Stempelbehörde über die Erfüllung der Stempelvorſchriften auszuweiſen, 
ſobald Thatſachen vorliegen, die eine Stempelverletzung vermuthen laſſen; 
weigert ſich der Betreffende, jo entſcheidet über die eventuelle Durchſuchung 
oder Beſchlagnahme das Gericht. Auf vage Behauptungen und Denunciationen 
hin wird der Privatmann der Defraudation dringend verdächtig erſcheinen 
und die Stempelbehörde kann den Ausweis verlangen. Nach § 7 hat 
die Stempelbehörde das Recht behufs Feſtſtellung des Werths eines ſtempel 
pflichtigen Gegenſtandes ſich die einſchläglichen Urkunden vorlegen zu 
laſſen, Deklarationen bei Ordnungsſtrafe zu erzwingen und, falls ihr alles 
das nicht genügt, durch perſönliche Einſichtnahme oder mit Hülfe von Sach— 
verſtändigen die Grundlagen für die Werthberechnung feſtzuſtellen. Dieſe 
Kontrole kann ſich kein anſtändiger Geſchäftsmann gefallen laſſen, er muß 
Indiskretionen und Schädigungen in ſeinem Geſchäft befürchten. Dieſe 
Kontrolvorſchriften erheiſchen eine ſorgfältige Umänderung. 

Schon aus den Beſprechungen zu den + Tarifnummern bitten wir das 
Hohe Abgeordnetenhaus gütigſt erſehen zu wollen, in welcher tief einſchneidenden 
und ſchädigenden Bedeutung der Stempelgeſetzentwurf auf das wirtſchaftliche 
Leben ſein würde, wenn er in ſeiner jetzigen Faſſung Geſetzeskraft erlangen 
ſollte. Der Entwurf enthält aber weitere Beſtimmungen, gegen die Bedenken 
zu erheben ſind, die zum Ausdruck zu bringen die vorausſichtlich kurze Zeit 
bis zur Schlußberathung in der Kommiſſion nicht geſtattet. 

Wir erlauben uns deßhalb an das Hohe Haus nochmals die Bitte zu 
richten: 


„Hochdaſſelbe wolle für dieſe Seſſion die Beſchlußfaſſung aus— 
ſetzen und die Staatsregierung erſuchen, die betheiligten Kreiſe um 
ihre Gutachten und Wünſche anzugehen, eventuell aber die 
beſprochenen 8 1 Abſ. 1 (Brieſwechſel), Tarif Nr. 34 Ziffer 3 
(Kauf- und Lieſerungsgeſchäfte), Tarif Nr. 59 (Schuldverſchreibungen), 
§ 7 und § 30 (Kontrolvorſchriften), in der bisherigen Faſſung 
abzulehnen.“ 
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2. Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. 

Im Juni forderte der Herr Regierungs-Präſident die Handelskammer 
auf, ſich eingehend darüber zu äußern, wie ſich die Beſtimmungen über die 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe bisher bewährt haben. Die Kammer 
arbeitete darauf den folgenden Entwurf aus und überſandte denſelben am 
J. Juli dem Herrn Regierungs-Präſidenten: 

„Auf den ſehr geehrten Erlaß vom 31. Mai d. I,, betreffend die ſeitens 
der betheiligten Herren Miniſter angeordnete Feſtſtellung, wie die am 1. Juli 
1892 in Kraft getretenen Beſtimmungen der Gewerbeordnungsnovelle vom 
1. Juni 1891 und der Ausführungsanweiſung vom 10. Juni 1892 über 
die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe ſich bewährt hat, berichten wir ſehr 
ergebeuſt Folgendes: 

Die zu dieſem Zweck von uns in hieſigen Intereſſentenkreiſen angeſtellten 
Erhebungen haben ergeben, daß die geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Sonntagsruhe im dieſſeitigen Handelskammerbezirk ſich als durchaus zweck— 
mäßig erwieſen haben. Die in dieſer Hinſicht gemachten Erfahrungen haben 
gelehrt, daß durch dieſelbe eine Benachtheiligung der Bevölkerung hinſichtlich 
der Verſorgung mit den nothwendigen Lebensmitteln und Bedarfsartikeln 
aller Art während der freigegebenen Verkaufsſtunden an den Sonntagen nicht 
herbeigeführt worden iſt; ebenſo haben die Gewerbtreibenden die Ueber— 
zeugung gewonnen, daß, nachdem das Publikum ſich mit den geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Sonntagsruhe hinlänglich vertraut gemacht und an 
dieſelben gewöhnt hat, ein Rückgang ihres Abſatzes oder eine Benachtheiligung 
ihres Gewerbes nicht eingetreten iſt; nachdem man ſomit in den Kreiſen der 
verſchiedenen Gewerbtreibenden die Erfahrung gemacht hat, daß die 
anfänglichen Befürchtungen, welche vielfach wegen der zu erwartenden nach 
theiligen Folgen für das Erwerbsleben gehegt wurden, unbegründet waren, 
iſt man immermehr dazu übergegangen, in der Einführung der Sonntagsruhe 
eine große Wohlthat, ſowohl für die Geſchäftsinhaber als auch die Ange— 
ſtellten zu ſchätzen, und deren Wirkung im Allgemeinen als eine durchaus 
befriedigende anzuerkennen. Vor der Ausführung der geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Sonntagsruhe vom 1. Juni 1891, traten auf Seiten einzelner 
Gewerbtreibenden Wünſche hervor, welche auf eine Erweiterung und Aus- 
dehnung der für die Sonntage beſtimmten Verkaufszeit gerichtet waren; jo 
3. B. glaubten die Inhaber von Bäckereien, daß es nothwendig ſein würde, 
ihnen eine erweiterte Verkaufszeit in den Nachmittagsſtunden von 4—6 Uhr 
zu bewilligen, damit das Bedürfniß der Bevölkerung an Backwaaren in aus— 
reichendem Maße befriedigt werden könnte, und ſie ſelbſt in dem Betriebe 
ihres Gewerbes nicht Schaden erleiden; ihnen wurde die Nachmittagsſtunde 
von 4—5 Uhr freigegeben; aber ſie haben dieſelbe nie auszunutzen verſucht, 


— 
weil es ihnen nicht als lohnend erſchienen iſt, für dieſe eine Stunde ihre 
Verkaufsräume dem Publikum zu öffnen und dabei die Dienſte der Angeſtellten 
in Anſpruch zu nehmen, denen damit unnützerweiſe eine Verkürzung und 
Störung der Sonntagsruhe zugefügt worden wäre; heute, nachdem ſich an 
der Hand der gemachten Erfahrungen die im Rahmen der geſetzlichen Be- 
ſtimmungen freigegebene Verkaufszeit als ausreichend erwieſen hat, ſtehen ſie 
davon ab, ebenſo die Händler mit Fleiſchwaaren, Anträge auf Aenderung 
der Anweiſung vom 10. Juni 1892 zu ſtellen. 

Ferner wurden in Intereſſentenkreiſen des Handels mit Cigarren und 
Tabak Befürchtungen laut, daß die geſetzlichen Beſtimmungen über die Sonn— 
tagsruhe ihrem Gewerbe ſchwere Schäden zufügen könnte; um denſelben 
wirkſam begegnen zu können, meinten ſie, außer den allgemein freigegebenen 
fünf Verkaufsſtunden noch weitere 2 Stunden am Nachmittage und zwar 
von 4— 6 Uhr eingeräumt erhalten zu müſſen; wir haben dieſe Wünſche ſ. Z. 
auch ausführlich zum Ausdruck gebracht, ohne daß dadurch eine Erfüllung derſelben 
herbeigeführt worden iſt. Heute ſieht auch dieſe Erwerbsgruppe davon ab, ihre ſ. Z. 
geſtellten Anträge auf Abänderung der geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Sonntagsruhe zu erneuern. Von Vertretern der Cigarren- und Tabakbranche 
iſt uns einſtimmig geſagt worden, daß man heute in derſelben, nachdem das 
Publikum ſich mit ihren Beſtimmungen vertraut gemacht hat, und ihnen ent— 
ſprechend die Verſorgung an Cigarren und Tabak rechtzeitig bewirkt, einen 
Nachtheil nicht weiter zu erblicken vermag, und in Folge der Sonntags— 
ruhe eine Beeinträchtigung ihres Gewerbes nicht eingetreten iſt; man will im 
Gegentheil die Erfahrung gemacht haben, daß an den Sonntagen vor den 
Feſten, an denen die Nachmittagsſtunden von 4—6 Uhr freigegeben find, ein 
ſtärkerer Verkauf nicht erzielt worden iſt, ſondern daß die Verkaufsräume 
während dieſer Zeit leer an Käufern geblieben ſind. 


In dem ſehr geehrten Erlaß vom 31. Mai d. J. wird im Weiteren 
die Frage zur Erörterung geſtellt, ob es wünſchenswerth und durchführbar 
ſein würde, die Verkaufsſtunden für die einzelnen Zweige des Handelsgewerbes 
verſchieden feſtzuſetzen, z. B. in der Weiſe, daß der Handel mit Lebensmitteln 
wie bisher, vorwiegend am Vormittag zugelaſſen, für den Handel mit Manu— 
faktur- und Schnittwaaren und dergl. aber die Verfaufszeit in die Stunden 
bis 3 oder 4 Nachmittags verlegt würde. Unſerer Meinung nach empfiehlt 
es ſich nicht, eine derartige Einrichtung zu treffen, die das Publikum nur 
verwirren, und den einzelnen Zweigen des Handelsgewerbes keinen Vor— 
theil ſchaffen würde; eine einheitliche Durchführung der Beſtimmungen über 
die Sonntagsruhe, dürfte ſowohl im Intereſſe der Gewerbtreibenden als 
auch der Bevölkerung den Vorzug verdienen. Darauf hinzielende Verände— 
rungen ſind auch von keiner Seite gewünſcht worden, und was den Handel 
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mit Manufaktur- und Schnittwaaren anbetrifft, jo hat auch dieſer ſeine 
Anſicht dahin geäußert, daß die Durchführung der geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Sonntagsruhe keinerlei Schäden oder Nachtheile zur Folge gehabt 
haben; Abänderungs-Anträge, oder eine Verlegung der Verkaufsſtunden wer— 
den im Allgemeinen von dieſer Seite nicht geſtellt, nur hinſichtlich des einen 
Sonntags vor Weihnachten wird von Vertretern dieſer Branche der Wunſch 
geäußert, daß die freigegebene Verkaufszeit von 4—6 Uhr Nachmittags aus— 
gedehnt werden möge auf die Zeit von 4—8 Uhr Abends. Die zwei 
Stunden von 4—6 Uhr reichen am bezeichneten Tage, an dem der Andrang 
des kaufenden Publikums, namentlich aus der Landbevölkerung, beſonders 
ſtark iſt, zur Befriedigung der Bedürfniſſe nicht aus, und es läge daher ſowohl 
im Intereſſe der Bevölkerung, als auch des Handels mit Manufaktur- und 
Schnittwaaren, eine verlängerte Verkaufszeit an dem Sonntage vor Weih— 
nachten um die gewünſchten 2 Stunden eintreten zu laſſen. Es hat ſich 
gezeigt, daß am bezeichneten Sonntage im Geſchäftslokal befindliche Käufer 
daſſelbe mit Schluß der Verkaufszeit, alfo um 6 Uhr, verlaſſen mußten, ohne 
ihren Einkauf beſorgen zu können. § 105 b Abſatz II der geſetzlichen 
Beſtimmungen ſagt, daß für die letzten vier Wochen vor Weihnachten ſowie 
für einzelne Sonn- oder Feſttage, an welchen örtliche Verhältniſſe einen 
erweiterten Geſchäftsverkehr erforderlich machen, die Polizeibehörde eine Ver— 
mehrung der Stunden, während welcher die Beſchäftigung im Handelsgewerbe 
ſtattfinden darf, zulaſſen kann; im Weiteren beſtimmt § 105e, daß für 
Gewerbe, deren vollſtändige oder theilweiſe Ausübung an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen zur Befriedigung täglicher oder an dieſem Tage beſonders hervor— 
tretender Bedürfniſſe der Bevölkerung erforderlich iſt, durch Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde Ausnahmen von den in § 105 b getroffenen 
Beſtimmungen zugelaſſen werden können. Dies trifft für den Handel mit 
Manufaktur- und Schnittwaaren, ſowie mit Galanteriewaaren zu, jo daß 
hier wohl eine Erweiterung des Geſchäftsverkehrs um die Stunden von 
6—8 Uhr als zweckmäßig erachtet werden kann. 

Eine Ausnahmeſtellung in der Beurtheilung der Wirkungen der Sonntags- 
ruhe nimmt eine hieſige größere Confituren- und Chocoladenfabrik mit offener 
Verkaufsſtelle ein, welche gleichzeitig einen Vertrieb von Backwaren, nämlich den 
ſogenannten Gates, unterhält; von dieſer Seite wird der dringende Wunſch 
geäußert, an den Sonntagen eine erweiterte Verkaufszeit in den Nachmittags- 
ſtunden von 4—6 Uhr zu erhalten, angeblich deshalb, weil dem Gewerbe aus 
der Konkurrenz der Konditoreien, welche einen Vertrieb von Conſitüren und 
Backwaaren unterhalten, und am Sonntag Nachmittag für den Verkehr 
geöffnet bleiben, eine Schädigung erwächſt. Uns will jedoch ſcheinen, daß 
die Beſtimmungen des $ 105e, wonach Ausnahmen von den im $ 105b 


getroffenen Beſtimmungen zugelaſſen werden können, für Gewerbe, deren 
vollſtändige oder theilweiſe Ausübung an Sonn- und Feſttagen zur Befriedigung 
täglicher oder an dieſen Tagen beſonders hervortretender Bedürfniſſe der Be— 
völkerung erforderlich iſt, eine Anwendung in dieſem Falle nicht zu finden 
haben; wir glauben nicht, daß die Klagen begründet ſind, und daß dieſelben 
dazu angethan find, eine Aenderung der Anweiſung vom 10. Juni 1892 
eintreten zu Lafjen. 


Hinſichtlich der Frage 2, ob einzelnen Zweigen des Handelsgewerbes 
weſentliche Nachtheile daraus erwachſen, daß bislang der Gewerbebetrieb der 
Gaſt- und Schankwirthe an Sonn- und Feſttagen erheblichen Beſchränkungen 
nicht unterliegt und bejahenden Falls in welcher Weiſe Abhilfe zu ſchaffen 
ſein möchte, geſtatten wir uns ergebenſt Folgendes zu bemerken. Im Allge— 
meinen glauben wir dieſe Frage verneinen zu können; nur von Gewerbe— 
treibenden im Handel mit Cigarren und Tabak iſt darüber Klage geführt 
worden, daß ihnen weſentliche Nachtheile aus dem Umſtande erwachſen, daß 
die Schankſtellen der Deſtillationen an Sonn- und Feſttagen nicht denſelben 
Beſchränkungen unterliegen, welchen fie unterworfen find. Dadurch iſt den 
Inhabern dieſer Schankſtellen die Möglichkeit eines erweiterten Geſchäftsverkehrs 
gegeben, während deſſen ſie zum Nachtheil der Gewerbtreibenden im Handel 
mit Cigarren und Tabak einen Abſatz in dieſen Artikeln bei dem in den 
Lokalen verkehrenden Publikum finden. Eine Beſeitigung dieſes Uebelſtandes 
wäre wirkſam nur dadurch herbeizuführen, daß die Schankſtellen der 
Deſtillationen den gleichen Beſchränkungen unterworfen werden. Aber auch 
aus anderen Gründen erſcheint es wünſchenswerth, eine Aenderung der geſetz— 
lichen Beſtimmungen über die Sonntagsruhe für dieſe Gewerbebetriebe in 
Ausſicht zu nehmen. Bei der Durchführung dieſer Vorſchriften hat ſich 
gezeigt, daß die Angeſtellten der verſchiedenen Gewerbebetriebe durch dieſelben 
in den Genuß einer auskömmlichen und geſicherten Sonntagsruhe geſetzt 
worden ſind und damit den Vortheil erlangt haben, während der gewonnenen 
freien Zeit an Sonn- und Feſttagen ſich einer anregenden und erfriſchenden 
Thätigkeit überlaſſen zu können, die ihrer körperlichen und geiſtigen Ausbildung 
zum Nutzen gereicht; mag auch die Sonntagsruhe nicht von allen Angeſtellten 
in dieſem Sinne verwandt werden, ſo wird man doch in dem Bewußtſein, 
daß wenigſtens von einem großen Theil der Angejtellten die Sonntagsruhe 
eine rationelle Verwendung findet, eine hohe Befriedigung empfinden. Um 
ſo mehr berechtigt erſcheint daher der Wunſch, daß auch alle Angeſtellten 
dieſer Vortheile theilhaftig gemacht werden, was auch der Abſicht und dem 
Geiſt des Geſetzgebers entſprechen dürfte. Dieſes Ziel der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen über die Sonntagsruhe iſt aber nicht erreicht worden bei den 
Angeſtellten in den Deſtillationen und Liqueur-Fabriken, welche in großer 
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Zahl den Betrieb offener Schnaps Verkaufsſtellen unterhalten und den Be 
schränkungen nicht unterliegen. Die Angeſtellten dieſer Betriebe genießen 
nicht den Vortheil einer auskömmlichen und geſicherten Sonntagsruhe; 
höchſtens alle 14 Tage erhalten fie einen freien Sonntag Nachmittag, 
an dem ſie ſich erholen können; die übrige Zeit ſind ſie genöthigt, 
ihre Zeit einer Thätigkeit zu opfern, die wahrlich erziehentlich nicht 
günſtig wirken kann. Dieſe Kategorie von Angeſtellten iſt ſomit den 
Uebrigen gegenüber hinfichtlich der Sonntagsruhe ſehr benachtheiligt, und 
es iſt auch nicht einzuſehen, aus welchem Grunde dieſe Betriebe mit den 
übrigen Gewerbebetrieben nicht gleichgeſtellt werden und vor dieſen gewiſſer— 
maßen eine Bevorzugung genießen ſollen. Vom ſozial-ethiſchen Geſichtspunkte 
aus betrachtet, erſcheint das Offenhalten der zahlreichen Schnapsſchankſtellen 
an den Sonntagen des ſchlechten Eindrucks wegen nicht gerechtfertigt; es 
gewährt kein ſchönes Bild, welches ſich während einer Zeit, zu der alle 
übrigen Geſchäfte geſchloſſen ſind, und Alles eine gewiſſe Feierlichkeit zur 
Schau trägt, vor den und in den Schankſtellen dem Auge des Vorüber⸗ 
gehenden bietet, und wir glauben daher, daß es nur im Intereſſe der ganzen 
Bevölkerung läge, auch die Gewerbebetriebe der Schnapsſchankſtellen in den 
Deſtillationen den Beſchränkungen der allgemeinen Beſtimmungen über die 
Sonntagsruhe zu unterwerfen. 

Punkt 3 des Erlaſſes ſtellt die Frage, ob für den Buchhandel auf 
Bahnhöfen beſondere Erleichterungen angezeigt erſcheinen. Bisher war von 
der Zulaſſung ſolcher Erleichterungen auch mit Rückſicht auf die mit den 
Bahnhofsbuchhändlern konkurrirenden übrigen Buchhändler Abſtand genommen. 
In unſeren in Folge miniſterieller Verfügung vom 15. Dezember 1892 au 
die hieſige Polizei Verwaltung unterm 26. Januar 1893 gemachten Aus 
führungen, empfahlen wir im Jutereſſe des reiſenden Publikums und 
bezeichneter Kategorie von Gewerbtreibenden die Freigabe des Verkaufs von 
Zeitungen und Reiſelektüre an Sonn- und Feſttagen auf den Bahnhöfen, 
immer in angemeſſener Zeit vor Abgang der Züge. Auch heute können wir 
nur empfehlen, für den Buchhandel auf Bahnhöfen in dieſem Sinne eine 
Aenderung der geſetzlichen Beſtimmungen über die Sonntagsruhe eintreten zu 
laſſen, wodurch dem Intereſſe des reiſenden Publikums in erſter Linie, dann 
aber auch der betreffenden Gewerbtreibenden nur gedient ſein kann; nach den 
von uns angeſtellten Erhebungen in Intereſſentenkreiſen steht ein Nachtheil 
für die mit den Bahnhofsbuchhändlern konkurrirenden übrigen Buchhändler 
unſeres Platzes nicht zu befürchten — vielmehr haben dieſelben ſich ganz 
entſchieden für die Gewährung der vom Buchhandel auf Bahnhöfen ange 
ſtrebten Freiheiten ausgeſprochen. 

Klagen über ein Anwachſen des Gewerbebetriebes im Umherziehen in 
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Folge der Sonntagsruhe find im dieſſeitigen Handelskammerbezirk aus den 
Kreiſen des Handelsgewerbes nicht laut geworden. Der Hauſirhandel findet 
hier überhaupt nicht das ergiebige Feld wie in anderen Theilen der Monarchie 
mit dichterer Bevölkerung; dennoch aber tritt er auch hier ſcharf genug als 
Konkurrent hervor, und zwar mehr, als es den hieſigen Gewerbtreibenden, 
die ſich unter dem Druck hoher Steuern und Abgaben befinden, lieb iſt. 


3. Branntweinſteuergeſetz. 


Durch den Entwurf zur Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes vom 
24. Juni 1887 wurde unſere Alkohol-Eſſig-Induſtrie ſchwer beunruhigt. 
Dieſelbe fürchtete nämlich, daß bei unveränderter Annahme des Entwurfs 
eine derartige Erhöhung des Alkoholpreiſes eintreten würde, daß ihr eine 
Konkurrenz mit der Eſſigeſſenz-Induſtrie unmöglich gemacht würde. Der Kampf 
mit dieſer Induſtrie war ſchon ſchwer genug, da dieſelbe unter ſehr günſtigen 
Bedingungen produziert. Die Eſſigeſſenz-Induſtrie fabriziert Holzeſſigſäure, 
gereinigt Eſſigeſſenz genannt, auf chemiſchem Wege durch Deſtillation aus 
Holzeſſig oder aus holzeſſigſaurem Kalk und bezieht ihre Rohmaterialien dazu 
in großer Menge zollfrei aus dem Auslande oder aus inländiſchen Fabriken, 
wo ſie als Nebenprodukte gewonnen werden. Dieſe Rohmaterialien ſind zu 
ſehr billigen Preiſen erhältlich. Während es ferner nur möglich iſt, den aus 
Alkohol durch Gährung hergeſtellten Eſſig auf 12—14 % Säuregehalt zu 
bringen, kann die Eſſigeſſenz bis auf 90—95 % Säuregehalt konzentriert 
werden, wodurch ſich natürlich die Frachtverhältniſſe ungleich günſtiger 
geſtalten. Daß die Eſſigeſſenz-Induſtrie den Alkohol-Eſſig-Fabriken bedeutenden 
Abbruch gethan hat, ergiebt ſich daraus, daß trotz Zunahme des Eſſig⸗ 
Verbrauchs der Durchſchnittsverbrauch an Alkohol für Eſſigbereitung der 
Jahre 1887/93 noch um 1000 hl reinen Alkohols zurückblieb gegen den 
Durchſchnitt der Jahre 1883/87. Eine Preisſteigerung des Alkohols konnte 
unter dieſen Umſtänden zum Ruin einer immerhin jährlich noch ca. 15000000 1 
reinen Alkohols verbrauchenden Induſtrie führen. Bisher erhielt die Alkohol⸗ 
Eifig-Induftrie für den Alkohol, der durch Oxydation in Eſſig umgewandelt 
wird, die vom Staate erhobene Maiſchraumſteuer zurückvergütet. Nun 
beſtimmte der Art. II § 1 des neuen Geſetzentwurfs, daß neben der beſtehenden 
Branntweinſteuer eine Brennſteuer erhoben werden ſollte. Eine Befreiung 
derjenigen Branntweine, welche zu gewerblichen Zwecken, zur Eſſigbereitung 
u ſ. w. verwendet wird, war in dem Entwurf nicht vorgeſehen; im Fall der 
Annahme würde ſich alſo der Alkohol um die Brennſteuer vertheuert haben. 
Um die auch in unſerem Kreiſe blühende Induſtrie zu ſchützen, richtete die 
Handelskammer eine Petition mit ausführlicher Begründung an den Reichstag, 
worin ſie denſelben erſuchte, in das Geſetz eine Beſtimmung aufzunehmen 
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dahingehend, daß derjenige Branntwein, welcher zu gewerblichen Zwecken, zur 
Eſſigbereitung u. ſ. w. verwendet wird, von der Brennſteuer befreit bleibt. 
Dieſer Wunſch der Alkohol-Eſſig-Induſtrie iſt in Erfüllung gegangen, 
denn das neue Geſetz beſtimmt in Art. II $ 3 Abſatz 1: 
„In denjenigen Fällen, in welchen bei der Ausfuhr von 
Branntwein ſowie von Fabrikaten, zu deren Herſtellung Branntwein 
verwendet worden iſt, nach dem Auslande ein Erlaß oder eine 
Vergütung der Branntweinverbrauchsabgaben eintritt, iſt der Betrag 
von 6 Mark für jedes Hektoliter reinen Alkohols zu erſtatten. Bis 
zu dem gleichen Betrage kann für den zur Eſſigbereitung verwendeten 
Branntwein eine Vergütung der Brennſteuer gewährt werden.“ 
Zur Ausführung des Geſetzes hat der Bundesrath in ſeiner Sitzung 
vom 27. Juni 1895 über dieſen Punkt die folgende Beſtimmung getroffen: 
„Bei der ſteuerfreien Verabfolgung von Branntwein zu gewerblichen ꝛc. 
Zwecken wird 
a. in denjenigen Fällen, in welchen der Branntwein der 
Maiſchbottich- oder Materialſteuer unterlegen hat, eine 
Vergütung der Maiſchbottich- oder Materialſteuer mit 
0,1601 Mark, 
b. in denjenigen Fällen, in welchen eine Denaturirung mit 


Eſſig ſtattfindet, außerdem eine Vergütung der Brennſteuer 
mit 0,03 Mark 


für jedes Liter reinen Alkohols gewährt.“ 


Im Intereſſe der landwirthſchaftlichen Brennereien unſerer Gegend 
richteten wir gelegentlich der Berathung des Branntweinſteuergeſetzentwurfs 
noch die folgende Petition an den Reichstag: „Nach den beſtehenden Be— 
ſtimmungen ſollen diejenigen Fehlmengen, die bei der Lagerung und Reinigung 
von Spiritus ſich ergeben, ſoweit ſie verbrauchsabgabenfrei find, und jofern 
verſchiedenen Steuerſätzen unterliegende Branntweine im Lager vorhanden ſind 
und nicht getrennt gelagert werden, von derjenigen nach dem Konto vor— 
handenen Branntweinmenge abgeſchrieben werden, auf welcher der höchſte 
Abgabenſatz ruht. 


Iſt im Lager ſowohl Branntwein vorhanden, für welchen die Maiſch⸗ 
bottig- oder Materialſteuer entrichtet iſt, als auch Branntwein, bei welchem 
dies nicht der Fall iſt, ſo erfolgt die Abſchreibung nach Maßgabe der vor- 


ſtehenden Beſtimmungen bei demjenigen Branntwein, für welchen Maiſchbottig⸗ 
oder Materialſteuer nicht entrichtet iſt. 


Der Geſetzgeber bezweckte mit dieſer Beſtimmung, daß derjenige Brannt— 
wein, der als Trinkbranntwein Verwendung ſindet, auch mit der Maiſchraum— 


en 
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ſteuer belaſtet werden, während der zum Export oder zur Denaturirung be— 
ſtimmte hiervon befreit bleiben ſollte. 

In gleicher Weiſe ſollten die Wetten ge, die bei der Lagerung 
und Reinigung von Spiritus durch natürliche Einflüſſe verloren gehen, von 
der Maiſchraumſteuer befreit bleiben, indem geſtattet wurde, die Fehlmengen 
bei den Beſtandesaufnahmen von derjenigen Waare abzuſchreiben, auf welcher 
keine Maiſchraumſteuer laſtet. 

Der deutſche Spiritus ſollte durch dieſe Beſtimmungen exportfähiger 
gemacht werden, auch ſollte den Spritfabriken eine Erleichterung geſchaffen 
werden in einer Zeit wo die Spritfabrikation in Folge des Branntwein 
ſteuergeſetzes vom Jahre 1887 unter der Verringerung der Production und 
des Verbrauchs litt. 

In Folge der angeführten Beſtimmungen hat ſich nun das Verfahren 
herausgebildet, daß in allen Spiritus-Raffinerien und Theilungslägern ein 
ſtändiges Lager von Branntwein gehalten wird, für den keine Maiſchbottig 
Steuer entrichtet iſt und der einer Verbrauchsabgabe von Mk. 70 20 alſo 
Mk. 90 unterliegt. Von dieſer Waare werden dann die entſtandenen Fehl 
mengen abgeſchrieben. 

Der ſogenannte 90er Spiritus wird faſt ausſchließlich in den gewerb 
lichen Brennereien hergeſtellt, deren Product von der Maiſchraumſteuer be 
freit aber mit einem Zuſchlage von 20 Mk. zur Verbrauchsabgabe belaſtet 
iſt. Dieſe Verbrauchsabgabe iſt niemals gezahlt worden. Das Geſetz vom 
Jahre 1887 bezweckte mit der Aufhebung der Maiſchraumſteuer in den ge 
werblichen Brennereien der Gefahr vorzubeugen, daß induſtrielle Großbetriebe 
den Betrieb in den landwirthſchaftlichen Brennereien erſchweren. Gewerbliche 
Brennereien exiſtiren hauptſächlich in Mittel- und Weſtdeutſchland, deren mit 
90 Mk. Verbrauchsabgabe belaſteten Producte lebhaft begehrt werden, da ſie 
für die Zwecke der Abſchreibungen auf Lager bei Schwindungen auch im 
Oſten genommen werden. Dieſe Producte werden theuerer bezahlt, als der 
70er Spiritus einſchl. der Maiſchraumſteuer. Nun produeirt der Oſten doch 
mehr Spiritus als er conſumirt, mit ſeinem Ueberfluß iſt er auf den Abſatz 
nach Mittel- und Weſtdeutſchland angewieſen, wo das Gegentheil der Fall 
iſt; wenn trotzdem jetzt der Oſten aus dem Weſten, und Mitteldeutſchland 
für die Schwindabſchreibungen 90er Spiritus bezieht, ſo iſt das eine Er 
ſcheinung auf wirthſchaftlichem Gebiet, die einzig daſtehen dürfte, zumal wenn 
noch in Erwägung gezogen wird, daß der Bezug des Spiritus ſich für den 
Oſten durch die Bahnfrachten erheblich vertheuert. 

Der Bedarf an 90er Spiritus zu Schwindabſchreibungen wird auf 
6 Millionen Liter jährlich geſchätzt und es erſcheint billig, den landwirth 
ſchaftlichen Brennereien die Möglichkeit zu gewähren, an der Lieferung dieſes 


31 


Bedarfs Theil nehmen zu können. Dies kann nur geſchehen, wenn der in 
den letztgenannten Brennereien erzeugte Spiritus, ſoweit er zu Abſchreibungen 
Verwendung finden ſoll, dem 90er Spiritus gleichgeſtellt und wie dieſer von 
der Maiſchraumſteuer befreit wird. 

Wir erlauben uns deshalb an den Hohen Reichstag die ergebenſte 
Bitte zu richten, Hochderſelbe wolle beſchließen, daß der jetzt Hochdemſelben 
zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorliegenden Novelle zum Branntwein 
ſteuergeſetz folgender Zuſatz beigefügt werde: 

„Die bei der Lagerung und Reinigung von Branntwein ent 
ſtehenden Fehlmengen ſollen, ſoweit ſie nach den beſtehenden geſetz 
lichen Beſtimmungen ſteuerfrei bleiben, auf Autrag des Lagerinhabers 

entweder von demjenigen auf dem Lager vorhandenen mit 

dem höchſten Verbrauchsabgabenſatze belaſteten Branntweine 
abgeſchrieben werden, für welchen die Maiſchbottig- oder 

Materialſteuer nicht entrichtet iſt, 
oder 

von demjenigen auf dem Lager vorhandenen mit dem höchſten 

Verbrauchsabgabenſatze belaſteten Branntweine, für welchen 

die Maiſchraumſteuer oder Materialſteuer bereits entrichtet iſt. 

In dieſem Falle ſoll dieſe durch Ausfertigung von Brannt— 

weinſteuer-Vergütungsſcheinen zurückgezahlt werden.“ 


4. Geſetz über die priuatrechtlichen Verhältniſſe 
der Binnenſchiff fahrt. 


Von dem Herrn Regierungspräſidenten wurde die Kammer aufgefordert, 
ſich bezüglich einiger Paragraphen des Geſetzentwurfes über die privatrechtlichen 
Verhältniſſe der Binnenſchifffahrt gutachtlich zu äußern. Es handelte ſich 
hauptſächlich um die Lade- und Löſchzeit und die Ueberliegegelder. 8 29 
des Entwurfs beſtimmte u. A., daß die Ladezeit bei einer Ladung von über 
50100 Tonnen 4 Tage betragen ſollte. Die Kammer hielt dieſe Friſt für 
den hieſigen Ort für zu kurz bemeſſen. Schon bei gewöhnlichen Verhältniſſen 
fällt es hier ſchwer, in 4 Tagen dies zu bewerkſtelligen, es wird aber ganz 
unmöglich, wenn, was häufig genug vorkommt, über mehrere Kähne hinweg 
geladen werden ſoll. Es wurde deshalb von Seiten der Kammer eine Friſt 
von 6 Tagen vorgeſchlagen. Dem entſprechend würde natürlich auch die 
Löſchzeit für über 50100 Tonnen auf 6 Tage feſtzuſetzen ſein. Ferner 
beſtimmt § 32, daß das Liegegeld bei Schiffen bis zu 50 Tonnen Trag 
fähigkeit 12 Mt. betragen ſoll, bis 100 Tonnen 15 Mk. und ſo fort, jedesmal 
mit 50 Tonnen um 3 Mk. ſteigend. Die Kammer hielt dieſe Summen für 
zu hoch und empfahl mit 9 Mk. anzufangen. Leider ſind unſere Wünſche 
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nicht in Erfüllung gegangen, und es muß deshalb der ſpeziellen Vereinbarung 
überlaſſen werden, dieſe von uns hervorgehobenen Härten des Geſetzes zu 
mildern. 


5. Geſetz über die privatrechtlichen verhüältniſfe 
der Flößerei. 


Der Geſetzentwurf über die privatrechtlichen Verhältniſſe der Flößerei 
beſtimmte in § 22 Abſ. 2 Satz 2, daß das Pfandrecht des Entſchädigungs⸗ 
berechtigten gegen jeden Beſitzer verfolgbar ſein ſoll, bis das geflößte Holz 
auf das Land gebracht iſt. Dieſe Beſtimmung würde an ſolchen Orten, wo 
das angeflößte Holz, nachdem der Floßverband gelöſt iſt, mit andern Hölzern 
zuſammen im Waſſer gelagert bleibt, für den gutgläubigen dritten Erwerber 
recht nachtheilig wirken können. Er wäre ja bis zum Ablauf der Verjährungs— 
friſt in beſtändiger Gefahr, daß gegen ihn von unbekannten Entſchädigungs— 
berechtigten Pfandrechte geltend gemacht würden. Im Anſchluß an die 
Kaufmannſchaft zu Königsberg richteten wir eine Petition an den Reichstag 
mit dem Erſuchen, dem fraglichen Satz etwa folgende Faſſung zu geben: 

„Das Pfandrecht iſt, ſo lange das geflößte Holz noch ein geſchloſſenes 
Floß bildet, gegen jeden Beſitzer verfolgbar.“ Dieſe Faſſung wurde auch 
von dem Reichstag angenommen. Der weitere Antrag, die im § 30 vor— 
geſehenen Verjährungsfriſten einheitlich auf 6 Monate zu beſchränken, gelangte 
jedoch nicht zur Annahme. 


6. Zuckerſteuergeſetzentwurf. 


Im Frühjahre tauchten verſchiedene Pläne auf, welche ſich damit 
beſchäftigten, der gefährdeten Zuckerinduſtrie hilfreich beizuſpringen. So hatte 
der Reichstagsabgeordnete Dr. Paaſche einen Antrag im Reichstag eingebracht, 
worin eine erhöhte Exportprämie für Zucker verlangt wurde, womit natürlich 
eine Erhöhung der Zuckerſteuer verbunden wäre, damit die Reichskaſſe nicht 
geſchädigt würde. Da die Kammer dieſe Pläne volkswirthſchaftlich für 
ſchädlich hielt und der Ueberzeugung war, daß dies nicht der richtige Weg 
ſei, auf dem die Zuckerinduſtrie geſunden könne, ſo richtete ſie an den 
Bundesrath das folgende Geſuch: 

„Die ſchwierige Lage der Zuckerinduſtrie aller Länder, ins⸗ 
beſondere Deutſchlands hat zu mehreren Vorſchlägen Anlaß gegeben, 
welche eine Abhilfe dieſes Nothſtandes bezwecken. So haben die 
Aelteſten der Kaufmannſchaft zu Magdeburg eine Reſolution ange— 
nommen, in welcher eine möglichſt ſchleunige Erhöhung der Ausfuhr— 
vergütungen für Zucker in einem den derzeit bedeutend höheren 
Exportprämien anderer Staaten entſprechenden Maße gefordert wird. 


ER 


Der Abgeordnete Dr. Paaſche hat im Reichstage einen Antrag 
eingebracht, in welchem eine Erhöhung der Exportprämie für Zucker 
der Klaſſe a von Mark 1,25 auf Mk. 4, der Klaſſe b von Mk. 2 
auf Mk. 5,25, der Klaſſe e von Mk. 1,65 auf Mk. 4,60 verlangt wird. 
Um eine Schädigung der Reichskaſſe hierbei zu permeiden, wird 
gleichzeitig die Erhöhung der inländischen Verbrauchsabgabe von 
Mk. 18 auf Mk. 24 vorgeſchlagen. 

Beide Mittel erſcheinen uns nicht geeignet, der Zuckerinduſtrie 
dauernde Hülfe bringen zu können. Die Zuckerinduſtrie krankt an 
Ueberproduktion und dieſe würde ſich noch vergrößern durch Ein— 
führung erhöhter Ausfuhrprämie, auf den Export würde letztere 
aber kaum einen Einfluß ausüben, da ſelbſt bei einem noch geringeren 
Weltmarktpreiſe ſich der Verbrauch in den Zucker confumirenden 
Ländern, insbeſondere England und Frankreich nicht ſteigern wird. 
Die Erhöhung der deutſchen Ausfuhrprämie würde zudem ein 
gleiches Vorgehen der andern Zucker producirenden Länder zur 
Folge haben, und dem deutſchen Zucker wird dann das Abſatzgebiet 
in gleichem Maße ſtreitig gemacht werden, wie zuvor. Der 
Vorſchlag des Abgeordneten Paaſche, betreffend die Erhöhung 
der inländiſchen Verbrauchsabgabe will das Gegentheil von 
dem, was bisher zu erreichen angeſtrebt iſt, nämlich eine Ver⸗ 
größerung des Verbrauchs im eigenen Lande und kann deßhalb 
wohl weiter kaum in Betracht kommen. Wir ſind der 
Ueberzeugung, daß die Schädlichkeit des Syſtems der Ausfuhr— 
prämien von allen Zucker producirenden Ländern anerkannt wird, 
ſie verbilligen den conſumirenden Ländern den Zucker auf Koſten 
der produeirenden und zum Nachtheile der Staatskaſſe des expor- 
tirenden Landes, und wir glauben, daß alle hier in Betracht 
kommenden Staaten jetzt mehr als früher geneigt ſein werden, in 
Verhandlungen über Beſeitigung der direkten oder indirekten Ausfuhr- 
prämien in allen Zucker producirenden Ländern einzutreten. Iſt dieſe 
Beſeitigung erreicht, dann iſt der Ueberproduction ein Riegel vor— 
geſchoben und die geſammte Zuckerinduſtrie wird in geſunde Bahnen 
einlenken. 

Jetzt, während der Kriſis unſerer Zuckerinduſtrie die Ausfuhr- 
prämie zu entziehen, würden wir nicht für zweckmäßig halten, wir 
halten deßhalb ein Nothgeſetz wegen einſtweiliger Beibehaltung der 
jetzt noch beſtehenden Prämien für geboten und erlauben wir uns 
an den hohen Bundesrath die ehrerbietige Bitte zu richten: 106 

1. Dem Reichstage baldigſt ein Nothgeſetz vorzulegen, durch 
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welches die einſtweilige Beibehaltung der jetzigen Prämien auf aus— 
geführten Zucker feſtgeſetzt wird, etwaigen weitergehenden Anträgen 
aber die Zuſtimmung zu verſagen, 

2. mit Rußland, Oeſterreich-Ungarn, Frankreich, Belgie und 
Holland behufs Aufhebung der bis jetzt gewährten Ausfuhrprämie 
auf Zucker in Verhandlungen treten zu wollen.“ 


7. Honigzoll. 

Am 24. Dezember 1894 legte der Reichskanzler dem Reichstag den 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die Abänderung des Zolltarifs vor, der 
u. A. folgende Aenderung des Zolltarifs vom 24. Mai 1885 enthielt: 

Honig, 1. in Waben 100 kg 20 Mk., 
2. anderer, auch künſtlicher 100 kg 36 Mk. 
Der Zoll für Honig ad 2, der erſt im Jahre 1885 von 3 auf 20 Mk. 


pro Doppelzentner erhöht war, ſollte nach dem Geſetzentwurf eine weitere 
Erhöhung auf 36 Mk. erfahren. 


Das bedeutete eine ſchwere Schädigung unſerer Honigkucheninduſtrie, 
weshalb die Handelskammer in einer ausführlichen Petition den Reichstag 


erſuchte, dieſe Erhöhung abzulehnen und möglichſt den früheren Zollſatz von 
Mk. 3 pro Doppelzentner wieder einzuführen. Wir wieſen in dieſer Petition 
nach, daß die Motive der Staatsregierung für die Erhöhung des Honigzolls 
nicht zutreffend ſeien, ferner daß die inländiſchen Bienenzüchter aus der Zoll— 
erhöhung keinen Vortheil ziehen würden, daß dagegen die Honigkuchenfabriken 
in ihrer Lebensfähigkeit ſchwer geſchädigt werden müßten. Leider hatten wir 
keinen Erfolg mit unſerer Petition, denn der Reichstag nahm die Zollerhöhung 
auf Honig von 20 auf 36 Mk. an. 


Im Herbſt richtete die Kammer im Anſchluß an die Eingabe der 
Handelskammer zu Halle a. S. das folgende Geſuch an den Herrn Finanz— 
miniſter: 

„Das Geſetz betreffend den Zolltarif des deutſchen Zollgebiets und den 
Ertrag der Zölle u. ſ. w. vom 15. Juli 1879 beſtimmt in ſeinem § 2 Abſ. 3. 

„Bei der Ermittelung des Nettogewichts von Flüſſigkeiten 
wird das Gewicht der unmittelbaren Umſchließungen (Fäſſer, 
Flaſchen, Krucken und dergleichen) nicht in Abzug gebracht. Hin- 
ſichtlich des Syrups bewendet es bei den beſtehenden Beſtimmungen.“ 


Gemäß 8 1 des Bundesrathsbeſchluſſes vom 17. Mai 1888, Be— 
ſtimmungen über die Tara betreffend, wird das Gewicht der für den Transport 
nöthigen äußeren Umhüllung die Tara genannt. 


Iſt die Umgebung für den Transport und für die Aufbewahrung 
nothwendig dieſelbe, wie es z. B. bei Syrup ꝛc. die gewöhnlichen Fäſſer 
ſind, ſo iſt das Gewicht dieſer Umgebung die Tara. Da Syrup in Fäſſern 
zur Einfuhr gelangt, wird für denſelben ausnahmsweiſe die Umhüllung nicht 
mit zur Verzollung gebracht, indem für die Fäſſer eine Tara von 11 % 
abgezogen wird. 

Honig, namentlich amerikaniſcher, welcher von den Pfeffer- und Honig- 
kuchenfabrikanten nicht entbehrt werden kann, wird durchweg gleichfalls in 
Fäſſern eingeführt. Bei dieſer Art der Einfuhr genießt derſelbe keine Tara— 
vergütung, weshalb er brutto für netto zur Verzollung gelangt. Für denſelben 
iſt ſonach, wie die Handelskammer zu Halle a. S. in einer unterm 
24. September d. J. an Ew. Excellenz gerichteten Petition hevorhebt, nicht 
der im Geſetz vom 18. Mai d. I,, betreffend die Aenderung des Zolltarif— 
geſetzes und des Zolltarifs, feſtgeſetzte Zollſatz von 36 Mk. für 100 Kilo zu 
entrichten, ſondern ein Zollſatz von 40,90 Mk. bis 42,85 Mk., da nach den 
der genannten Kammer zugegangenen Berichten die Tara bei der Einfuhr 
in Fäſſern 12 bis 16 % beträgt. 

Die Handelskammer zu Halle a. S. weiſt nun darauf hin, daß die 
weſentlichſten Gründe für Einführung des erhöhten Honigzolls zum Theile 
dahin lauteten, daß Honig von Syrup chemiſch nicht zu unterſcheiden ſei 
und bei niedrigerem Zollſatze für Honig als für Syrup die Einfuhr von 
Zucker gefördert werden könnte, und richtet an Ew. Excellenz die Bitte, eine 
Aenderung des 8 2 Abſatz 3 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 zu 
Gunſten der Taravergütung für Honig bei der Einfuhr in Fäſſern event. 
die Taravergütung für Honig durch Verſetzung des Artikels Honig in amt⸗ 
liche Waarenverzeichniſſe herbeizuführen. 

Excellenz! wir ſchließen uns den Ausführungen der Handelskammer zu 
Halle a. S. voll und ganz an und bitten auch, Excellenz wollen veranlaſſen, 
daß Honig bei der Einfuhr in Fäſſern bezüglich der Taravergütung dem 
Syrup gleichgeſtellt werde. 

Unter der Ungunſt der im Vorſtehenden geſchilderten Sachlage hat 
auch die hieſige Honigkuchen-Induſtrie ſehr zu leiden; nach Anhören hieſiger 
Intereſſenten theilen wir zur Sache noch Folgendes ehrerbietigſt mit. 

Der Hamburger bezw. Bremer Importeur verkauft den Honig tranſito 
mit 12 % Tara nach dem Inlande. Dieſer Satz entſpricht in den meiſten 
Fällen der nach Leerung der Fäſſer thatſächlich ermittelten Tara. Dieſe 
ſtellt ſich in wenigen Fällen nur auf 11 %, überſchreitet aber auch 14 %, 

Bei der Verzollung bezahlt ſonach der Honigkuchenfabrikant dieſe 11 
bis 14 % Tara als Honig, er verzollt alſo, die Tara zu 12 % gerechnet, 
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88 kg Honig mit dem Zollſatze von 36 Mk.; für 100 kg Honig bezahlt 
er ſonach in Wirklichkeit 40,90 Mk. Zoll. 

Bei einem jährlichen Verbrauch von 1000 Doppelzentner amerikaniſchen 
Honig, wie ihn eine hieſige Fabrik nachweiſen kann, bezahlt ſie mithin 
jährlich 4900 Mk. an Zoll für die Tara! 

Schwer getroffen iſt die Honigkucheninduſtrie durch die neuerlich erfolgte 
Erhöhung des Zolls von Mk. 20 auf Mk. 36, weiter wird ſie dadurch 
geſchädigt, daß amerikaniſcher Honig ſpaniſchen Urſprungs wie z. B. Cuba⸗ 
Honig noch den Kampfzollaufſchlag von 50 % zu tragen hat und ſomit 
Mk. 36 ＋ Mk. 18 = Mk. 54 für 100 kg Brutto zahlen muß. 

Es kann nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben, den 
Honig bei der Einfuhr ſchlechter zu ſtellen als den Syrup und ſo den 
Verbrauch des letzteren bei der Honigkuchenfabrikation zu fördern zum Schaden 
der reellen Fabrikation und der Conſumenten, was bei dem jetzigen Unterſchiede 
bei der Verzollung von Honig und Syrup thatſächlich der Fall iſt. 

Wir wiederholen deshalb unſere gehorſamſte Bitte, Excellenz wollen 
geneigteſt veranlaſſen, daß 

Honig bei der Einfuhr in Fäſſern bezüglich der Taravergütung dem 
Syrup gleichgeſtellt werde.“ 

Unter dem 2. November theilte uns jedoch der Herr Finanzminiſter 
mit, daß er auch nach wiederholter Erwägung dem geſtellten Antrage keine 
Folge geben könnte. 

Nachdem ſo die Zollerhöhung durchgeführt, die Taragewährung aber 
abgelehnt war, konnte die Honigkucheninduſtrie nur mit ſchwerer Beſorgnis 
in die Zukunft blicken. Dieſe Beſorgnis wurde aber noch vermehrt, denn 
der dem Reichstag ſoeben zugegangene Entwurf des Zuckerſteuergeſetzes ſetzt 
in § 82 den Eingangszoll für Honig auf 45 Mk. für 100 kg fell. Er 
beſtimmt allerdings, daß die beſtehenden Vorſchriften über die Ermittelung 
des Nettogewichts von Syrup in Fäſſern auf ausgelaſſenen Honig gleichfalls 
Anwendung finden ſollen, d. h. es würde Honig eine Tara von 11 0% 
gewährt werden. Trotz dieſer einſchränkenden Beſtimmung würde durch 
Annahme des $ 82 eine Zollerhöhung von über 4 Mk. für 100 kg Honig 
eintreten. Gegen dieſes neue Attentat auf die Honigkucheninduſtrie richtete 
die Kammer eine Petition an den Reichstag, in welcher ſie ausführte, daß 
die Annahme dieſes Paragraphen den Ruin der reellen Lebkuchenfabrikation 
bedeute; auch ſtellte ſie den Antrag, den § 82 Abſ. 2 im Falle der Annahme 
des Zuckerſteuergeſetzentwurfs dahin abzuändern, daß eine Erhöhung des 
Honigzolls über 36 Mk. nicht jtattfindet, im Gegentheil die Einführung von 
Honig noch dadurch erleichtert werde, daß man ihm bei dem vorſtehenden 
Satze eine Tara von 11 ¼ gewährt. 
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8. Geſetzentwurf betreffend die Regelung des Verkehrs 
mit Handelsdünger, Kraftfuttermitteln und Saatgut. 


Daß man es verſucht, unſere Landwirthſchaft, ſoweit fie wirklich noth— 
leidend iſt, durch geſetzliche Maßregeln zu unterſtützen, iſt ſicherlich zu billigen. 
Wenn jedoch dieſe geſetzlichen Maßregeln geeignet ſind, andere Berufszweige 
erheblich zu ſchädigen, ja wenn ſie ſogar der Landwirthſchaft ſelbſt anſtatt 
Segen nur Nachtheile bringen würden, ſo iſt es ſicherlich Pflicht, dagegen 
anzukämpfen. Eine ſolche geſetzliche Maßregel liegt nun in dem Geſetzentwurf 
betreffend die Regelung des Verkehrs mit Handelsdünger, Kraftſuttermitteln 
und Saatgut vor, und die Handelskammer hätte ſich einer Pflichtverſäumnis 
ſchuldig gemacht, wenn ſie gegen dieſen Entwurf nicht energiſch Proteſt ein— 
gelegt hätte. In dem folgenden Gutachten, welches ſie unter dem 5. März d. J. 
dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe einreichte, brachte die Kammer 
deshalb ihre ſchweren Bedenken gegen den Entwurf zum Ausdruck: 


„Vermittelſt des hohen Erlaſſes vom 8. v. Mts. empfingen wir den 
Abdruck eines Geſetzentwurfs über die Regelung des Verkehrs mit Handels— 
dünger, Kraftfuttermitteln und Saatgut, für deſſen Ueberſendung wir unſeren 
ehrerbietigen Dank ausſprechen. 


Nach eingehender Prüfung deſſelben ſind wir zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß die Beſtimmungen des Entwurfs den betheiligten Handelszweigen 
Verpflichtungen auferlegen, welche als unerfüllbar erſcheinen, und uns veran- 
laſſen, gegen das geplante Geſetz entſchieden Stellung zu nehmen. Der 
Entwurf will die Vertreter dieſer Handelszweige unter Ausnahme -Beſtimmungen 
auf civil- und ſtrafrechtlichem Gebiet geſtellt wiſſen, wozu ihr bisheriges 
Verhalten im Allgemeinen eine Veranlaſſung nicht bietet. Wir können uns 
des Eindrucks nicht erwehren, daß der leitende Gedanke des Entwurfs das 
conſequente Streben zeigt, der Landwirthſchaft auf Koſten des Handels eine 
bevorzugte Stellung einzuräumen, die wir als berechtigt nicht anerkennen 
können. Wenn die Begründung hervorhebt, daß die Klagen der Landwirthe 
über Verfälſchung von Handelsdünger, Kraftfuttermittel und Saatgut und 
über den Verkauf minderwerthiger Waaren dieſer Art ſich anhaltend mehren, 
ſo ſcheint uns die Richtigkeit dieſer Behauptung nicht erwieſen zu ſein, 
vielmehr ſind wir der Anſicht, daß die Grundſätze von Treu und Glauben 
immer mehr die geltenden werden, und daß eher eine Verminderung der 
Fälle zu konſtatiren iſt, bei denen Täuſchungen und Verfälſchungen im 
Verkehr mit den bezeichneten Waaren vorgekommen ſind. Wo Ausſchreitungen 
in dieſer Richtung ſtattſinden, werden zur Sicherung des Verkehrs in Handels- 
dünger, Kraftfuttermitteln uud Saatgut die Beſtimmungen des Strafgejeß- 
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buchs ($ 263) und des Handelsgeſetzbuchs unſerm Dafürhalten nach als 
ausreichend zu erachten ſein. 

Wenn auch zuzugeben iſt, daß Handelsdünger, Kraftfuttermittel und 
ausländiſche Sämereien gewerbsmäßig nur von Fabrikanten oder Händlern 
verkauft werden, ſo trifft dies beim Verkauf von inländiſchen Sämereien doch 
nicht zu. Als Verkäufer tritt hier der Landwirth auf, und es würde nur 
den Grundſätzen der Gerechtigkeit entſprechen, wenn da der Landwirth ebenſo 
der Declarationspflicht unterworfen werden würde. Der Entwurf will nur 
den gewerbsmäßigen Verkäufer dieſer Pflicht unterwerfen. Bei der Dehnbar⸗ 
keit dieſes Begriffs aber ſteht zu befürchten, daß viele Landwirthe dadurch ſich 
den Beſtimmungen des Geſetzes zu entziehen wiſſen werden, daß ſie den 
Einwand erheben, Samenhandel nicht gewerbsmäßig zu betreiben. 


Der Handel in den durch den Geſetzentwurf behandelten Waaren 
vollzieht ſich ſchon heute meiſtens nach Analyſe, oder bei Sämereien nach 
Probe, unter Garantie eines Mindeſtprozentſatzes an reinem Samen und an 
keimfähigen Körnern, ſowie der Freiheit von gewiſſem Unkrautſamen (Klee— 
ſeide) und bewegt ſich ſomit im Allgemeinen auf einer durchaus reellen Baſis. 
Wir können daher, nach den gemachten Erfahrungen, wie ſchon im Vor— 
ſtehenden geſagt, nicht zugeben, daß im Verkehr die Fälle von Täuſchungen 
ſich vermehrt haben. Die von den preußiſchen landwirthſchaftlichen Verſuchs— 
ſtationen gemachten entgegengeſetzten Behauptungen, wie aus Anlage a—c 
erſichtlich, können wir als Beweismittel nicht gelten laſſen, weil die Urtheile 
derſelben auf Grund von Proben gefällt ſind, die doch nur einem geringen 
Theil der Mengen an Kraftfuttermitteln, Handelsdünger und Saatgut ent- 
nommen find, welche die Landwirthſchaft geliefert erhalten hat, und ſomit 
einen Schluß auf die Beſchaffenheit der geſammten Lieferungen nicht zulaſſen. 

Außerdem können dieſe landwirthſchaftlichen Verſuchsſtationen, die zudem 
an einer techniſchen Unſicherheit leiden, nicht als unabhängige Sachverſtändige 
gelten. 

Nach Allem können wir das geplante Geſetz weder für zweckmäßig noch 
für nothwendig erachten; daſſelbe würde derart erſchwerend und beläſtigend 
auf den Verkehr einwirken, daß die legitimen Vertreter dieſer Handelszweige 
wahrſcheinlich vorziehen werden, ſich aus ihrem bisherigen Geſchäftskreis 
zurückzuziehen, was für alle in Betracht kommenden Intereſſenten, namentlich 
die Landwirthſchaft, von großem Nachtheil ſein würde. Auch in anderer 
Hinſicht würden die Letzteren durch das geplante Geſetz ſchwer geſchädigt 
werden; die Koſten der Durchführung deſſelben würden ſehr bedeutend ſein 
und dieſe würde ſchließlich die Landwirthſchaft zu tragen haben. Auch die 
großen Störungen, welche das geplante Geſetz verurſachen würde, ſind nicht 
außer Acht zu laſſen; Opfer an Zeit und Geld werden erforderlich ſein, 
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welche vom volkswirthſchaftlichen Standpunkt aus beurtheilt, nicht gerecht- 
fertigt erſcheinen. 

Bezüglich des Handels mit Kraftfuttermitteln geſtatten wir uns, auf 
die großen und kaum zu bewältigenden Schwierigkeiten hinzuweiſen, welche 
die Durchführung der von dem Geſetzentwurf geforderten Unterſuchungsweiſe 
verurſachen würde, und die an unſerem Platz bei den aus Rußland bahn— 
wärts eingeführten Futtermitteln in Betracht kommen. Abgeſehen von hier 
tranſitirenden Sendungen, dürfte der jährliche Umſchlag des hieſigen Platzes 
in Kraftfuttermitteln mit circa 1 Million Doppelzentner nicht zu hoch bemeſſen 
ſein. Wie es möglich ſein ſoll, ſo große Mengen an Futterſtoffen vor Abfluß 
in die einzelnen Kanäle einer jo gründlichen Unterſuchung zu unterwerfen, 
wie ſie der Entwurf fordert, ohne eine in keinem Verhältniß zu dem Werth 
dieſer Artikel ſtehende Koſtenbelaſtung eintreten zu laſſen, iſt uns unverſtänd— 
lich. Die täglich eintreffenden Bahnzufuhren müßten erſt gelagert werden, 
um vor ihrer Weiterbeförderung erſt unterſucht zu werden; es wird dadurch 
die Waare mit enormen Arbeitslöhnen, Lagerſpeſen, Mancos, Zinsverluſten 
zum Nachtheil der Verbraucher belaſtet, wozu noch unter Umſtänden Nach— 
theile durch Conjunkturen treten, während bislang die Unkoſten auf das 
Nöthigſte herabzuſetzen jeder Händler beſtrebt iſt, um die Concurrenz mit 
ſeinen Mitbewerbern aufnehmen zu können. Wem anders müßten ſchließlich 
die entſtehenden großen Koſten aufgebürdet werden, als dem Käufer, alſo am 
letzten Ende der Landwirthſchaft. Wenn trotz der bedeutenden Umſätze in 
Futterſtoffen man hier im Großen und Ganzen nur ſehr ſelten von Differenzen 
zwiſchen Käufern und Verkäufern gehört hat, ſo liegt der Grund hierfür 
darin, daß einerſeits die Verkäufer bemüht ſind, möglichſt nur aus anerkannt 
reellen Mühlen ihre Bezüge zu machen, während die Landwirthe ſich daran 
gewöhnt haben, die empfangenen Futterſtoffe unterſuchen zu laſſen, ſo daß es 
ſelbſt der Unreelle kaum wagen wird, minderwerthige oder gar zum Ver⸗ 
füttern ungeeignete Waare zu liefern. Es liegt mithin gar keine Veranlaſſung 
zu den im Geſetzentwurf enthaltenen Beſtimmungen vor. Es iſt den Land— 
wirthen ungemein leicht gemacht, ſich von der Güte und Contraktmäßigkeit 
der ihnen gelieferten Waaren zu überzeugen. Wenn alſo jeder Landwirth, 
auch der kleinere, von den Einrichtungen der provinziellen Verſuchsſtationen 
ausgiebigen Gebrauch macht, ſo bedarf es zur Unterdrückung etwaiger unreeller 
Geſchäfte in Futtermitteln keinerlei behördlichen Bevormundung. 

Zu den einzelnen Beſtimmungen übergehend, wenden wir uns zu $ 1 
des Entwurfs. Danach ſoll der gewerbsmäßige Verkauf von Handelsdüngern 
und Kraftfuttermitteln und der gewerbsmäßige Verkauf von Saatgut an 
andere Perſonen als an Samenhändler den nachfolgenden Beſtimmungen 
unterliegen. In dieſer Faſſung liegt eine große Bevorzugung des Landwirths, 
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der nicht gehalten iſt, das Saatgut, welches er produzirt und dem Händler 
verkauft, unter Declaration zu ſtellen; wir meinen, daß er hierzu ebenſo wie 
der Händler verpflichtet ſein müßte. Beim Verkehr mit Futtermitteln unter 
Händlern ſollte die Declarationspflicht nicht obligatoriſch gemacht werden. 

Was als Handelsdünger, Kraftfuttermittel und Saatgut im Sinne des 
Geſetzes anzuſehen iſt, dürfte nicht der Beſtimmung des Bundesraths über— 
laſſen bleiben, ſondern müßte geſetzlich feſtgelegt werden, zu welchem Zweck 
es ſich empfehlen würde, zuvor das Gutachten von Sachverſtändigen ein— 
zuziehen. 

Zu 8 3 geſtatten wir uns ähnliche Wünſche zum Ausdruck zu bringen, 
indem wir meinen, daß ſich auch hier empfehlen würde, es nicht der jedes— 
maligen Beſtimmung des Bundesrathes zu überlaſſen, welche Beſtandtheile 
als ſchädlich zu erachten ſind, und welches der höchſte zuläſſige Gehalt an 
ſolchen Beſtandtheilen ſein darf, ſondern daß auch hier geſetzlich feſtgelegt 
werde, was unter dieſen Beſtimmungen zu verſtehen iſt. 

§ 4 enthält Beſtimmungen, die wir als undurchführbar bezeichnen 
müſſen. So z. B. iſt der Müller, der die Kleie in kleinen Quantitäten 
abzugeben hat, in Mengen von 25 kg, gar nicht in der Lage, dieſelben unter 
Analyſe zu verkaufen; die Abfälle fallen ſehr verſchieden, und es iſt garnicht 
möglich, die verſchiedenartig ausfallenden Kleien unter Analyſe zu bringen. 
In der ſchwierigſten Lage könnte ſich unter Umſtänden der kleine Windmüller 
befinden, der garnicht die Möglichkeit hat, die Beſtimmungen des geplanten 
Geſetzes in Bezug auf Verkauf ſeiner Kleie unter Analyſe zu erfüllen. Im 
Weiteren wird es große Schwierigkeit haben, bei Kraftfuttermitteln die 
Angabe des prozentiſchen Gehaltes an werthbeſtimmenden Beſtandtheilen zu 
machen; auch die Angabe der Herkunft und der zur Herſtellung verwandten 
Stoffe iſt im Sinne des geplanten Geſetzes ſchwer durchführbar. Bei der 
Einfuhr ausländiſcher Kraftfuttermittel wird der Importeur kaum in der Lage 
ſein, dem inländiſchen Käufer gegenüber die Garantieen zu übernehmen, 
welche der Geſetzentwurf verlangt, da der ausländiſche Verkäufer ihn dabei 
im Stich laſſen wird. Dadurch würde die Einfuhr ausländiſcher Futter— 
mittel weſentlich erſchwert werden, was wiederum nur die Landwirthſchaft zu 
beklagen hätte. 

Aehnliche Schwierigkeiten und wohl noch in größerem Maße würden 
ſich im Verkehr mit Saatgut herausſtellen. Die Ermittelung der Herkunft 
wird namentlich dann auf Schwierigkeiten ſtoßen, wenn der Landwirth, der 
Züchter des Samens, nicht gehalten iſt, den Verkauf unter Declarationg- 
pflicht zu bewirken. 

$ 6 beſtimmt, daß bei allen Verkäufen von Dünge- und Kraftfutter⸗ 
mitteln und Saatgut in Mengen von unter 10000 kg bis herab zu den 
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im 8 4 ſeſtgeſetzten Mindeſtmengen, wenn die Waare in feſten Verpackungen 
geliefert wird, äußerlich an den Verpackungen eine Kennzeichnung angebracht 
ſein muß, welche es ermöglicht, die Identität der Waare mit der in der 
Angabe bezeichneten Waare genau feſtzuſtellen. Bei den hier aus Rußland 
eingehenden Sendungen kommt es regelmäßig vor, daß die Wagen nur 
610 Pud = 9992 kg enthalten, dieſe würden mithin, da fie unter 10000 kg 
enthalten, und außerdem in der Regel Manco ergeben, von der Wirkung 
dieſer Beſtimmung ausgeſchloſſen ſein; es würde ſich daher empfehlen zu 
ſagen, daß alle geſchloſſenen Wagenladungen den betreffenden Beſtimmungen 
nicht unterliegen ſollen. Im Uebrigen glauben wir, daß die Feſtſtellung der 
Identität in den meiſten oder ſehr vielen Fällen ſchwer durchführbar ſein 
wird, der großen Schwierigkeiten wegen, die bei dem häufigen Wechſel des 
Beſitzers der Waaren, durch deren Hände dieſelben zu gehen haben, damit 


verbunden ſind und in Anbetracht des dabei zu befürchtenden Verraths eines 
Geſchäftsgeheimniſſes. 


3 8 beſtimmt, daß der Bundesrath diejenigen Anſtalten namhaft zu 
machen hat, welche behufs Ausführung des geplanten Geſetzes die zur Feſt— 
ſtellung des Gehaltes und der Beſchaffenheit erforderlichen Unterſuchungen 
vorzunehmen und Gutachten zu erſtatten haben. Wenn zu den vom 
Bundesrath zu beſtimmenden Anſtalten zur Ausführung der gedachten 
Kontrolle die beſtehenden landwirthſchaftlichen Verſuchsſtationen in's Auge 
gefaßt ſein ſollten, ſo können wir dieſelben nicht als die geeigneten anſehen, 
vielmehr glauben wir, daß zu dieſem Zweck unabhängige Staatsanſtalten 
einzurichten ſind. Nach unſeren Erfahrungen ſind die Gutachten der ver— 
ſchiedenen Verſuchsſtationen über die nämliche Waare oft ganz verſchieden 
ausgefallen, was darauf ſchließen läßt, daß ſie an einer techniſchen Unficher- 
heit und vielleicht auch am einem Mangel der nöthigen Unbefangenheit leiden. 


§ 8 Abſ. 3 beſtimmt, daß jeder Käufer und Verkäufer berechtigt ſein 
ſoll, gegen Erlegung der feſtgeſetzten Unterſuchungsgebühr die Unterſuchung 
der von ihm eingeſandten vorſchriftsmäßig entnommenen Proben zu verlangen; 
hierzu geſtatten wir uns den Zuſatz zu beantragen, daß: 


„eine fahrläſſige oder böswillige Probenahme ſeitens Käufers oder 
Verkäufers unter Strafe zu ſtellen ſei.“ 


Zu 8 911, die Unterſuchung betreffend, geſtatten wir uns in 
Vorſchlag zu bringen, daß es den Partheien überlaſſen bleiben möge, einen 
etwaigen Strafantrag zu ſtellen, für den Fall, daß die Unterſuchung den 
Verdacht einer ſtrafbaren Handlung ergeben hat.“ 
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9, Geſetzentwurf zur Abänderung des Geſetzes über die 
Erwerbs- und Wirth ſchaftsgenoſſenſchaften. 


Gegen $ 1 Nr. 1 des Geſetzentwurfs betreffend die Abänderung des 
Geſetzes über die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 
1889 nahm die Handelskammer in einer Petition an den Reichstag vom 
8. Februar 1896 wie folgt Stellung: 


„Der dem hohen Reichstag zur Berathung vorliegende Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 iſt dazu angethan die 
Bedenken des Handelsſtandes hinſichtlich der Faſſung des Art. 1 des 
Entwurfs zu erregen. In Art. I des Entwurfs heißt es: 


„Konſumvereine ($ 1 Nr. 5) dürfen im regelmäßigen Gejchäfts- 
verkehr Waaren nur an ihre Mitglieder oder deren Vertreter ver- 
kaufen. Dieſe Beſchränkung findet auf landwirthſchaftliche Konſum— 
vereine, welche ohne Haltung eines offenen Ladens die Vermittlung 
des Bezuges von ihrer Natur nach ausſchließlich für den landwirth⸗ 
ſchaftlichen Betrieb beſtimmte Waaren beſorgen hinſichtlich dieſer 
Waaren keine Anwendung.“ 


Wenn dieſe Beſtimmungen des Entwurfes geſetzliche Kraft erhielten, 
dann würde dadurch eine Ausnahme für die landwirthſchaftlichen Konſum⸗ 
vereine geſchaffen werden, welche unſerem Erachten nach unberechtigt iſt, 
denn nach Lage der Verhältniſſe liegt kein Grund vor, der Veranlaſſung 
böte, die ländlichen Genoſſenſchaften günſtiger zu ſtellen als die übrigen 
Konſumvereine. Die Aelteſten der Kaufmannſchaft in Magdeburg haben in 
ausführlicher Begründung und in ſachgemäßer Beleuchtung der nachtheiligen 
Folgen einer ſolchen Bevorzugung in einer Eingabe vom 25. Januar 8 
an den hohen Reichstag, um eine Ablehnung bezw. einer Modification dieſer 
Beſtimmung gebeten; nach genauer Prüfung der in Betracht kommenden 
Verhältniſſe können wir uns den gemachten Ausführungen nur voll und 
ganz anſchließen, und richten auch unſrerſeits an den hohen Reichstag die 
dringende Bitte: 


dem Entwurſe eines Geſetzes betreffend die Abänderung des 
Geſetzes über die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 
1. Mai 1889 die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung nur dann zu 
geben, wenn in Artikel 1 die Worte: „Dieſe Beſchränkung findet 
auf landwirthſchaftliche Konſumvereine“ — „keine Anwendung“, 
geſtrichen werden.“ 


10, Geſetzentwurf zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs. 


In dem Geſetzentwurf zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
erregte die Faſſung des § 5 das Bedenken der Kammer, weshalb ſie unterm 
14. Dezember in der nachſtehenden Eingabe den Reichstag um Abänderung 
dieſes Paragraphen erſuchte: 

„Der Geſetzentwurf zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes iſt 
dem hohen Hauſe zur Berathung zugegangen. 

Die Faſſung des 8 5 — welche lautet: 

„Durch Beſchluß des Bundesraths kann beſtimmt werden, 
daß gewiſſe Waaren im Einzelverkehr nur in beſtimmten Mengen- 
einheiten oder mit einer auf der Waare oder ihrer Aufmachung 
anzubringenden Angabe der Menge gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten werden dürfen.“ 

iſt dazu angethan, unſer Bedenken zu erregen. Es beſteht die Furcht, daß 
dem hohen Bundesrathe die Befugniß ertheilt werden könnte, daß auch 
Flaſchen in deutlich erkennbarer Weiſe eine Angabe des Inhalts erhalten, 
mithin geaicht werden müßten. 

Die Vereinigung deutſcher Flaſchenfabriken hat in einer Eingabe vom 
25. October d. J. an den hohen Bundesrath ausführlich auf die techniſchen 
Schwierigkeiten der Fabrikation von Flaſchen, wenn dieſelben d 
unterworfen werden ſollten, hingewieſen, welchen Ausführungen wir uns nur 
anſchließen können. Die Fabrikation der enormen Maſſen Flaſchen, die alle 
aichfähig ſein müßten, wäre ein Ding der Unmöglichkeit; es giebt nur ſehr 
wenige Arbeiter, welche ſo genau arbeiten, daß nur ein Maaßunterſchied von 
3, 4 bis 5 Centiliter zur Normal-Flaſche ſich ergiebt. 

Würde der Aichzwang eingeführt, was beſagt, daß alle Flaſchen, welche 
nicht geaicht werden können, weil der Aichſtrich zu hoch oder zu niedrig 
käme, unbrauchbar, alſo unverkäuflich würden, ſo hieße das, die Fabrikation 
von Glasflaſchen ſchwer ſchädigen, denn der Preis der wirklich richtig geaichten 
Flaſchen würde ein enorm hoher werden, da mindeſtens die Hälfte der 
fabricirten Flaſchen wieder in Scherben geworfen werden müßten; es würde 
ſich dadurch der Preis mehr als verdoppeln. 

Aber auch von einem anderen Geſichtspunkt aus, und zwar im Intereſſe 
des Weinhandels halten wir die Einführung des Aichzwangs für Weinflaſchen 
für Höchft bedenklich. Es kommen dabei andere weſentliche Umſtände ſchwer⸗ 
wiegend in Frage. Der Preisauſſchlag wäre natürlich derſelbe, allein der 
große Weinhandel würde leiden; der Weinhändler kann doch unmöglich 
genichte Flaſchen mit Wein nach dem Auslande verkaufen, z. B. franzöſiſche 


em Aichzwang 
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Weine in Deutſchland auf geaichte Flaſchen gezogen, würden natürlich ſchwer 
verkäuflich ſein, weil jeder Käufer an der Aiche den Abzug des Weines auf 
Deutſchland zurückführen könnte, außerdem kann der Weinhändler doch 
wirklich nicht Jahre im Voraus wiſſen, ob er die oder die mit Wein gefüllten 
Flaſchen exportiren oder in Deutſchland verkaufen wird, ferner würde jede 
nach dem Auslande verkaufte Flaſche deutſchen Weines um die Koſten der 
Aiche unnöthig vertheuert. Der ganze Weinhandel würde mithin in Formen 
und Grenzen gezwängt, daß er ſich nicht entwickeln und bewegen könnte. 
Der Artikel Wein würde ſeine ganze Exportfähigkeit verlieren, ſoweit es die 
ausländiſchen Weine betrifft; nur dadurch, daß die Flaſchen genau den 
Bordeauxflaſchen, den Portweinflaſchen ähneln, iſt der Export möglich. 
Sowie die Flaſchen den Aichſtrich haben, würden ſie ſofort als deutſche 
Waare angeſehen werden und man würde den Wein aus anderen Ländern 
beziehen. Außerdem würde die Einfuhr franzöſicher Flaſchenweine, die ein 
ziemliches Quantum an Zoll einbringen, vollſtändig aufhören, da dieſe nicht 
geaicht ſind. 

Wir bitten daher ſehr ergebenſt, bei Berathung des $ 5 des Geſetz— 
entwurfs zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, dahin wirken zu 
wollen, im Geſetze möge zum Ausdruck gebracht werden, daß 

daſſelbe auf das Aichen der Glasflaſchen keine Anwendung findet.“ 


11. Maaß- und Gewichtsordnung. 


Die techniſchen Reviſionen der Maaße, Gewichte und Waagen haben 
recht unbefriedigende Ergebniſſe geliefert. So mußte im Jahre 1892 in ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen gegen den vierten Theil, in einzelnen Provinzen ſogar 
gegen den dritten Theil der Gewerbetreibenden, bei denen ſolche Reviſionen 
vorgenommen worden waren, wegen Unrichtigkeit der von ihnen im Verkehr 
benutzten Maaße und Gewichte mit Strafen und Einziehung der beanſtandeten 
Gegenſtände vorgegangen werden. Dies hat natürlich zu Klagen der gut⸗ 
gläubigen Beſitzer reichlich Anlaß gegeben und verſchiedene Handelskammern 
ſind deshalb bei dem Handelsminiſterium um eine Erweiterung der Fehler— 
grenzen eingekommen. In einem Zirkularerlaß vom 28. Januar theilte 
jedoch der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe den Handelskammern mit, 
daß die Kaiſerliche Normal-Aichungs-Kommiſſion ſich ganz entſchieden gegen 
eine Erweiterung der Verkehrsfehlergrenzen ausgeſprochen hat. Da ſich bei 
den Reviſionen in der Regel größere Ueberſchreitungen der Toleranzen — 
durchgehends über das Drei- bis Vierfache — herausgeſtellt haben, ſo könnte 
eine in Betracht kommende Verminderung der Beſtrafungen nur von einer jo 
bedeutenden Erweiterung dieſer Fehlergrenzen erwartet werden, daß dadurch 
der Zweck der Aichung in Frage geſtellt werden würde. Auch eine Ver- 
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ſchlechterung der Fabrikation und Behandlung der Gewichte, ſowie eine 
Verringerung der bei der Aichung wünſchenswerthen Sorgfalt und Gewiſſen 
haftigkeit der Aichungsbeamten ſtände alsdann zu befürchten. 

0 Dagegen befürwortete die Kommiſſion die obligatoriſche Nachaichung, 
die ſchon jetzt in Bayern, Sachſen und Elſaß Lothringen beſteht. Die 
Koſten, die den Gewerbetreibenden durch die Einführung derſelben erwachſen 
würden, ſind nicht erheblich, da in dieſem Falle die Aichgebühren wohl 
herabgeſetzt werden würden. 

Der Herr Miniſter forderte die Handelskammern auf, zu dem von der 
Normal-Aichungs⸗Kommiſſion befürworteten Vorſchlage der Einführung der 
obligatoriſchen Nachaichung Stellung zu nehmen. Die Kammer erwiderte 
darauf unter dem 7. März, daß ſie in der Einführung der obligatoriſchen 
Nachaichung das einzige Mittel erblicke, um einerſeits den Mengenbeſtimmungen 
im Verkehr die nöthige Sicherheit zu verleihen und andererſeits Vexationen 
und Schädigungen des Publikums ein Ende zu machen. 

In einem Erlaß vom 1. Auguſt beſtimmte der Herr Miniſter für 
Handel und Gewerbe, daß die maaß- und gewichtspolizeilichen Reviſionen in 
Fabriken in Zukunft auf die Räume zu beſchränken ſind, in denen ſich der 
Abſatz der Erzeugniſſe vollzieht, während ſie ſich auf die dem inneren 
Fabrikationsbetriebe dienenden Räume nicht zu erſtrecken haben. 


12. Neuordnung der Handelskammern. 

Im September ging uns vom Miniſterium für Handel und Gewerbe 
das folgende Schreiben zu: 

„Nachdem auf Grund meines Erlaſſes vom 1. Januar d. J. die 
allgemeinen Geſichtspunkte, die für eine Neuordnung der Preußiſchen Handels 
kammern in Frage kommen, erörtert worden ſind, iſt es mir erwünſcht, noch 
über einige einzelne Punkte, die nachſtehend aufgeführt ſind, die Auffaſſung 
der betheiligten kaufmänniſchen Vertretungen kennen zu lernen. 

1. Aktives Wahlrecht zu den Handelskammern (S8 5 und 6 
des Geſ. vom 24. Februar 1870). 

a. Beſteht ein Bedürfniß, die Abgabe der Wahlſtimme durch den im 
Handelsregiſter eingetragenen Prokuriſten zuzulaſſen? Und zwar allgemein? 
oder nur für Handelsgeſellſchaften? oder für Zweigniederlaſſungen? 

b. Empfiehlt es ſich, Perſonen, die ihr Geſchäft aufgegeben haben, das 
aktive Wahlrecht zu belaſſen? Bei Bejahung: von welchen Vorausſetzungen 
iſt die Belaſſung des Wahlrechts an ſolche Perſonen abhängig zu machen? 

c. Iſt es angezeigt, wahlberechtigten Perſonen weiblichen Geſchlechts 
die Ausübung des Wahlrechts in eigener Perſon zu geſtatten? 


2. Paſſives Wahlrecht (8 7 und 8 a. a. O.). 
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a. Empfiehlt es ſich — bejahenden Falls unter welchen Vorausſetzungen 
— Perſonen, die ihr Geſchäft aufgegeben haben, die Wählbarkeit zur Handels— 
kammer zu belaſſen? 

b. Iſt das Erforderniß des Wohnſitzes innerhalb des Kammerbezirks 
($ 7 Ziffer 2) als Vorausſetzung für die Wählbarkeit beizubehalten. 

c. Iſt an der Vorſchrift des § 8 feſtzuhalten, wonach mehrere Gefell- 
ſchafter oder Vorſtandsmitglieder einer und derſelben Geſellſchaft nicht aleich- 
zeitig Mitglieder derſelben Handelskammer ſein dürfen? 

3. Wahlverfahren (8 10—15 a. a. O., 88 135 und 138 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes.) Haben ſich die geltenden Vorſchriften über das Wahl- 
verfahren bewährt? Welche Aenderungen ſind zu empfehlen? 

4. Wahlperiode ($ 16 des Gef. vom 24. Februar 1870). 

a. Empfiehlt ſich die Verlängerung der dreijährigen Wahlperiode? 
bejahenden Falls auf 4 oder 6 Jahre? 

b. Würde es bei vier- oder ſechsjährigen Wahlperioden genügen, alle 
2 Jahre Ergänzungswahlen vornehmen zu laſſen. 

5. Vergütungen ($ 21 a. a. O.). Empfiehlt es ſich, den auswärtigen 
Mitgliedern der Handelskammern die durch ihre Theilnahme an den Sitzungen 
entſtehenden Koſten der Hin- und Rückreiſe zu vergüten? 

6. Handelskammerſekretäre. Empfiehlt es ſich, in das Geſetz 
Beſtimmungen über die Stellung der Handelskammerſekretäre aufzunehmen, 
insbeſondere 

a. über die Anſtellungsbedingungen? 

b. über Penſionsanſprüche? 

Welche näheren Vorſchläge werden in dieſer Beziehung gemacht? 

7. Geſchäftsjahr und Jahresbericht ($ 32). Empfiehlt es ſich, 
das Geſchäftsjahr der Handelskammer auf die Zeit vom 1. April bis 
31. März zu verlegen und den Jahresbericht über dieſen Zeitraum zu erſtatten? 

Indem ich den Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen 
überlaſſe, inwieweit ſie zu dieſen Fragen Stellung nehmen wollen, erſuche 
ich, etwaige Aeußerungen mir bis zum 15. November d. J. zugehen zu laſſen.“ 

Nachdem am 29. Oktober die Handelskammer in öffentlicher Sitzung 
eingehend über dieſe Punkte verhandelt hatte, theilte fie dem Herrn Handels- 
miniſter am 10. November das Reſultat in der folgenden Faſſung mit: 

„Auf die hohe Verfügung vom 24. September 1895, die Neuordnung 
der Preußiſchen Handelskammern betreffend, erwidern wir zu den einzelnen 
Punkten, über die Ew. Excellenz die Auffaſſung der betheiligten kaufmänniſchen 
Vertretungen kennen zu lernen wünſchen, ehrerbietigſt Folgendes: 

1. Aktives Wahlrecht zu den Handelskammern - 5 und 6 
des Geſetzes vom 24. Februar 1870). 
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Die Frage zu a, ob ein Bedürfniß beſtehe, die Abgabe der Wahl— 
ſtimme durch den im Handelsregiſter eingetragenen Prokuriſten zuzulaſſen, 
glauben wir entſchieden bejahen zu müſſen, und zwar glauben wir empfehlen 
zu ſollen, die Zulaſſung nicht nur für Handelsgeſellſchaften oder für Zweig— 


niederlaſſungen, ſondern ganz allgemein auszuſprechen, damit Inhabern von 


eingetragenen Firmen, die zur Abgabe ihrer Wahlſtimme durch Umſtände 
daran verhindert ſind, in die Lage verſetzt werden, durch die Perſon ihres im 
Handelsregiſter eingetragen ſtehenden Prokuriſten ihr Wahlrecht ausüben zu 
können. Die Beſtimmungen des $ 5 des Geſetzes über die Handelskammern 
vom 24. Februar 1870, wonach die Wahlſtimme einer Perſon weiblichen 
Geſchlechts oder einer unter Vormundſchaft oder unter Kuratel ſtehenden 
Perſon nur durch den im Handelsregiſter eingetragenen Prokuriſten abgegeben 
werden darf, mögen auch in Zukunft gelten, und im Uebrigen auch die 
Beſtimmungen des $ 6 des Geſetzes vom 24. Februar 1870 aufrecht erhalten 
bleiben. 

Zu Frage b äußern wir uns dahin, daß es Perſonen, die ihr Geſchäft 
aufgegeben haben, geſtattet bleiben möge, das aktive Wahlrecht auszuüben, 
vorausgeſetzt, daß ſie im Handelsregiſter eingetragen bleiben und fortfahren, 
ihre Beiträge zu den Koſten der Handelskammer zu zahlen. 

Die Frage zu e, ob es angezeigt ſei, wahlberechtigten Perſonen weib 
lichen Geſchlechts die Ausübung des Wahlrechts in eigener Perſon zu 
geſtatten, glauben wir verneinen zu müſſen, und meinen, daß in dieſer Hin— 
ſicht die hierauf bezüglichen Beſtimmungen des § 5 des Geſetzes vom 
24. Februar 1870 als ausreichend zu betrachten ſind. 

2. Paſſives Wahlrecht (§s 7 und 8 a. a. O). 

Zu a und b geſtatten wir uns, unſere Meinung dahin zum 
Ausdruck zu bringen, daß unter Aufrechthaltung der in dem § 7 des Geſetzes 
vom 24. Februar 1870 enthaltenen Beſtimmungen, ſolchen Perſonen, die ihr 
Geſchäft aufgegeben haben, ebenſo wie ihnen das aktive Wahlrecht erhalten 
bleiben ſoll, auch die Wählbarkeit zur Handelskammer zu belaſſen ſei, jedoch 
auch nur unter der Vorausſetzung, daß ſie im Handelsregiſter eingetragen 
ſtehen und fortfahren, ihre Beiträge zu den Koſten der Handelskammer zu 
zahlen; auch müſſen dieſelben ihren Wohnſitz innerhalb des Kammerbezirks 
haben. Gerade ſolche Perſonen, die durch die Aufgabe ihres Geſchäfts von 
der Erfüllung ihrer Berufspflichten entlaſtet find, die aber dennoch dabei ſich 
die nöthige Sachkunde im Wirthſchafts- und Geſchäftsleben zu bewahren 
wiſſen, werden in der Lage ſein, eine um ſo größere Thätigkeit zum Nutzen 
der Kammer entfalten zu können. 

Zu © glauben wir, daß es fich empfiehlt, die Beſtimmungen des $ 8 
des Geſetzes vom 24. Februar 1870 aufrecht zu erhalten, wonach mehrere 
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Geſellſchafter oder Vorſtandsmitglieder einer und derſelben Geſellſchaft nicht 
gleichzeitig Mitglieder derſelben Handelskammer ſein können. 

3. Wahlverfahren. ($$ 10—15 a. a. O, §s 135 und 138 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes.) 1 

Nach den diesſeits gemachten Erfahrungen haben ſich die geltenden 
Vorſchriften über das Wahlverfahren bewährt, ſo daß wir keine Veranlaſſung 
ſehen, irgend welche Aenderungen in Vorſchlag zu bringen. 

4. Wahlperiode ($ 16 des Gef. vom 24. Februar 1870). 

Zu Frage a und b geſtatten wir uns, unſere Anſicht dahin zu äußern, 
daß es ſich empfehle, mit dem Inslebentreten der zu erwartenden Neuordnung 
der Preußiſchen Handelskammern auch gleichzeitig eine Verlängerung der 
dreijährigen Wahlperiode durch Geſetz eintreten zu laſſen. Die alljährliche 
Wiederkehr der Wahlen zu den Handelskammern, wie ſie durch § 16 des 
Geſ. vom 24. Februar 1870 beſtimmt iſt, erzeugt leicht eine gewiſſe Wahl- 
müdigkeit der Wähler, die zu einer ſchwachen Betheiligung an den Wahlen 
führt; wir glauben, daß das Intereſſe an den Wahlen ein regeres bleiben 
wird, wenn die Wahlperiode verlängert wird, und empfehlen daher die 
Einführung einer ſechsjährigen Wahlperiode mit der Maßgabe, daß alle 
2 Jahre Ergänzungswahlen vorzunehmen ſind. 

5. Vergütungen ($ 21 a. a. O.). Nach den geltenden Beſtimmungen 
haben die Mitglieder ihre Geſchäfte unentgeltlich zu verſehen. Nur die durch 
Erledigung einzelner Aufträge erwachſenden baaren Auslagen werden ihnen 
erſtattt. Bei der gegenwärtigen Organiſation, im Beſonderen unſeres 
Kammerbezirks, der ſich auf den Kreis Thorn beſchränkt, erſcheint eine 
Abänderung dieſer Beſtimmungen nicht wünſchenswerth. Im Fall einer 
Neuordnung der Handelskammern und der damit eintretenden Erweiterung 
der Kammerbezirke, ſteht auch zu erwarten, daß Mitglieder derſelben aus 
entfernt liegenden Orten zu den Berathungen der Kammer am Sitz derſelben 
eine längere Reiſe zu unternehmen haben, die einen erheblichen Koſtenaufwand 
erforderlich macht. Wir empfehlen daher, daß den auswärtigen Mitgliedern 
der Handelskammern die durch ihre Theilnahme an den Sitzungen entſtehenden 
Koſten der Hin- und Rückreiſe vergütet werden. 

6. Handelskammerſekretäre. Angeſichts der wachſenden Bedeutung, 
welche die Sekretäre für die Thätigkeit und Wirkſamkeit der Handelskammern 
haben, und in Anbetracht der Anſprüche, welche an ihre Qualifikation hin— 
ſichtlich ihrer Vorbildung und der gemachten Studien ſeitens der Handels- 
kammern geſtellt werden müſſen, erachten wir es im Allgemeinen nur für 
angemeſſen, denſelben eine mehr geſicherte Lebensſtellung in ihrem Beruf, als 
es bislang der Fall iſt, zu geben. Durch Ew. Excellenz Verfügung vom 
12. Mai 1890 iſt den mit feſter Beſoldung angeſtellten Sekretären der 
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Handelskammern die Eigenſchaft eines mittelbaren Staatsbeamten zugelegt 
worden, mithin erſcheint es auch geboten, denſelben in ihrer Lebensſtellung 
die Sicherheit zu gewähren, wie ſie den Staatsbeamten und höheren 
Kommunalbeamten zu Theil wird. Demnach glauben wir, daß es ſich 
empfehlen wird, den Sekretären das Recht auf Erhebung von Penſions— 
anſprüchen zuzuerkennen, und auch in Bezug auf die Anſtellungsdauer 
derſelben eine größere Sicherheit zu ſchaffen. Eine beſtimmte Stellung hat 
die unterzeichnete Kammer zu den von Ew. Excellenz hierzu geſtellten Fragen 
zur Zeit noch nicht nehmen mögen. 

7. Geſchäftsjahr und Jahresbericht ($ 32). Eine Verlegung 
des Geſchäftsjahres der Handelskammern vom 1. April bis 31. März 
vermögen wir nicht zu empfehlen, die Berichte, die ſtatiſtiſchen Nach— 
weiſungen, die wir von den einzelnen Behörden empfangen, umfaſſen das 
Kalenderjahr, und ſo lange bei den Behörden eine Aenderung der Zeit— 
rechnung nicht eintritt, glauben wir empfehlen zu dürfen, daß es bei den 
Beſtimmungen des $ 32 bleiben möge.“ 

Mit Genugthuung haben wir aus dem eben erſchienenen Entwurf des 
Geſetzes erſehen, daß die Regierung in den Hauptpunkten unſere Auffaſſung 
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13. Deutſcher Handelstag. 


Im vergangenen Jahre fanden am 22. und 23. Februar und am 
4. April Plenarſitzungen ſtatt, auf welchen wir durch unſeren Vorſitzenden 
vertreten waren. 

Auf der Sitzung vom 22. und 23. Februar nahm der Handelstag 
Stellung zum Geſetzentwurf über den unlauteren Wettbewerb, zur Kündigung 
des Handelsvertrags mit Argentinien, zur Einführung eines Schutzzolls auf 
Quebrachoholz, zur geplanten Ausdehnung der Unfallverſicherung auf das 
Handelsgewerbe und zur Ermäßigung der Fernſprechgebühren. 

Es wurden folgende Reſolutionen gefaßt: 

1. zum Geſetzentwurf über den unlauteren Wettbewerb: 

„Der Deutſche Handelstag erkennt den vorliegenden Entwurf als eine 
brauchbare und dankenswerthe Grundlage für ein ſolches Geſetz an, erachtet 
ihn aber noch einer ſorgfältigen Ueberarbeitung bedürftig, damit nicht 
berechtigte Arten des Wettbewerbs, die den minder rührigen Berufsgenoſſen 
unbequem ſind, als unlauter verfolgt und dadurch das Fortſchreiten von 
Handel und Gewerbe gehemmt werde.“ 

2. zur Kündigung des Handelsvertrags mit Argentinien und zur Ein⸗ 
führung eines Schutzzolls auf Quebrachoholz: 

„Der Deutſche Handelstag richtet an den Reichstag die dringende 
Bitte: Derſelbe wolle dem auf Kündigung des deutſch-argentiniſchen Freund— 
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ichafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrages vom 19. September 1859 
gerichteten Antrag der Abgeordneten Freiherr Heyl zu Herrnsheim und 
Genoſſen und ebenſo dem Antrage auf Einführung eines Schußzolles auf 
Quebrachoholz, die daraus hergeſtellten Extrakte und Präparate, ſowte auf 
andere überſeeiſche Gerbſtoffe (unter denen ſich die für die Seideninduſtrie 
unentbehrlichen, durch deutſche Gerbſtoffe nicht zu erſetzenden Stoffe Gambier, 
Catechu, Summach, Dividivi und andere befinden) ſeine Zuſtimmung 
verſagen.“ 

3. zur Ausdehnung der Unfallverſicherung auf das Handelsgewerbe: 

„Der Deutſche Handelstag erklärt, daß die Ausdehnung der Unfall— 
verſicherung auf das Handelsgewerbe, in welchem die Gehilfen und Lehrlinge 
beſonderen Unfallgefahren nicht ausgeſetzt ſind, betreffs der etwaigen Ver— 
ſicherungspflichtigen durch die Verhältniſſe nicht geboten iſt. Betreffs der 
Unternehmer erblickt er darin nichts weiter als eine denſelben aufgelegte Laſt, 
welcher keine entſprechende Wohlthat für die Angeſtellten gegenüberſteht. 

4. zur Ermäßigung der Fernſprechgebühren: 

„Der Fernſprecher hat in Deutſchland, von den größeren und großen 
Städten abgeſehen, nicht in dem Maße Eingang gefunden, wie es bei der 
Natur und der Bedeutung dieſes Verkehrsmittels erwartet werden durfte. 
Der Grund hierfür kann nur in der für mittlere und kleine Städte unverhältniß 
mäßig hohen Gebühr geſucht werden. Während anzunehmen iſt, daß in 
großen Städten die gegenwärtige Jahresgebühr von 150 Mk. die Benutzung 
des Telephons nicht gehindert hat, dort alſo angemeſſen iſt, wird deſſen 
Anwendung in kleineren Orten, in denen der Einzelne wegen des engeren 
Kreiſes ſeiner Beziehungen den Apparat ungleich weniger zu benutzen in der 
Lage iſt, wie der in der Großſtadt Angeſchloſſene, in bedauerlicher Weiſe 
zurückgehalten. 

Der Deutſche Handelstag iſt deshalb der Anſicht, daß der Fernſprecher 
nur dann ein Verkehrsmittel im Dienſte der Allgemeinheit wird werden 
können, wenn die Jahresgebühr in mittleren und kleinen Plätzen eine weſent— 
liche Ermäßigung erfährt. Als namentlich nothwendig wird eine Abſtufung 
nach der Größe der Städte und der Ausdehnung der Netze erachtet, derart 
zwar, daß für die größeren Städte die Taxe nicht 150 Mark, für die kleineren 
Städte nicht 50 Mark überſteigt.“ 

Auf der Tagesordnung der außerordentlichen Plenarverſammlung vom 
4. April ſtanden die Währungsfrage und der Antrag Holtz, Graf Kanitz und 
Genoſſen. 

Bezüglich der Währungsfrage lautete der Antrag des Ausſchuſſes: 

„Der Deutſche Handelstag beſtätigt nach wiederholter und eingehender 
Berathung in den Kreiſen des deutſchen Handelsſtandes ſeine bereits am 


12. März 1886 und 22. Februar 1895 abgegebene Erklärung, wonach die 


erwerbthätigen Kreiſe des Handels und der Induſtrie in jeder Erſchütterung 
unſerer wohlgeordneten deutſchen Gold-Währung eine fundamentale Schädigung 
des geſammten deutſchen Wirthſchaftslebens erblicken müſſen. 

Der Deutſche Handelstag vertraut deshalb feſt auf die vom Fürſten 
Reichskanzler in der Reichstagsſitzung vom 15. Februar d. J. abgegebene 
Erklärung, wonach die Regierung keinerlei Verhandlungen in Ausſicht nimmt, 
durch welche den Grundlagen der deutſchen Reichs-Währung präjudizirt würde.“ 

Derſelbe wurde einſtimmig angenommen. 

Ebenſo wurde zum Antrage Kanitz einſtimmig die folgende Reſolution 
gefaßt: 

„Der Deutſche Handelstag hält die Verſtaatlichung der Einfuhr des 
ausländiſchen Getreides unter Feſtſetzung eines Mindeſtpreiſes für den Verkauf 
für praktiſch undurchführbar und für unvereinbar mit den beſtehenden Handels 
verträgen. 

Schon der Verſuch der Durchführung würde das geſammte deutſche 
Erwerbsleben in höchſtem Grade ſchädigen und dem Staate eine Aufgabe 
und Verantwortlichkeit zuweiſen, welcher zu genügen er außer Stande iſt und 
die zu den bedenklichſten Konſequenzen führen müßte. 

Der Deutſche Handelstag erblickt hiernach in dem Verſuche, für das 
wichtigſte und allgemeinſte Nahrungsmittel einen Monopolpreis feſtzuſtellen, 
ein unausführbares Experiment und eine ſchwere ſozialpolitiſche Gefahr. 

Er bittet den Reichstag aus dieſen Gründen dem Antrag Kanitz die 
Zuſtimmung zu verſagen.“ 

Am 2. Dezember fand eine Ausſchußſitzung ſtatt, die für uns deshalb 
von beſonderem Intereſſe war, da auf derſelben über unſeren Antrag gegen 
die Einführung direkter deutſch polniſcher Tarife verhandelt wurde. 

Unſere Anſicht über die Nachtheile, die Artikel 10 des „Internationalen 
Uebereinkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr“ mit ſich bringt, wurde 
zwar allgemein getheilt, man nahm jedoch im Hinblick auf die bevorſtehende 
Reviſion des Uebereinkommens von einer Stellungnahme zu unſerem Autrage 
Abſtand. 


14. Kaufmänniſche Lortbildungsſchulen. 


Nachdem die Verpflichtung der Kaufmannslehrlinge zum Beſuch der 
gewerblichen Fortbildungsſchulen feſtgeſtellt war, fragte auf Veranlaſſung des 
Herrn Regierungspräſidenten das Kuratorium der gewerblichen Fortbildungs 
ſchule hier bei der Handelskammer an, ob dieſelbe geneigt und bereit ſei, für 
die Kauſmannslehrlinge eine beſondere kaufmänniſche Fortbildungsſchule auf 
eigene Koſten einzurichten. Da die Kammer nicht über die dazu nöthigen 
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Mittel verfügt und fie auch noch nicht die Rechte einer juriſtiſchen Perſön— 
lichkeit beſitzt, ſo erwiderte ſie, daß ſie vorläufig von einer ſolchen Gründung 
abſehe. 


15. Kaufmänniſche Schiedsgerichte. 


Unterm 1. April 1896 wurde die Handelskammer in einem Zirkular— 
erlaß des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe aufgefordert, ſich nach 
Anhörung der Gehülfenſchaft darüber zu äußern, ob nach den in unſerm 
Bezirk gemachten Erfahrungen die Bildung beſonderer kaufmänniſcher Schieds- 
gerichte nach Art der Gewerbegerichte wünſchenswerth und durchführbar 
erſcheine. Es ſollte dabei beſonders die größere oder geringere Häufigkeit der 
zwiſchen Kaufleuten und ihren Angeſtellten vorgekommenen Streitigkeiten 
rechtlicher Natur für die Beurtheilung in Betracht gezogen werden. 

Von Seiten der von uns befragten Gehülfenſchaft wurde zwar mit— 
getheilt, daß durch Einführung kaufmänniſcher Schiedsgerichte einem lang— 
gefühlten Bedürfniſſe abgeholfen werden würde, da durch den jetzigen Prozeßweg 
die Erlangung des Rechtes für den Gehülfen mit großen Geldkoſten verknüpft 
ſei und auch die lange Dauer des Prozeſſes von der Beſchreitung dieſes 
Weges abſchrecke. Gleichzeitig mußte aber zugegeben werden, daß in unſerm 
Kreiſe Streitigkeiten zwiſchen Prinzipal und Angeſtellten zu den ſeltenſten Aus— 
nahmen gehören. Dies wurde auch allſeitig von den von uns befragten ſelbſt— 
ſtändigen Kaufleuten betont. 

Wir theilten deshalb dem Herrn Miniſter mit, wir hätten die Ueber 
zeugung gewonnen, daß für unſeren Bezirk kein Bedürfniß nach Einrichtung 
eines kaufmänniſchen Schiedsgerichtes vorhanden ſei, und begründeten dies 
mit den oben erwähnten Reſultaten unſerer Befragung. 


16. Erſatzweg auf dem Artillerieſchießplatz. 


Während der Schießübungen wird auf Veranlaſſung der hieſigen 
Fußartillerie Schießplatz Verwaltung im Intereſſe der Sicherheit ſeit dem 
1. Mai 1895 der direkte Weg von Neu-Grabia über Wudeck nach Thorn 
täglich von 6 Uhr Morgens bis 5 Uhr Nachmittags geſperrt. 

Dadurch find eine große Anzahl von Ortichaften, namentlich Holländerei 
Grabia, Grabia, Ottlotſchin, Ottlotzynneck, Kutta, Stanislawowo, Pieczenia, 
Macijewo, Brzeczka in ihrem Verkehr mit Thorn gewaltig benachtheiligt, ja 
gleichſam abgeſchnitten, wodurch wichtige Intereſſen der Landwirthſchaft und 
des Handels ſchwer geſchädigt werden. Nur auf einem Umweg von 
2— 3 Meilen können die Bewohner der genannten Ortſchaften Thorn 
erreichen, wenn ſie nicht mitten in der Nacht von Hauſe aufbrechen wollen, 
um die Barriere vor Eintritt der Sperre paſſieren zu können. 


Die Stadt Thorn aber unterhält einen lebhaften Verkehr mit den 
genannten Ortſchaſten; die ländlichen Produkte derſelben gelangen hierher 
zum Verkauf, wogegen andererſeits wiederum hier bei unſeren Kaufleuten die 
Verſorgung in Waaren aller Art, deren die Bewohner der genannten Ort— 
ſchaften zu ihrem Lebensunterhalt bedürfen, ſtattſindet. Ju dieſem gegenſeitigen 
Austauſch von Gütern hat ſich ein lebhafter Verkehr entwickelt, der den 
Erwerbskreiſen unſerer Stadt ſehr zu Statten kommt. 

Mit dem Eintritt der Sperre des bezeichneten Weges iſt dieſer Verkehr 
vollſtändig unterbunden; die Bewohner der genannten Ortſchaften bringen 
ihre Erzeugniſſe nicht mehr hierher zu Markt, während anderſeits unſere 
Kaufleute den gehabten Abſatz an Waaren nach dort verloren und damit 
einen empfindlichen Verluſt in ihrem Erwerb erfahren haben. 

An und für ſich hat die Stadt Thorn nur über ein ſehr engbegrenztes 
Hinterland zu gebieten, um jo empfindlicher trifft fie jede Einbuße an dem- 
ſelben, wodurch ihr ein Abſatzgebiet verloren geht. 

In Anbetracht der ſchwierigen Lage, in der ſich unſer Handel überhaupt 
befindet, muß derſelbe vor allen eingreifenden Störungen, durch die er Schaden 
erleidet, behütet werden. 

Um Abhilfe zu ſchaffen wendete ſich die Handelskammer an den Herrn 
Kriegsminiſter mit dem Erſuchen, entweder zu beſtimmten Tageszeiten, in 
den Vormittagsſtunden, eine Unterbrechung der Sperre anzuordnen, ſo daß 
der Perſonen- und Wagenverkehr auf dem bezeichneten Wege während dieſer 
Zeit nicht gehemmt werde, oder zu veranlaſſen, daß die Militär-Verwaltung 
für den geſperrten Weg einen Erſatz in einer anderen herzuſtellenden Verkehrs- 
ſtraße ſchaffe. Im letzteren Falle würde es am zweckmäßigſten ſein, wenn 
der von der Straße Neu-Grabia Wudek bei Brzeczka abbiegende über 
Aſchenort nach der Kapelle führende Weg und von da die ſogenannte 
Warſchauer Zollſtraße bis in das Dorf Stewken hinein als Kieschauſſee 
ausgebaut werden würde. 

Aus dem Kriegsminiſterium erhielten wir darauf unterm 20. Juli 
ſolgenden Beſcheid: 


„Der Handelskammer erwidert das Kriegsminiſterium auf das gefällige 


Schreiben vom 15. Mai 1895 — J.- Nr. 316 — Anlage eines Erſatzweges 
für den zeitweiſe geſperrten Weg Neu-Grabia-Wudek-Thorn betreffend — 
das Nachſtehende ergebenſt: 

Eine zeitweiſe Unterbrechung der Schießübungen auf dem Fußartillerie— 
Schießplatz bei Thorn zur Freigabe des Weges Neu Grabia-Wudek-Thorn 
für den allgemeinen Verkehr kann nicht ſtattſinden. 

Eine rechtliche Verpflichtung für dieſen während der Schießübungen 
geſperrten Weg einen Erſatzweg anzulegen, vermag die Militär-Verwaltung 
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nicht anzuerkennen. Ob es aus anderen Gründen rathſam erſcheint, einen 
ſolchen Erſatzweg zu bauen und ſeitens der Militär-Verwaltung dazu einen 
Beitrag zu leiſten, darüber ſchweben gegenwärtig noch Verhandlungen. 


Die in dem gefälligen Schreiben genannten Ortſchaften liegen zum 
Theil noch öſtlich der ſogenannten Warſchauer Zollſtraße (Thorn -Sluſchewo) 
und werden, da dieſe Straße nicht geſperrt wird, in ihrem Verkehr mit Thorn 
nicht gehindert. Andere Ortſchaften liegen näher an der Warſchauer Zoll— 
ſtraße als an der Straße Neu-Grabia-Wudek-Thorn und werden daher in 
ihrem Verkehr mit Thorn ebenfalls nicht geſtört. Ein beſonders dringendes 
Bedürfniß zur Anlage eines Erſatzweges dürfte ſonach nicht vorliegen. 


Schließlich unterläßt das Kriegsminiſterium nicht, zu bemerken, daß 
dieſſeitigen Erachtens die Stadt Thorn durch die Anlage des Fußartillerie 
Schießplatzes größere wirthſchaftliche Vortheile haben dürfte, als durch den 
Verkehr auf dem Wege Neu-Grabia-Grabia-Wudek-Thorn.“ 

Ob aus der von der Militär-Verwaltung angeordneten Sperrung eines 
öffentlichen Weges für dieſelbe eine rechtliche Verpflichtung zur Anlage eines 
Erſatzweges entſteht, wird eventuell der Entſcheidung der Verwaltungs 
Behörden anheim zu ſtellen ſein. Jedenfalls iſt unzweifelhaft aus wirth 
ſchaftlichen Gründen die Schaffung eines Erſatzweges erforderlich. Der von 
dem Kriegsminiſterium angeführte Weg, die ſogenannte Warſchauer Zollſtraße, 
befindet ſich in einem derartigen Zuſtand, daß er mit belaſteten Fuhrwerken 
überhaupt nicht befahren werden kann. 

Auch die öſtlich und in der Nähe der Warſchauer Zollſtraße gelegenen 
Ortſchaften ſind mit ihren Verkehr nach Thorn auf den geſperrten Weg ange 
wieſen; der größere und wichtige Theil der in Betracht kommenden Ort 
ſchaften wird durch die Sperre von dem Verkehr mit Thorn abgedrängt, was 
als ein großer Verluſt in dem Erwerbsleben der Betheiligten gelten muß, 
zu dem die etwaigen wirthſchaftlichen Vortheile, welche nach der Anlage des 
Fußartillerie-Schießplatzes der Stadt Thorn erwachſen ſollten, in gar keinem 
Verhältniß ſtehen. 5 

Auch der Magiſtrat der Stadt Thorn hatte ſich in dankenswerther 
Weiſe unſerem Geſuch an den Herrn Kriegsminiſter angeſchloſſen. Im Anfang 
dieſes Jahres theilten wir auf Veranlaſſung des Herrn Regierungspräſidenten 
dem Herrn Landrath hier unſeren Schriftwechſel mit dem Kriegsminiſterium 
mit und erſuchten, dahin wirken zu wollen, daß der von uns oben erwähnte 
Weg als Kieschauſſee kunſtgerecht ausgebaut werde. Wir hoffen, daß nun, 
nachdem die Königliche Regierung zu erkennen gegeben hat, daß ſie unſer 
Beſtreben fördern will, wir bald unſeren berechtigten Wunſch erfüllt ſehen 
werden. 


17. Einkäufe der Proviantämter. 


Nach einer in Nr. 231 des „Reichs- und Staatsanzeigers“ vom 
1. Oktober 1894 veröffentlichten Kundgebung müſſen die Proviantämter 
Verpflegungsmittel, welche im Inlande erzeugt werden, ſoweit irgend möglich 
von Produzenten kaufen. Gegen dieſe Vorſchrift, die weder mit den Intereſſen 
des Steuerzahlers, noch mit denen der Kaufmannſchaft vereinbar iſt, wandte 
ſich die Kammer in folgender Petition an den Reichstag: 

„In der Proviantamts-Ordnung vom 9. Februar 1893 ss 61 und 62 
iſt beſtimmt, daß die Proviantämter Verpflegungsmittel, die im Inlande 
erzeugt werden, ſoweit irgend möglich von Produzenten kaufen müſſen. 
Ankäufe aus zweiter Hand find nur zuläſſig, wenn die rechtzeitige Bedarfs- 
deckung auf jenem Wege ohne Vertheuerung des Naturals oder ohne ſonſtige 
wirthſchaftliche Nachtheile nicht durchführbar iſt. Hiernach iſt der Zwiſchen— 
handel von Lieferungen an die Proviantämter ausgeſchloſſen und es liegt 
auf der Hand, daß dies agrariſchen Beſtrebungen zuzuſchreiben iſt, welche 
Annahme auch durch die im nichtamtlichen Theile des Reichs- und Staats- 
Anzeigers vom 1. Oktober 1894 veröffentlichte amtliche Kundgebung beſtätigt 
wird, die hervorgerufen iſt, weil in der Preſſe vereinzelt die Ankaufsoperationen 
der Proviantämter einer Kritik unterworfen wurden, die, wie es im Reichs⸗ 
anzeiger heißt, zum Theil auf einer nicht genügenden Kenntniß der Verhältniſſe 
beruht. Es heißt in dieſer Kundgebung im Gteu Abſatz wörtlich: 

„„Auf die genaue Beachtung dieſer Vorſchriften (SS 61 und 62 der 
Proviantamts-Ordnung vom 9. Februar 1893) wird ſeitens der den 
Proviantämtern vorgeſetzten Behörden unausgeſetzt nachdrücklich hingewirkt. 
Zuwiderhandlungen werden aufs ſtrengſte geahndet. Jede Beſchwerde, welche 
über unrichtige Handhabung des Naturalien Ankaufsgeſchäfts bei der Provinzial 
oder Zentralinſtanz angebracht wird, iſt Gegenſtand eingehender Unterſuchung 
und findet im Begründungsfall unbedingt Abhilfe.““ 


Hier wird ſogar den Proviantämtern Strafe angedroht, wenn ſie nicht 
ſtrikte nach den Beſtimmungen der §s 61 und 62 der Proviantamts 
vom 9. Februar 1893 verfahren, d. h. 


Ordnung 
wenn fie nicht ſämmtliche Ver— 
pflegungsmittel, die im Inlande erzeugt werden, direkt von dem Produzenten 
kaufen. Hierdurch werden beſonders die Getreidehändler geſchädigt und mit 
Recht fragen ſich dieſe, wie es möglich iſt, daß eine ſtaatliche Anordnung 
in's Leben gerufen werden kann, die ihnen ein bedeutendes Abſatzgebiet 
verſchließt, während der Staat von ihnen in unveränderter Weiſe die Steuern 
erhebt. 

Und liegt zu einer ſolchen Anordnung ein ſtichhaltiger Grund vor? 

Wir müſſen dieſe Frage verneinen. 
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Die Proviantämter haben bis zum Jahre 1893 beim Produzenten 
und auch beim Zwiſchenhändler gekauft, ſie haben ihren Bedarf dort gedeckt, 
wo ſie am beſten und billigſten bedient wurden. 

Die Militärverwaltung und die Verkäufer find dabei gut gefahren, 
Klagen über mangelhafte oder zu theure Lieferungen ſind nie bekannt 
geworden. Heute liegen die Verhältniſſe anders: den Proviantämtern ſind 
beim Einkauf die Hände gebunden, ſie müſſen beim Produzenten kaufen ſelbſt 
wenn ihnen vom Zwiſchenhändler dieſelbe Waare in beſſerer Qualität und 
zu billigeren Preiſen angeboten wird. In einem ſolchen Falle wird der 
Staat geſchädigt und fällt der Schaden auch auf die Steuerzahler zurück. 
Aber auch der Produzent wird häufig Nachtheile zu verzeichnen haben: er 
liefert dem Proviantamt die gute Waare, behält die minderwerthige zurück 
und findet ſchließlich für dieſe keine Abnehmer. 

Aus dem Vorangeführten bitten den Hohen Reichstag wir ſehr 
ergebenſt geneigteſt erſehen zu wollen, daß die zu Gunſten der Agrarier 
erlaſſene Proviantamts-Ordnung keineswegs ihren Zweck erfüllt, allen 
Betheiligten vielmehr Schaden zufügen kann. Sie wird auch häufig undurch 
führbar fein, namentlich in ſolchen Diſtrikten, in denen nicht jo viel produzirt 
wird, als die Proviantämter gebrauchen. 

Wir richten deshalb an den Hohen Reichtag die Bitte 

Hochderſelbe wolle beſchließen, daß die 88 61 und 62 der 
Proviantamts-Ordnung vom 9. Februar 1893 wieder aufgehoben 
und die Proviantämter angewieſen werden, freihändig da zu kaufen, 
wo ſie am beſten und billigſten bedient werden.“ 

Eine Abſchrift ſandten wir an den Herrn Handelsminiſter mit dem Er— 
ſuchen, derſelbe möge ſeinen Einfluß zu Gunſten unſerer Petition an maß 
gebender Stelle geltend machen. Aus dem Handelsminiſterium ging uns 
darauf der Beſcheid zu, daß der Herr Kriegsminiſter ſich nicht veranlaßt ſehe, 
eine anderweitige Handhabung des Ankaufsgeſchäftes anzuordnen. Die 
Petition an den Reichstag iſt wegen Schluſſes deſſelben nicht zur Berathung 
gelangt. Die Handelskammer wird jedoch in dieſer Angelegenheit noch 
weitere Schritte thun und hofft auf einen ſchließlichen Erfolg. 


18. Lagerhaus am Hauptbahnhof. 


Der Anbau an den weſtlichen Giebel des Locomotivſchuppens iſt im 
vergangenen Jahre fertiggeſtellt und auch ſofort in Gebrauch genommen 
worden. Trotzdem dadurch ein Flächenraum von ca. 900 qm gewonnen 
wurde, ſtellt ſich jetzt ſchon wieder das Bedürfniß nach einer Erweiterung 
heraus. 


19. Petroleumſchuppen. 


Auf Veranlaſſung hieſiger Petroleumhändler erſuchte die Handelskammer 
den Magiſtrat um Errichtung eines Petroleumſchuppens und begründete dies 
in einem ausführlichen Schreiben folgendermaßen: 


„Der bisher von den Petroleumhändlern zur Lagerung von Petroleum 
von dem früheren Mühlenbeſitzer Angermann auf Culmer Vorſtadt ſeiner Zeit 
errichtete Petroleumſchuppen iſt von den jetzigen Beſitzern, den Herren Ulmer 
und Kaun vor einiger Zeit der Stadt gekündigt worden. Die Petroleum— 
händler ſind hierdurch in eine ſchlimme Lage gebracht, da ſie augenblicklich 
keinen Raum zur Verfügung haben, wo ſie ihre Vorräthe lagern können, da 
die Lagerung von Petroleum innerhalb der Stadt großen polizeilichen 
Beſchränkungen unterworfen iſt. Die Händler ſind auch nicht in der Lage, 
für eigene Rechnung einen Lagerſchuppen errichten zu können, da ihnen 
geeignete Bauplätze dazu nicht zur Verfügung ſtehen und in der Nähe der 
Stadt ſolche auch wohl kaum zu erhalten ſind. Der Stadt dagegen ſtehen 
geeignete Plätze zur Verfügung und zwar in unmittelbarer Nähe der Stadt 
am rechten Weichſelufer, welche für die An- und Abfuhr günſtig liegen und 
eine Feuersgefahr für die Stadt ausſchließen. 

Da die Erbauung eines Petroleum: Lagerſchuppens im öffentlichen 
Intereſſe liegt und derſelbe auch der allgemeinen Sicherheit der Bewohner 
der Stadt dient, glauben wir an den Magiſtrat die Bitte richten zu dürfen, 
einen ſolchen Schuppen für Rechnung der Stadt zu erbauen. Die Rentabilität 
der Anlage dürfte eine gute ſein, da ſich das Anlagekapital immerhin mit 
8 bis 10 „% verzinjen würde. Nach ungefährer Berechnung würden die 
Baukoſten des Schuppens eine Summe von 10 bis höchſtens 15000 Mk. 
beanſpruchen. Da hier am Platze ungefähr 20 Petroleumhändler vorhanden 
ſind, ſo müßten 20 Lagerräume eingerichtet werden und zwar ungefähr 
10 große und 10 kleine. Die großen Räume würden eine Jahresmiethe von 
100 bis 120 Mk, die kleineren 50 bis 60 Mk. gut bringen, alſo mindeſtens 
einen Ertrag von 1500 bis 1600 Mk. liefern, das veranſchlagte Anlage 
kapital mit 10 9% ſonach gut verzinſen. Indem wir in der Anlage noch 
ein Schriftſtück beifügen, in welchem ſich 18 Petroleumhändler bereit erklärt 
haben, große und kleine Lagerräume feſt zu miethen, glauben wir wohl 
darauf rechnen zu dürfen, daß Wohlderſelbe der angeregten Frage bald- 
gefälligjt näher treten und eventl. den Bau des Schuppens jo beſchleunigen 


werde, daß derſelbe noch vor Eintritt des Winters ſeiner Beſtimmung über— 
geben werden kann.“ 


Der Magiſtrat ging bereitwillig auf den Wunſch ein, theilte jedoch 
mit, daß er es für ausgeſchloſſen halte, die Erbauung des Schuppens 


noch vor dem Winter vorzunehmen, da die Vorbereitung dazu längere 
Zeit in Anſpruch nehme und ferner auch Fortifikation und Bau— 
verwaltung ihre Genehmigung ertheilen müßten. Leider iſt auch bis jetzt 
der Bau noch nicht in Angriff genommen worden, da ſich Schwierigkeiten in 
der Platzfrage herausſtellten. Der Magiſtrat hatte eine Stelle am Sicherheits- 
hafen in Ausſicht genommen; die Handelskammer hatte jedoch Bedenken 
gegen den in Ausſicht genommenen Platz, weil dadurch dem Holzhandel ein 
namhafter Theil der ſehr wichtigen Auswaſch- und Lagerplätze, an denen 
an und für ſich eher ein Mangel als ein Ueberfluß beſteht, entzogen werden 
würde. Eine Entſcheidung ſteht bis jetzt noch aus. 


20, Die Uferbahn. 


Die von Marienburg in Mocker ankommenden, für die Uſerbahn be— 
ſtimmten Wagen werden zuerſt nach Hauptbahnhof Thorn geführt. Durch 
dieſes Hin- und Herfahren wird der Transport um 8 km verlängert und 
ein größerer Aufwand an Betriebskoſten und Zeit verurſacht. Wir erſuchten 
deshalb die Eiſenbahn-Direktion Bromberg, dieſes Verfahren dahin abzuändern, 
daß fortan dieſe Wagen auf Bahnhof Mocker abgehängt und von dieſem 
direkt der Uferbahn zugeführt würden. Im Hinblick auf die dadurch er— 
folgenden Betriebserſparniſſe baten wir im Falle der Durchführung um eine 
Ermäßigung der Ueberführungsgebühr. 

Wir erhielten darauf den Beſcheid, daß aus Betriebsrückſichten eine 
Ausführung unſeres Vorſchlags nicht angängig wäre. Unter dieſen Umſtänden 
könne man auch dem Antrage auf Ermäßigung der Ueberführungsgebühr 
nicht näher treten. 

Unterm 14. September theilte uns der Magiſtrat mit, daß er beſchloſſen 
habe, wegen der Uebernahme der Uferbahn in den allgemeinen Tarif reſp. 
wegen Ermäßigung der Ueberführungsgebühr und wegen Uebernahme der 
Koſten des Oberbaues bei einer Erweiterung der Bahnanlagen gegen die 
bisher erhaltenen Beſcheide nochmals ſchriftlich vorſtellig zu werden. Ferner 
beabſichtige er zu demſelben Zwecke eine Deputation an den Herrn Miniſter 
zu ſchicken, und er fordere die Handelskammer auf ſich daran zu betheiligen. 
Die Kammer erklärte ſich natürlich gerne dazu bereit und wählte ihren Vor— 
ſitzenden zum Theilnehmer an der eventuellen perſönlichen Vorſtellung bei 
dem Herrn Miniſter. 

Die Audienz hat im Februar jtattgefunden und inſofern ein erfreu— 
liches Reſultat gegeben, als der Herr Miniſter eine eingehende Prüfung der 
Verhältniſſe und eventuelle Abhülfe der beſtehenden Schwierigkeiten in Aus— 
ſicht jtellte. 

Verſchiedenfache Klagen aus Intereſſentenkreiſen über Uebelſtände auf 


2. 7: 
der Uferbahn veranlaßte die Handelskammer das ſolgende Erſuchen an den 
Magiſtrat hier zu richten: 

„Der rege Verkehr auf der Uferbahn, wie er ſich in dieſem Herbſt, und 
zwar gegen das Vorjahr in noch ſtärkerem Maße, daſelbſt bemerkbar macht, 
giebt uns Veranlaſſung., den Magiſtrat von Neuem auf die daſelbſt 
herrſchenden Unzulänglichkeiten ehrerbietigſt aufmerkſam zu machen, und den— 
ſelben um die Ergreifung von Maßregeln zu bitten, welche geeignet ſind, den 
beſtehenden Uebelſtänden, die der Entwicklung des Verkehrs im Wege ſtehen, 
in wirkſamſter Weiſe abzuhelfen. Es erweiſt ſich immer mehr, daß die vor— 
handenen Rangir- und Ladegeleiſe dem Bedürfniß in keiner Weiſe entſprechen, 
und daß die beſtehenden Anlagen zur Bewältigung des Verkehrs nicht als 
ausreichend zu erachten ſind. Aus dieſen Uebelſtänden erwachſen dem hieſigen 
Handel, und allen übrigen Erwerbszweigen, die an der Leiſtungsfähigkeit 
einer Verkehrsanſtalt, wie die Uferbahn, ein lebhaftes Intereſſe haben, große 
Nachtheile und Schäden, welche, wenn hier nicht rechtzeitig Abhülſe geſchaffen 
wird, den Fortbeſtand des größeren Verkehrs und die Erhaltung der Kon— 
kurrenzfähigkeit unſeres Platzes als Handelsſtadt ernſtlich in Frage ſtellen. 
Mit der Erhaltung dieſes Verkehrs, dem die Möglichkeit einer wachſenden 
Entwicklung und Erweiterung gegeben werden ſollte, ſind aber wichtige 
Intereſſen des Handelsſtandes ſowohl, als auch der übrigen Bevölkerung, 
wie namentlich des Arbeiterſtandes, verknüpft, ſo daß es geboten erſcheint, 
dieſen wichtigen Factoren unſeres Wirthſchaftslebens die größtmöglichſte 
Fürſorge angedeihen zu laſſen. 

Zur Zeit gelangen täglich 6070 Waggons zur Uferbahn, die daſelbſt 
umgeſchlagen werden ſollen, d. h. die entweder aus dem Waggon in den 
Kahn oder umgekehrt zu ent— bezw. zu beladen ſind. Außerdem gelangen 
täglich eine größere Anzahl von Wagen zur Uferbahn, die für den Lokal— 
verkehr beſtimmt ſind, und ebenfalls den Rangirdienſt ſtark in Anſpruch 
nehmen; es ſind Tage vorgekommen, an denen über 100 Waggons auf der 
Uferbahn zu bewegen geweſen ſind. Bei der ſeitens der Königlichen Eiſen— 
bahn-Verwaltung ſehr knapp bemeſſenen Ent- reſp. Beladungsfriſt, und im 
Hinblick auf die in Folge der unzureichenden Gleisanlage beſtehenden ſehr 
zeitraubenden Rangirverhältniſſe, hat es die größte Schwierigkeit, die 
Manipulation des Ein- und Ausladens innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt 
bewirken zu können; eine Ueberſchreitung derſelben hat erhöhte Koſten zur 
Folge, welche den Intereſſenten reſp. die Waare belaſten, wodurch die 
Rentierung des Umſchlagverkehrs in Frage geſtellt wird. Eine Beſeitigung 
dieſer Uebelſtände kann nur von einer Erweiterung der Rangirgleis-Anlage 
und einer Verlängerung des Ladeufers erwartet werden. Das für den 
Umſchlagverkehr vorhandene Ladeufer beſchränkt ſich auf die kurze Strecke 


von der Fähre bis zum Zollhauſe, der ſogenannten Winde, und kann natur- 
gemäß für den zu bewältigenden Verkehr nicht als ausreichend erachtet 
werden; eine Verlängerung des Ladeſtranges und Ladeufers könnte nur 
erreicht werden, durch eine Beſeitigung der Winde. Soweit uns bekannt iſt, 
beſteht der Plan zur Translocirung der Winde ſchon ſeit langer Zeit; wie 
weit die darauf bezüglichen Verhandlungen mit den zuſtändigen Behörden 
zur Zeit gediehen ſind, wiſſen wir nicht, wir glauben aber annehmen zu 
dürfen, daß die energiſche Fortführung der Verhandlungen ein befriedigendes 
Reſultat erwarten laſſen. Der Umſtand, daß das der Winde gegenüber 
liegende Schankhaus durch Feuer zerſtört worden iſt, bietet vielleicht eine 
günſtige Gelegenheit zur Vornahme der Translocirung der Winde. 

Wir bitten ſehr ergebenſt, unſere Ausführung geneigteſt in Erwägung 
zu ziehen und auf baldige Abhülfe der geſchilderten Uebelſtände bedacht 
zu ſein.“ 


21. Sicherheitshafen. 


In Intereſſentenkreiſen beſteht ſchon lange der Wunſch, den hieſigen 
Sicherheitshafen auch gleichzeitig als Handelshafen benutzen zu können. 
Durch dieſe Vergünſtigung würden dem Handel und der Schifffahrt weſent— 
liche Vortheile und Erleichterungen erwachſen. So würde es möglich werden 
bei Schluß der Schifffahrt, wenn Gefahren drohen, oder während der 
Winterzeit und im Frühjahre, vor Eröffnung der Schifffahrt, in dem Sicher— 
heitshafen ein Ente und Beladen der Fahrzeuge vorzunehmen. Es iſt ſchon 
mehrfach vorgekommen, daß zur Frühjahrszeit das Beladen im Hafen lie— 
gender leerer Fahrzeuge dringend erwünſcht war. Hierzu iſt die Erlaubniß, 
dank dem Entgegenkommen der Behörden, auch immer gegeben worden. 
Die Kammer hielt es jedoch für wünſchenswerth, daß der Sicherheitshaſen 
ein für allemal zu den bezeichneten Zwecken frei gegeben werde, damit frei 
über den Hafen verfügt werden kann und es den Intereſſenten ermöglicht 
wird, dieſen Umſtand von vorne herein in ihre Kalkulation aufzunehmen. 
Die Kammer richtete deshalb eine Eingabe an die hieſige Waſſerbauinſpection, 
worin ſie erſuchte, daß der Sicherheitshafen für die oben erwähnten Zwecke 
freigegeben werde. 

Ein Beſcheid ſteht bis jetzt aus. 


22. Holshafen, 


Das Projekt des Holzbafens wurde im Laufe des Sommers fertig 
geſtellt und im Oktober an den Herrn Regierungspräſidenten zur landes— 
polizeilichen Prüfung mit nachfolgendem Anſchreiben überſandt: 

„In der Anlage geſtatten wir uns, Ew. Hochwohlgeboren das fertig 
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geſtellte Projekt eines Holzhafens auf der am rechten Weichſelufer unterhalb 
der Stadt Thorn gelegenen Korzeniec-Kämpe bei Wieſenburg zum Zweck der 
Vornahme der landespolizeilichen Prüfung ſehr ergebenſt zu überſenden. 

Hinſichtlich der Nothwendigkeit, der Wichtigkeit, Nützlichkeit der 
Anlage des projektirten Holzhafens, im Intereſſe des Holzhandels, der 
Flößerei und nicht zum Wenigſten der Stadt Thorn und ihrer Bevölkerung 
beziehen wir uns zur Zeit auf die Denkſchriſt der Handelskammer vom 
Mai 1892, welche wir die Ehre hatten, Ew. Hochwohlgeboren zu überreichen. 
Die damalige Denkſchrift behandelt zwar die Anlage eines Holzhafens mehr 
oberhalb, auf der Ziegelei-Kämpe, die weitere Verfolgung dieſes Projektes 
haben wir jedoch aufgegeben, weil der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe 
und der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten uns unterm 2. März 1893 
dahin beſchieden, daß die Anlage des Holzhafens an der vorgeſehenen Stelle 
wegen unzuläſſiger Einengung des Hochwaſſerproſils und der daraus 
erwachſenden Gefahren für die Neſſauer Niederung, die Stadt Thorn und 
für die oberhalb liegenden Grundſtücke, nicht ausführbar ſei; gleichzeitig 
wurden wir von den Herren Miniſtern aufgefordert, geeigneten Falls mit 
anderen Vorſchlägen hervorzutreten. So kamen wir dazu, die weiter unter— 
halb gelegene Korzeniee-Kämpe zur Anlage eines Holzhafens ins Auge zu 
jajjen, und ein Projekt, nach Vorſchrift des Chefs der Strombau-Verwaltung 


des Herrn Oberpräſidenten, Staatsminiſter Dr. von Goßler, unter Aufficht 
und Anleitung des hieſigen Waſſerbau-Inſpektors Herrn May durch den 
Königlichen Landmeſſer Herrn Böhmer fertig ſtellen zu laſſen. Durch die 


Anlage des Hafens an gedachter Stelle ſteht eine unzuläſſige Einengung des 
Hochwaſſerprofils nicht zu befürchten, und außerdem verdient das neue 
Projekt vor dem erſten den Vorzug, daß das veranſchlagte Hafenbaſſin 
genügenden Raum zur Aufnahme und Bergung einer weit größeren Anzahl 
von Holztraften gewährt. Das was wir in der Denkſchrift zu dem erſten 
Hafenprojekt gejagt haben, trifft in der Hauptſache auch bei dem neuen 
Projekt zu, wir behalten uns jedoch vor, weitere Ausführungen, im Beſonderen 
den erforderlichen Rentabilitäts-Nachweis der Hafenanlage folgen zu laſſen.“ 

Darauf ſandte uns unterm 10. März dieſes Jahres der Herr Regierungs 
präſident abſchriftlich einen Erlaß des Chefs der Strombauverwaltung. Der 
Herr Oberpräſident hat darin unſer Projekt im ſtrombauſiskaliſchen Intereſſe 
und im Intereſſe der Neſſauer Niederung einer eingehenden Prüfung unter— 
zogen, die zu einem günſtigen Reſultat geführt hat. Die Hafenanlage wird 
ſogar im ſtrombauſiskaliſchen Intereſſe als erwünſcht bezeichnet. Dagegen 
befürchtet man, daß der unbedeichte Theil der Neſſauer Niederung durch 
Hinüberdrängen der vermehrten Strömung benachtheiligt werden könnte. Da 
jedoch jetzt ſchon die Eindeichung dieſer Niederung bis unterhalb Schloß 
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Neſſau in Ausſicht genommen iſt, jo hoffen wir, daß auch der Weiterführung 
derſelben bis zum vollſtändigen hochwaſſerfreien Abſchluß der ganzen Neſſauer 
Niederung keine unüberwindlichen Schwierigkeiten entgegentreten werden. Nach 
alledem dürſen wir uns der begründeten Hoffnung hingeben, daß wenn auch 
noch nicht im nächſten Jahre, ſo doch in abſehbarer Zeit der Bau in Angriff 
genommen werden kann. 


23. Kleinbahn Thorn-Leibitſch. 


Nachdem die im vorigen Berichte erwähnte Lokalinſpektion vorgenommen 
worden war, ſand am 3. Auguſt die landespolizeiliche Prüfung des Projektes 
ſtatt. Am 17. September theilte der Herr Regierungspräſident mit, daß er 
die Genehmigung zum Bau geben wolle unter den von dem Vertreter der 
Eiſenbahnbehörde in der Verhandlung vom 3. Auguſt geſtellten Bedingungen. 

Nachdem dieſe Vorarbeiten erledigt ſind, gilt es nun, das Projekt auch 
in Angriff zu nehmen. Da die Handelskammer dazu aus verſchiedenen 
Gründen nicht geeignet iſt, ſo wandte ſie ſich an den Kreisausſchuß zu Thorn, 
welchem ſie unter dem 30. Januar 1896 folgendes Schreiben überſandte: 

„Das Projekt zum Bau einer Kleinbahn von Thorn nach Leibitſch iſt 
nunmehr, nachdem die landespolizeiliche Prüfung ſtattgefunden hat, ohne 
nennenswerthe Einwände zu ergeben, und die Genehmigung zur Erbauung 
derſelben durch die Königliche Regierung mit Beſtimmtheit zu erwarten ſteht, 
in ein Stadium getreten, in welchem es ſich empfiehlt, die Finanzirung der 
projektirten Kleinbahn ernſtlich ins Auge zu faſſen. Zu dieſem Zwecke wird 
in erſter Reihe die Frage zu entſcheiden ſein, wer die Erbauung der Bahn 
und deren Betriebsleitung in die Hand nimmt. Dieſe Function kann die 
Handelskammer nicht übernehmen, da ſie die Rechte einer juriſtiſchen Perſön— 
lichkeit nicht beſitzt und ſomit nicht in der Lage iſt, rechtskräftige Verträge 
mit den Behörden und ſonſtigen Intereſſenten ſchließen zu können; es iſt 
daher nothwendig, in dieſer Richtung einen Rückhalt zu gewinnen, von dem 
aus eine erfolgreiche Weiterführung der auf die Erbauung der projektirten 
Kleinbahn gerichteten Beſtrebungen ſich betreiben laſſen. In Anbetracht der 
Wichtigkeit der Bahn für den Kreis und die Stadt Thorn und im Hinblick 
auf die mit Sicherheit zu erwartende Rentabilität derſelben, iſt unſer Augen— 
merk dabei in erſter Linie auf den Thorner Kreis gerichtet, von dem wir 
annehmen zu dürfen glauben, daß er an der Verwirklichung des Projekts ein 
lebhaftes Intereſſe hat, und zum Zweck der Ausführung deſſelben ſich zur 
Ergreifung der weiteren Initiative bereit erklären wird, um ſo mehr, als, 
wie bereits geſagt, ein Riſico nicht erſichtlich iſt, und die Bahn ſelbſt einen 
kulturellen Fortſchritt bedeutet, der die Verkehrsintereſſen des Kreiſes fördert 
und einen wirthſchaftlichen Aufſchwung deſſelben erwarten läßt. Wenngleich 
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der landwirthſchaftliche Bezirk, der durch die projektirte Kleinbahn in das 
Eiſenbahnnetz aufgenommen werden ſoll, nicht zu den ergiebigſten Theilen 
des Kreiſes gehört, ſo iſt es vielleicht gerade darum um ſo mehr geboten, 
dahin zu ſtreben, ihm, der von der Natur wenig begünſtigt iſt, jedmögliche 
Verkehrserleichterung zu Theil werden zu laſſen, durch die eine Verminderung 
der Produktionskoſten erzielt werden kann. Dahin gehört die Verminderung 
der Trausportkoſten, und zwar nicht allein der Koſten des Transports der 
Produktionsmittel zur Produktionsſtätte, ſondern auch der Erzeugniſſe der 
Landwirthſchaft zu dem Markte. Andrerſeits iſt die projektirte Bahn dazu 
beſtimmt, eine größere Anzahl leiſtungsfähiger induſtrieller Etabliſſements in 
den Eiſenbahnverkehr aufzunehmen, die durch die Verfrachtung ihrer 
Erzeugniſſe und die Heranſchaffung größerer Mengen zu ihrem Betriebe 
nöthiger Materialien eine bedeutende Frachteinnahme gewährleiſten und damit 
zu der in Ausſicht ſtehenden Rentabilität der Bahn in ganz erheblichem, ja 
ſogar entſcheidendem Maße beitragen. Sollte der Kreis aber dennoch abgeneigt 
ſein, die Erbauung und Betriebsleitung der Bahn ſelbſt in die Hand zu 
nehmen, dann würden wir in zweiter Linie dazu ſchreiten müſſen, zu dieſem 
Zweck eine Privatgeſellſchaft zu bilden. Fürchten wir auch nicht, bei Bildung 
einer ſolchen auf Schwierigkeiten zu ſtoßen, ſo wird es ſich dabei doch darum 
handeln, ihr von vornherein gewiſſe Garantien bieten zu können, die wiederum 
nur Kommunalverbände, in dieſem Falle der Kreis Thorn, zu leiſten im 
Stande ſind. Wir geſtatten uns daher die ergebene Anfrage, und bitten 
einen darauf bezüglichen Beſchluß geneigteſt herbeiführen zu wollen, ob der 
Kreis für den Fall, daß er den Bau und die Betriebsleitung der Bahn 
ablehnen ſollte, zur Uebernahme einer Zinsgarantie von 3 Prozent der ver 
auſchlagten Bauſumme in Höhe von 300000 Mk. und eventl. unter welchen 
Bedingungen, bereit ſein würde.“ 
Bis jetzt iſt unſer Antrag noch nicht zur Verhandlung gekommen. 


24. gezirks-Eiſenbahnrath für den Eifenbahn- 
Directions-Bezirk Bromberg. 

A Sitzungen haben ſtattgefunden am 20. März in Bromberg, am 20, 
Juni in Danzig, am 28. November in Königsberg. Auf allen Sitzungen 
wurden wir durch unſer Mitglied Herrn M. Roſenfeld vertreten. Auf der 
Sitzung in Königsberg ſtellte Herr Roſenfeld den Antrag, einen Mittags 
kurierzug von Thorn nach Berlin über Inowrazlaw einzurichten. Der Be— 
zirks-Eiſenbahnrath beſchloß, die Ausführung in Erwägung zu ziehen. 


25. Bahnſteigſperre. 
h Vom 1. October ab iſt auch auf dem biefigen Bahnhof die Bahn 
ſteigſperre zur Einführung gelangt. Unſer Verkehr mit Rußland erheiſcht 


nun aber die regelmäßige Anweſenheit unſerer Geſchäftsleute auf dem Bahn— 
hof bei Ankunft und Abgang der den Verkehr mit Rußland vermittelnden 
Eiſenbahnzüge. Da nun durch das jedesmalige Löſen von Bahnſteigkarten 
dieſem Verkehr eine ſtörende Belaſtung erwachſen würde, jo wandte ſich die 
Kammer an die Königliche Eiſenbahn-Direkton Bromberg mit dem Erſuchen, 
Abonnementskarten zum Preiſe von monatlich 1 Mark einzuführen. Darauf 
wurde uns mitgetheilt, daß inzwiſchen vorgenommene bauliche Veränderungen 
auf Bahnhof Thorn es jetzt ermöglichen, die Abfertigungsräume der Zoll— 
behörde ohne Löſung einer Bahnſteigkarte zu betreten. Für diejenigen 
Perſonen dagegen, welche zur Empfangnahme von Eilgütern oder Gepäck— 
ſtücken beim Einlaufen der Züge anweſend ſein müſſen, bedürfe es nach wie 
vor der Löſung von Bahnſteigkarten; zu einer Einführung von Abonnements: 
karten ſei die Eiſenbahn- Direktion nicht ermächtigt. 

Durch die Sperre am hieſigen Bahnhof ſind aber nicht nur die Bahn 
ſteige, ſondern auch die Reſtaurationsräume dem Verkehr ohne Bahnſteigkarte 
verſchloſſen. In Folge deſſen können die auf dem Bahnhof beſchäftigten 
Arbeiter weder daſelbſt bei ungünſtigen Witterungsverhältniſſen Schuß finden, 
noch ſich Erfriſchungen verſchaffen. 

Die Kammer erſuchte deshalb die Eiſenbahn-Direktion, wenigſtens die 
Reſtaurationsräume der 4. Klaſſe dem Verkehr freizugeben. Darauf erwiderte 
die Eiſenbahn-Direktion, daß es nicht angängig ſei, den Arbeitern den unent 
geltlichen Zutritt zu den Warteräumen zu geſtatten, daß ſie aber nichts ein— 
zuwenden hätte, wenn in dem von der Handelskammer gepachteten Maſchinen— 
ſchuppen eine Schankſtelle errichtet würde. Zu der Einrichtung eines Ausſchanks 
in dem Lagerhauſe konnte ſich die Handelskammer jedoch nicht entſchließen. 

Die Einrichtung von Abonnementskarten für das Betreten des Bahn— 
ſteiges iſt jetzt ermöglicht worden. Der Preis derſelben beträgt 2,50 Mk. 
pro Monat. 


26. Internationales Uebereinkommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr. 


Wie wir ſchon in dem vorjährigen Bericht mittheilten, hatten wir auf 
eine Anfrage des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe erklärt, daß bei 
der bevorſtehenden Reviſion des Berner Internationalen Uebereinkommens 
für uns die Abänderung des Artikels 10 das bei weitem Wichtigſte wäre. 
Dieſe Anſicht wurde allſeitig getheilt, und wir konnten uns der begründeten 
Hoffnung hingeben, daß auf der demnächſtigen Konferenz wenigſtens die 
deutſchen Kommiſſare Alles aufbieten würden, um eine Abänderung dieſes 
Artikels herbeizuführen. 

Im Juni erfuhren wir, daß zwiſchen deutſchen und ruſſiſchen Eiſen— 
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bahnverwaltungen Verhandlungen ſchwebten zwecks Herſtellung direkter Tarife 
für den Verkehr zwiſchen deutſchen Bahnen und den Eiſenbahnen Polens. 
Um zu verhindern, daß für dieſen für uns ſo wichtigen Verkehr auch der 
„Speditionsparagraph“ in Anwendung käme, richteten wir ein Geſuch an 
das Reichseiſenbahnamt, worin wir die Bitte ausſprachen, von einem direkten 
deutſch-polniſchen Tarif jo lange abzuſehen, bis Artikel 10 in unſerem Sinne 
abgeändert ſei. 

Darauf erhielten wir vom Reichseiſenbahnamt folgende Antwort: 

„Auf die Eingabe vom 4. d. Mts. wird ergebenſt erwidert, daß das 
Reichs —Eiſenbahnamt, nachdem es von den Verhandlungen der betheiligten 
Eiſenbahnverwaltungen über die Herſtellung eines neuen direkten Tarifs für 
den Verkehr mit den Bahnen des Warſchauer Gebiets Kenntniß erlangt und 
daraus entnommen hatte, daß die in Ausſicht genommene direkte Abfertigung 
gegenüber der bisherigen gebrochenen Abfertigung auf die deutſch - ruſſiſchen 
Uebergangsſtationen um mehr als den im übrigen deutſch-ruſſiſchen Verkehre 
zwiſchen beiden Abfertigungsarten beſtehenden Frachtunterſchied niedriger ſein 
würde, alsbald mit dem preußiſchen Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
in Benehmen getreten iſt. Dieſer erwiderte dem Amte, daß er die in der 
Warſchauer Konferenz wegen Wiedereinführung eines direkten Gütertarifs für 
den Verkehr mit Polen gefaßten Beſchlüſſe ſeinerſeits bereits genehmigt habe, 
weil die direkten Tarife in der vereinbarten Weiſe für das Inland über— 
wiegenden Nutzen verſprächen. Allerdings werde in der Richtung nach 
Rußland gegenüber der Tranſitabfertigung auf die Grenzſtationen der Fracht— 
unterſchied zu Gunſten der direkten Abfertigung bedeutender als dies bei dem 
übrigen deutſch-ruſſiſchen Güterverkehre der Fall ſei. Dieſe immerhin nur 
6-12 Pfg. für 100 Ko. betragenden Frachtunterſchiede ſeien jedoch nicht 
ſo erheblich, um die indirekte Abfertigung auszuſchließen. Die letztere werde 
vielmehr in denjenigen Fällen, in denen von den Intereſſenten auf die Ver— 
zollung an der Grenze durch Privatſpediteure Werth gelegt werde, auch ferner 
ſtattſinden können. Uebrigens könne die durch Artikel 10 Abſatz 3 des 
internationalen Uebereinkommens bei direkter Abfertigung bedungene eiſen 
bahnſeitige Beſorgung der zollamtlichen Behandlung bei Sendungen nach 
Warſchau, die die Mehrzahl ausmachten, vermieden werden, weil in Warſchau 
mehrere Zollämter ſeien, auf denen die Verzollung durch den Waarenempfänger 
ſelbſt oder durch ſeinen Bevollmächtigten (Spediteur) ſich bewirken laſſe. 

Unter dieſen Umſtänden glaubt das Amt zunächſt die weitere Ent— 
wickelung der Verhältniſſe abwarten zu ſollen.“ 

Wir hielten es jedoch im Intereſſe unſeres Verkehrs nicht für thunlich, 
das Weitere abzuwarten, und wandten uns deshalb unter dem 8. Auguſt 
mit der folgenden Eingabe an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 
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„Ew. Exzellenz beehrt ſich die ergebenſt unterzeichnete Handelskammer 


zu Thorn gehorſamſt das folgende Geſuch zu unterbreiten: 


„So lange Artikel 10 des Internationalen Uebereinkommens 
vom 14. Oktober 1890 in Kraft beſteht, wolle Ew. Exzellenz 
keinerlei Begünſtigung des direkten Verkehrs mit Rußland und 
Polen gegenüber dem Umkartirungsverkehr zulaſſen, ſohin bis zu 
dieſem Zeitpunkt den projektirten deutſch polniſchen direkten Tarif 
nicht einführen.“ 

Behufs Motivirung dieſes Geſuchs geſtattet ſich die ergebenſt unter— 
zeichnete Handelskammer Folgendes anzuführen: 

Wie ſich aus den Verhandlungen der Konferenz vom 5. April dieſes 
Jahres und weiter aus den Erklärungen des Herrn Geheimen Ober 
Regierungs-Rathes Dr. Schulz, Präſidenten des Reichs Eiſenbahn-Amtes, 
im Reichstage ergiebt (Stenographiſcher Bericht Seite 1636/1895), iſt Seitens 
der deutſchen Vertreter auf der Reviſions Konferenz des Internationalen 
Uebereinkommens eine kräftige Aktion behufs Beſeitigung des Artikels 10 
qu. Uebereinkommens in Ausſicht genommen. Indeſſen iſt der Erfolg dieſer 
dankenswerthen Initiative in Frage geſtellt, ſobald vorher mit dem weiteren 
Ausbau der direkten Verbandstarife vorgegangen wird. 

Nach der uns von der Königlichen Eiſenbahn Direktion Bromberg 
gewordenen Mittheilung ſoll der deutſch-polniſche Tarif in Kürze in Kraft 
treten. Da vorausſichtlich von ruſſiſcher Seite der Beſeitigung des Artikels 
10 Widerſtand geleiſtet werden dürfte, ſo befürchten wir, daß durch vorherige 
Einführung des direkten Verkehres das gewichtigſte Mittel, dieſe Forderung 
durchzusetzen, aus der Hand gegeben wird. Denn bis jetzt hat Artikel 10 
ſeine den Export nach Rußland ſchädigenden Wirkungen noch nicht voll 
ausüben können, da er durch die Gleichheit der Sätze im direkten und 
Umkartirungsverkehr paralyſirt wurde. 

In dieſer Beziehung ſind den Intereſſenten ſowohl durch die Erklärung 
des Herrn Dr. Schulz bei der dritten Berathung im Reichstage wie z. B. 
durch ein Schreiben der Königlichen Eiſenbahndirektion Breslau an die 
Handelskammer daſelbſt vom 26. Januar 1891 bindende Zuſagen gegeben 
worden. In letzterem heißt es: 

„Zu dieſem Zwecke werden wir bei der demnächſt erfolgenden Um 
arbeitung der Sosnowicer Tranſittarife und Wiederherſtellung der direkten 
Tarife daran feſthalten, daß die Frachtſätze nach Sosnowice tranſito 
nicht blos bei den mit direkten Frachtbriefen zur Aufgabe gelangenden 
Sendungen ſondern auch dann Anwendung ſinden, wenn die Frachtbrieſe 
an Privatperſonen in Sosnowice mit dem Vermerk „zur Weiterbeförderung 
nach einer beſtimmten ruſſiſchen Station“ lauten, ſowie darauf hinwirken, 
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daß die Tarife für den Grenzverkehr mit den direkten Tarifen 
annähernd in Uebereinſtim mung gebracht werden. 

Nach uns gewordenen Mittheilungen ſollen durch den geplanten 
Verbandstarif Frachtunterſchiede zu Ungunſten des Umkartirungsverkehrs 
eintreten, die ſich auf 6—12 Pf. per 100 Ko. belaufen. Dieſe für Majjen- 
artikel des Exportes nach Rußland wie Kohle, Eiſen, Thon x. ſehr 
beträchtliche Differenz würde die deutſchen Exporteure zwingen, ſich wider 
ihren Willen der direkten Tarife und ſomit der Zollagenturen zu bedienen, 
obwohl ſie dies in wiederholten Eingaben als eine Erſchwerung des Exportes 
ſelbſt bezeichneten. 

Die Mehrzahl der Sendungen im deutſch-polniſchen Verkehr muß an 
den Grenzpunkten verzollt werden, da ſie für Lodz und die anderen Provinz— 
ſtädte beſtimmt iſt und im Innern von Polen Zollämter ſich nur in 
Warſchau befinden. 

Aber auch für Warſchau beſtimmte Maſſengüter müſſen zur Grenz—⸗ 
verzollung herangezogen werden, da dieſe ſich bei Weitem vortheilhafter ſtellt. 
Die Artellkoſten d. h. die Gebühr für das zollamtliche Wiegen, Ein- und 
Ausladen beträgt bei 10000 Ko. 

Artikel: Am Grenzorte: In Warſchau: Mithin Unterſchied: 
Roheiſen 50 Kop. 1 Rubel 50 Kop. 1 Rubel. 
ge t 2 Rubel, 12 Rubel 20 Kop. 10 
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Rubel 20 Kop. 
Samen 0,30 Rubel. 6 Rubel 10 Kop. 5 Rubel 80 Kop. 
Maſchinen in ſchweren 

Stücken 1 Rbl. 58 Kop. 12 Rubel 20 Kop. 8 Rubel 38 Kop. 

Dieſe Unterſchiede ſinden ihre Begründung dadurch, daß 
punkten die Verwiegung des beladenen Waggons auf der Centeſimalwaage 
erfolgt, während in Warſchau die völlige Entladung in das Zollamt und 
Verwiegung auf der Dezimalwaage ſtattſindet. Natürlich ſind die Unter— 
ſchiede bei den erwähnten Artikeln ſo beträchtlich, daß ſie zur Möglichkeit 
des Bezuges von Deutſchland beitragen. 

Nach dem Vorſtehenden will uns kein Zeitpunkt für das 
direkter deutſch-polniſcher Tarife ſo ungeeignet erſcheinen als 
So lange Artikel 10 noch rechtliche Wirkſamkeit hat, müſſe 
einſtimmuug mit unſeren früheren Voten wie mit dene 
uns gegen die geplante Maßregel ausſprechen. 

Wir haben uns geſtattet, eine Abſchrift dieſer Eingabe dem Reichs- 
Eiſenbahn-Amte zu unterbreiten.“ 

Unſerer Petition ſchloſſen ſich die Handelskammern in 
Breslau, Bromberg, Düſſeldorf, Görlitz, Mainz, 
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an den Grenz 


Juslebentreten 
der gegenwärtige. 
n wir in Ueber 
u der Schweſterkammern 


Aachen, Barmen, 
Mannheim und Zittau an. 
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Die Handelskammer in Leipzig führte aus, daß ſich der von der Handels- 


kammer Thorn angeſtrebte Zweck auch erreichen ließe, ohne daß auf die mit 


der Einführung billigerer Tarife gebotenen Vortheile verzichtet zu werden 
brauchte. Das geeignete und den Forderungen der Gerechtigkeit -in jeder 
Beziehung entſprechende Mittel hierfür wäre darin gegeben, die Einführung 
der projektierten billigen direkten Tarife davon abhängig zu machen, daß 
gleichzeitig auch für den gebrochenen Verkehr die gleichen Frachtermäßigungen 
eingeführt werden. Aehnlich ſprach ſich die Handelskammer in Oppeln aus. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstages, dem wir ebenfalls unſeren 
Antrag unterbreiteten, beſchloß jedoch in ſeiner Sitzung vom 2. Dezember von 
einer Stellungnahme gegen die Einführung direkter deutſch-polniſcher Tarife 
Abſtand zu nehmen. 

Unter dem 27. Dezember richteten wir die nachſtehende Petition an 
den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 

„Excellenz! Nachdem die Berathung über die Zweckmäßigkeit der Ein- 
führung direkter deutſch polniſcher Tarife von der Tagesordnung der am 
13. d. Mts. ſtattgehabten Sitzung des Landes Eiſenbahnraths wegen 
ſchwebender Verhandlungen mit Rußland abgeſetzt worden iſt, geſtatten wir 
uns ehrerbietigſt, im Hinblick auf die inzwiſchen in St. Petersburg am 
27. November 28. November 
9. Dezember An BO, Dezember 
EiſenbahnConferenz hervorgetretenen Anſchauungen der Ruſſiſchen Behörde, 
die Aufmerkſamkeit von Ew. Excellenz auf unſeren Antrag vom 8. Auguſt 
d. J. zu lenken und von Neuem die Bitte auszuſprechen, von der Einführung 
des geplanten direkten Tarifs nach Polen ſo lange abzuſehen, als die 
Beſtimmungen des Art. 10 über das internationale Uebereinkommen in Kraft 
beſtehen bleiben. Auf der Konferenz in St. Petersburg iſt, nach den im 
Abdruck beiliegenden authentiſchen Nachrichten der amtlichen Handels und 

: ) a ap 
Induſtriezeitung Nr. 260 vom 12 . — 
worden, daß auf Grund von Grenztranſittarifen ausgeſtellte Frachtbrieſe mit 
dem Vermerk „tranſito“ als direkte Frachtbriefe im Sinne des internationalen 
Uebereinkommens angeſehen werden, und die Zollbehandlung derartiger 
Sendungen der privaten Vermittelung entzogen und ausſchließlich den Bahn— 
agenturen zur Abfertigung übertragen werden ſollen. In dem bezeichneten 
Exemplar der amtlichen Handels- und Induſtriezeitung, welches wir uns 
geſtatten in Original-Ueberſetzung beizufügen, ſind die Motive zu den Beſchlüſſen 
der Konferenz des Näheren ausgeführt. Die Haltloſigkeit der hierin enthaltenen 


d. J. bei Gelegenheit der daſelbſt tagenden 


d. J. zum Ausdruck gebracht 


Behauptungen mit ihrer Begründung erhellt bereits aus Ew. Excellenz Vor— 


lage zu der am 13. d. Mts. ſtattgehabten Sitzung des Landes -Eiſenbahnraths. 


Ein Verſtoß in den preußiſcherſeits für den deutſch-polniſchen Verkehr erſtellten 
Tarifen gegen das Berner Uebereinkommen iſt überhaupt nicht zu erblicken; 
andrerſeits aber iſt aus den in St. Petersburg gefaßten Beſchlüſſen das 
Beſtreben der Ruſſiſchen Jutereſſenten erſichtlich, die monopoliſirende Gewalt 
des Art. 10 des internationalen Uebereinkommens nicht allein aufrecht zu 
erhalten, ſondern derſelben eine noch weitergehende Ausdehnung zu geben. 
Unſerer Auffaſſung nach haben die Beſtrebungen nur den Zweck, immer mehr 
die Zollbehandlung der Waaren ausſchließlich in die Hände der amtlichen 
Kreiſe zu legen und dadurch die Möglichkeit zu erlangen, eine Erſchwerung 
des Exports in denjenigen deutſchen Artikeln herbeizuführen, welche durch den 
deutſch ruſſiſchen Handels- und Schifffahrtsvertrag davor eigentlich geſchützt 
werden ſollen. Klar erkenntlich iſt dieſe Abſicht durch die in St. Petersburg 
aufgeſtellte Forderung, mit Tranfitfrachtbriefen auf den Grenzſtationen ein— 
gehende deutſche Sendungen als Locoſendungen betrachten zu wollen, und 
mit erhöhten Nebengebühren zu belaſten, obwohl unſeres Erachtens nach eine 
derartige unterſchiedliche Mehrbelaſtung deutſcher Waarenſendungen gegen die 
Beſtimmungen des 8 19 des deutſch⸗ruſſiſchen Handels- und Schifffahrts- 
vertrages verſtoßen würde. Außerdem beſtehen für den Export aus Rußland 
nach Deutſchland ebenfalls Tranſittarife. 

Während mithin Rußland an den Beſtimmungen des Art. 10 des Inter— 
nationalen Uebereinkommens nicht allein feſtzuhalten, ſondern dieſelben ſcheinbar 
zu erweitern beabſichtigt, wird ſeitens der deutſchen Eiſenbahnen die Noth— 
wendigkeit der Abänderungen dieſer Beſtimmungen in dem von uns ange— 
gebenen Sinne anerkannt; deshalb glauben wir, daß zur Zeit durchaus kein 
geeigneter Zeitpunkt zur Schaffung neuer Verbandstariſe im Verkehr mit 
Rußland iſt; vielmehr ſind wir der Anſicht, daß ſeitens der dieſſeitigen 
Eiſenbahnen allen derartigen ruſſiſchen Forderungen gegenüber ein entſchieden 
ablehnender Standpunkt eingenommen werden müßte, weil uns aus der Ein— 
führung dieſer Tarife ohne Abänderung der Beſtimmungen des Art. 10 des 
Internationalen Uebereinkommens eine Gefährdung des deutſchen Imports 
nach Rußland unvermeidlich erſcheint. Auch halten wir es für möglich, daß 
Rußland eines Tages die in den St. Petersburger Verhandlungen gefaßten 
Beſchlüſſe einſeitig zur ſofortigen Ausführung gelangen läßt, und die auf die 
Grenzſtationen tranſito abgefertigten deutſchen Sendungen der höheren 
Belaſtung unterwirft; es bliebe alsdann nur übrig, daß dieſſeits mit der 
Einſtellung ermäßigter Tranſittarife auf die zunächſt gelegenen deutſchen End- 
ſtationen unverzüglich vorgegangen werde, falls es von Ew. Excellenz nicht 
als zweckmäßig erachtet werden ſollte, ſchon jetzt mit dieſer Tarifbildung 
hervorzutreten. 


Zum Zweck der weiteren Behandlung dieſes hochwichtigen Gegenſtandes 
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bitten wir Ew. Excellenz ehrerbietigſt um die baldgeneigte Gewährung einer 

Audienz.“ 

Die in dieſer Petition erwähnte amtliche Handels- und Induſtrie— 
Zeitung hatte folgenden Bericht gebracht: . 

„Von den Punkten, welche in der 2. und 3. Sitzung am 27. und 
28. November beſondere Aufmerkſamkeit verdienen, ſind folgende 4 Punkte 
hervorzuheben, welche ſehr wichtig für die Eiſenbahnen ſind: 

1. Die temporären Vorſchriften für den Eiſenbahntransport von Gütern, 
die der zollamtlichen Behandlung unterliegen, auch auf die Haſen 
Zollämter auszudehnen; 

Die Nicht⸗Zulaſſung der Privat-Vermittelung zur Erledigung der 
Zollformalitäten bei Gütern, welche bei den Grenz-Zollämtern auf 
Grund von Lofaltarifen eingehen, aber den Vermerk der weiteren 
Empfangsitation im Frachtbrief enthalten; 

3. Verlängerung der koſtenfreien Lagerungszeit in den Zollamts-Pack— 

häuſern und 

4. Befreiung von Lagergeld bei denjenigen Waaren, welche auf Grund 

einer Quäſtion Seitens des Zollamts lange Zeit am Zollamt liegen 
und wo die Quäſtion zu Gunſten des Petenten entſchieden wird. 

Die Begründung dieſer Punkte, welche in der Sitzung einen lebhaften 
Meinungsaustauſch hervorgerufen, äußerte ſich in folgendem: 

In Ausdehnung einerſeits der allgemeinen Zollbeſtimmungen, und 
andererſeits der allgemeinen Eiſenbahn-Vorſchriften für Rußland wurden vom 
Finanzminiſter im Einverſtändniß mit dem Eiſenbahnminiſter am 3. October 
1887 die oben erwähnten temporären Vorſchriften für den Eiſenbahntrans 
port von Gütern, die der zollamtlichen Behandlung unterliegen, heraus— 
gegeben. 

Dieſen Beſtimmungen liegt das Prinzip zu Grunde, daß die Zoll— 
formalitäten bei Gütern, die ſich unterwegs befinden, d. i. bei im directen 
Verkehr gehenden Gütern, ausſchließlich durch die Eiſenbahnen vermittelſt 
ihrer bevollmächtigten Agenten erledigt werden ſollen. Directe Verkehre mit 
dem Auslande ſind bei uns nicht nur bei Verfrachtung mit den Eiſenbahnen, 
ſondern auch bei Verfrachtung per See über gewiſſe Häfen eingeführt, jedoch 
find die temporären Vorſchriften nur auf den erſteren Verkehr ausgedehnt, 
auf die Haſenzollämter find fie dagegen nicht angewendet. Inſolgedeſſen 
verbleibt die Expedition der Güter in einer unbeſtimmten Lage, da dieſe ganz 
von den Privat-Commiſſionären abhängt, die einer beſonderen Auſſicht nicht 
unterworfen find. Dieſe berechnen ihren Kunden oft höhere, ja ſogar aus— 
gedachte Ausgaben und dazu übernehmen ſie keine Verantwortung für das 
Verderben oder Abhandenkommen der ihnen anvertrauten Güter; daraus er— 
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giebt ſich, daß die Lage der Handeltreibenden an den Haſen-JZollämtern eine 
viel ſchlechtere iſt als die derjenigen, welche ihre Güter über die Land ⸗Zoll⸗ 
ämter beziehen, und zwar ſtellt ſich ihnen die Waare größtentheils theurer 
und müſſen dieſelben allerlei Beſchwerlichkeiten von der Willkür der Privat- 
Commiſſionäre ertragen. 

a Mit Rückſicht darauf hat die Verſammlung beſchloſſen, den Herrn 
Finanzminiſter nachzuſuchen, die temporären Vorſchriften auch auf diejenigen 
Sendungen auszudehnen, die im directen Seeverkehr gehen. 

In directer Verbindung mit dieſer Quäſtion beſindet ſich auch folgender 
von der Verſammlung näher unterſuchter Punkt: Betr. die Beſeitigung der 
Privat⸗Commiſſionäre auch im directen Land verkehr in den Fällen, 
in welchen ſie durch verſchiedenartige Umgehung der beſtehenden Vorſchriften 
ſich bemühen, die Güter an ſich zu reißen. Zur Aufklärung iſt erforderlich, 
zu bemerken, daß auf Grund beſtehender Vorſchriften die Zollämter Privat 
Spediteure zur Erfüllung der Zollformalitäten bei denjenigen Sendungen, 
welche ſich unterwegs beſinden, d. h. bei im directen Verkehr gehenden 
Gütern, nicht zulaſſen; wenn aber die Sendung nach Ankunft am Beſtimmungs 
orte daſelbſt zollamtlich abgefertigt wird, dann werden auch Privat-Commiſſionäre 
hierzu zugelaſſen. Z. B.: Wenn eine Sendung nach Moskau adreſſirt, ſo 
wird — da in Moskau ſich ein Zollamt befindet — die Sendung an der 
Grenze ohne zollamtliche Reviſion durchgelaſſen und werden die Zoll— 
ſormalitäten am Beſtimmungsorte erledigt; wenn aber die Sendung nach 
Smolensk beſtimmt iſt oder nach einem anderen Ort, wo ſich kein Zollamt 
befindet, muß die Zollreviſion auf der Grenzſtation ſtattſinden und hier 
werden Privat-Commiſſionäre nicht zugelaſſen. 

Und da benutzen die Privat-Commiſſionäre verſchiedenartige 
daß ſie die Sendungen dennoch erwiſchen; dieſe Umgehungen geſchehen im 
Einverſtändniß der aus ländiſchen Waaren Abſender mit den (Grenz) 
Privat⸗Commiſſionären, die größtentheils auch Ausländer find. — Z. B.: Eine 
Sendung aus dem Auslande wird nach Station Granica tranſito an 
einen x-beliebigen Co mmiſſionär adreffirt zur Weiterbeförderung 
nach Rußland oder zur Weiterbefördernng nach irgend einer 
Stadt, aber ohne Angabe des Waaren Empfängers, manchmal 
ſogar einfach tranſito, ohne Angabe wohin. Alles dieſes, um einerſeits 
die Vortheile des directen Verkehrs zu genießen (in dieſem Verkehr 
werden ſeitens der Eiſenbahn geringere Nebengebühren erhoben) 
und andererſeits, um dem Privat-Commiſſionär einen Gewinn zuzuwenden, 
der aus irgend einem Grunde von Seiten des ausländiſchen Waaren-Abſenders 
oder von Seiten der ausländiſchen Bahnen protegirt wird. 

Mit Rückſicht darauf hat die Verſammlung beſchloſſen, in allen dieſen 


Umgebungen, 
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Fällen genau auf Grund der Internationalen Berner Convention zu ver- 
fahren und zwar: 

wenn im Frachtbrief die Grenzſtation „tranſito“ ohne jede andere 
Angabe oder „tranfito zur Weiterbeförderung“ angegeben *iit, 
eine ſolche Sendung als im Lokalverkehr gehend zu betrachten und hierbei 
die erhöhten Nebengebühren zu berechnen. 

Wenn im Frachtbrief die Beſtimmungs-Station im Inneren Rußlands 
— ſoſern an dieſem Orte ſich ein Zollamt nicht befindet — und der Name 
des Empfängers angegeben iſt, ſo werden ſolche Sendungen unabhängig 
von irgend ſonſtigen Bemerkungen oder Zuſchriften im Frachtbrief, als im 
direkten Verkehr gehend betrachtet und infolgedeſſen Privat-Spediteure nicht 
zugelaſſen. — Hierbei hat die Verſammlung für unbedingt erforderlich 
erachtet, die ausländiſchen Nachbar-Bahnen zu bitten, bei Aus 
ſtellung von internationalen Frachtbriefen keinerlei Abweichungen 
von der Berner Convention zuzulaſſen. 

Punkt 1 und 2 hat die Verſammlung angenommen, Punkt 3 und 4 
abgelehnt.“ 

Von dem Herrn Miniſter erhielten wir Mitte Januar den Beſcheid, 
daß unſere Vorſtellungen weiterer Prüfung unterworfen würden, daß jedoch 
die gewünſchte mündliche Erörterung der Angelegenheit in dem gegenwärtigen 
Zeitpunkte zu keinem Ergebniß führen könne. 

Noch kurz vor Beginn der Konferenz reichten wir dem Reichseiſenbahnamt 
das folgende Schreiben ein: 

„Der Termin für die Couferenz zur Reviſion des Berner internationalen 
Uebereinkommens iſt bereits für den 15. März ſeſtgeſetzt, weshalb wir Ver— 
anlaſſung nehmen, auf die Nothwendigkeit der unbedingten Durchführung 
der deutſcherſeits geſtellten Abänderungsanträge, wie ſie unter Ihrer Leitung 
im Verein mit den Delegirten der intereſſirten Kreiſe am 5. April 1895 
ſormulirt worden ſind, hinzuweiſen. 

Insbeſondere halten wir es für geboten, die beantragte Abänderung 
der Faſſung des Artikel 10 unter allen Umſtänden beizubehalten, da jeder 
abweichenden Form die praktiſche Wirkung mangeln würde und deshalb muß 
auch jeder etwa auftauchende Compromißvorſchlag zurückgewieſen werden. 

Im Anſchluſſe an die von uns wiederholt und zuletzt unterm 
27. Dezember 1895 bei Sr. Excellenz dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
Herrn Thielen gemachten Vorſtellungen, glauben wir auf einen Umſtand noch 
hinweiſen zu ſollen, dem ſchon wegen ſeiner ſymptomatiſchen Bedeutung 
vollſte Beachtung gewidmet werden muß. 

Bekanntlich wurde auf der am 1. bis 3. April 1895 in Dresden 
ſtattgehabten ſechſten Konferenz der Vertreter der nordiſch-überſeeiſchen inter— 


nationalen Verkehre via Neuen-Hafen, Reval, Riga und Libau und ſpäter 
am 9. und 10. Dezember 1895 in St. Petersburg die Ausdehnung des 
Paragraph 66 des ruſſiſchen Eiſenbahnſtatuts (gleichbedeutend mit Paragraph 10 
des J. U.) auch auf den Seeverkehr ruſſiſcherſeits beantragt und zum Com— 


miſſionsbeſchluß erhoben. Dieſer Vorlage, welcher unverkennbar die Abſicht 


zu Grunde lag, die wiederholten Hinweiſe auf die begünſtigendere Behandlung 
des Seeverkehres gegenüber dem Landverkehre und die daraus ſich ergebenden 
Folgerungen hinfällig zu machen, ſoll der ruſſiſche Finanzminiſter die 
Genehmigung verſagt haben, in Folge des entſchiedenen Widerſpruches der 
ruſſiſchen Handelskreiſe (vertreten durch ihre Börſenkomitees) und der an 
dieſen Verkehren betheiligten Rhedereien, insbeſondere der holländiſchen, 
engliſchen und däniſchen. 

Erwägt man, daß die antragſtellenden Bahnen für den Ausſchluß der 
Privatvermittelung im Seeverkehre noch ganz andere Motive als für den 
im Landverkehre bezw. für die Verſchärfung des Spediteurparagraphen durch 
tarifariſche Maßnahmen geltend machten, jo muß man zu dem Ergebniß 
gelangen, daß die ruſſiſche Regierung, ſobald ſie auf der Beibehaltung des 
Paragraph 10 beſtehen wollte, den alleinigen Zweck verfolgen kann, die 
Einfuhr über die Landgrenzen aus Rückſicht auf die Entwickelung der 
nationalen Induſtrie oder im Intereſſe der Hafenplätze reſp. der an dieſe 
anſchließenden ruſſiſchen Bahnen zu beeinträchtigen. 

Die Handelskammer zu Zwickau, als Vertreterin eines im Inneren 
gelegenen Induſtriebezirkes, hat in ihrer Eingabe vom 6. Dezember 1895 
ausdrücklich betont, welchen Werth fie, ſelbſt gegenüber tarifariſchen Erleichterungen 
der Privatvermittelung im Exportverkehre nach Rußland beimißt. 

Die Erfüllung der ruſſiſchen Wünſche würde unſeres Daſürhaltens eine 
Paralyſirung der Beſtimmungen des deutſch ruſſiſchen Handelsvertrages 
bedeuten, wodurch der deutſche Exporthandel in den Erzeugniſſen unſerer 
einheimischen Induſtrie eine dem Staatsintereſſe nicht entſprechende höchſt 
bedenkliche Beeinträchtigung erfahren müßte.“ 

Darauf erwiderte das Reichseiſenbahnamt, daß von deutſcher Seite 
nachdrücklich für die befürwortete Aenderung des Artikels 10 eingetreten 
werden würde. 

Leider ſind alle Bemühungen in dieſer Richtung vergeblich geweſen, 
denn auf der Pariſer Konferenz wurde die beantragte Abänderung des 
Artikels 10 gegenüber der Oppoſition der ruſſiſchen Vertreter abgelehnt. 

Es gilt nunmehr die Beſtimmungen dieſes Artikels für unſeren Tranſit 
verkehr nach Rußland möglichſt unſchädlich zu machen. In dieſem Sinne 


richteten wir am 10. April d. J. das folgende Geſuch an das Reichs— 
Eiſenbahnamt: 
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„Von der uns überſandten Abſchrift des an die Verwaltung der 
Bismarckhütte bei Schwintochlowitz ertheilten Beſcheides vom 12. März d. J. 
haben wir dankend Kenntniß genommen. 

Nach den uns gewordenen Privatnachrichten iſt inzwiſchen auf der in 
Paris ſtattgehabten Conferenz zur Reviſion des J. U. die beantragte 
Abänderung des Art. 10 abgelehnt worden. Die von uns gehegten und 
wiederholt dargelegten Befürchtungen, welche ſich auf die unveränderte Bei— 
behaltung des Art. 10 gründen, erfüllen uns nunmehr im vollſten Maaße, 


zumal die Schaffung direkter Bahntarife mit Rußland in nächſter Zeit ſchon 


eine weitere Ausdehnung erfahren ſoll. 


Wir ſehen uns daher veranlaßt, wiederum zu betonen, daß der 
ſchädigenden Wirkung des Art. 10 im Verkehr nach Rußland nur vorgebeugt 
werden kann durch eine völlige Gleichſtellung der Frachtziffern des direkten 
Tariſes mit denen der Umkartirungstariſe an der Grenze. 

Dieſe Gleichſtellung darf ſich nicht nur auf die Frachtziffern beſchränken, 
ſondern muß ſich auch auf die Nebengebühren erſtrecken, ſodaß die Geſammt— 
koſten im gebrochenen Verkehre ſich nicht höher ſtellen, als die des direkten 
Verkehres. 

Die durch Art. 19 des Handels- und Schifffahrtsvertrages zwiſchen 
Deutſchland und Rußland begründete Forderung direkter Frachttarife iſt nur 
dann berechtigt, wenn ein wirkliches Bedürfniß hierfür vorliegt, in keinem 
Falle iſt eine billigere Frachtziffer der direkten Tarife gegenüber den 
gebrochenen Tarifen bedingt. 

Die in der Sitzung des Abgeordneten-Hauſes vom 24. Februar und 
der des Herrenhauſes vom 26. März von agrariſcher Seite bezüglich der 
Tarifbildung erhobenen Bemängelungen legen die Gefahr nahe, daß eine 
differenzielle Tarifbehandlung, auch wenn ſie ſich nur auf die Nebengebühren 
erſtreckt zu einem erneuten Anſturm gegen den beſtehenden Handelsvertrag 
Anlaß geben könnten. 

Abgeſehen hiervon können wir nur nochmals darauf hinweiſen, wie 
ſchädigend die Herſtellung billigerer direkter Tarife im Verkehr mit Rußland 
ſein müßte, da ſie den Ausſchluß der zollamtlichen Privatvermittelung bedingt, 
deren Erhaltung im Intereſſe des Handels und der Induſtrie als Noth- 
wendigkeit von Ihnen anerkannt worden iſt. 

Was alſo auf Grund des Handelsvertrages durch Einführung der 
geplanten direkten Tarife geſchaffen werden würde, wäre unſeres Erachtens 
geeignet, gegen den Sinn deſſelben, — die Förderung des Handels und 
Verkehres — zu verſtoßen. 

Die differenzielle Behandlung des Seeverkehres gegenüber dem Land- 
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verkehre von ruſſiſcher Seite laſſen unſere Bedenken vollberechtigt erſcheinen, 
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wie wir dies auch am 2. März des Näheren ausgeführt haben.“ 
Dieſer Eingabe ließen wir unterm 5. Mai das nachſtehende Schreiben 
ſolgen: 


„Nach den ſeit Einreichung unſerer Eingabe vom 10. April d. J. ein- 


gegangenen franzöſiſchen Berichten iſt feſtſtehend, daß der deutſcherſeits 


geitellte Abänderungsantrag zu § 10 des Berner Uebereinkommens auf der 
Pariſer Conferenz abgelehnt worden iſt. Damit ſind alle Beſorgniſſe wegen 
der Möglichkeit der privaten Zollabfertigung im Verkehr nach Rußland 
wieder rege geworden und dem deutſchen Exporte drohen die Gefahren, 
welche von uns und den betheiligten Kreiſen des Handels und der Induſtrie 
wiederholt eingehend geſchildert worden ſind. 

Angeſichts der in den nächſten Tagen in Petersburg ſtattſindenden 
Separatconferenz zwiſchen den Vertretern der deutſchen und ruſſiſchen Bahnen 
ſehen wir uns genöthigt, den Antrag zu ſtellen, 

der Einführung der geplanten direkten Tariſe nur dann 
zuzuſtimmen, wenn für alle Artikel zugleich Grenztranſittariſe 
geſchaffen werden, welche bezüglich der Frachtziffern und insbeſondere 
auch der beiderſeitigen Nebengebühren die gleichen Antheile aufweiſen, 
wie die Ziffern des direkten Verbandsverkehrs. 

Von einer näheren Begründung unſeres Antrages glauben wir in 
Rückſicht auf die früheren erſchöpfenden Ausführungen Abſtand nehmen zu 
können; dagegen können wir nicht umhin, nochmals auf die in unſerer 
Eingabe vom 10. April d. J. betonten Gefahren hinzuweiſen, welche das 
Breittreten der Tariffrage für den deutſchen Handelsvertrag zur Folge haben 
könnte, umſomehr als — wie aus der Tagesordnung für die in Petersburg 
beginnende Separatkonferenz erſichtlich — die Marienburg Mlawkaer Bahn 
auf Grund des Handelsvertrages Proteſt bezüglich der Tarifbildung erhoben 
hat. Iſt dieſer Proteſt objektiv begründet, dann könnte derſelbe ohne Rückſicht 
auf ein etwaiges Nachgeben der M.-M. Bahn bei dem gegenſeitigen Charakter 
der Verträge auch von anderer Seite leicht geltend gemacht werden.“ 


27. Thorner Tranſit-Tarif. 


Anfang Januar theilte uns die Königliche Eiſenbahn-Direktion Bromberg 
mit, daß auf Grund der beſonderen Vorſchrift 11 des Thorner Tranſittarifs 
im Jahre 1892: 52 184 kg Soda und 5000 kg geſalzene Häute, im Jahre 
1893 nur: 31138 kg Soda und im Jahre 1894 keine Sendungen nach 
Thorn tranſito befördert und von dort auf der Weichſel nach Rußland weiter 
verfrachtet worden ſind. 

Die Eiſenbahn-Direktion fragte deshalb an, aus welchem Grunde von 
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dieſer Tarifvergünſtigung bisher ein ſo geringer Gebrauch gemacht worden 
ſei und ob auf Beibehaltung derſelben in den betheiligten Kreiſen Werth 
gelegt werde. Die Handelskammer erwiderte darauf, daß ſie allerdings Werth 
auf die Beibehaltung dieſes Tranſittarifs lege. Die Abnahme des Soda⸗ 
exports erkläre ſich daraus, daß die deutſchen Sodas wegen zu hoher Speſen 
und Frachtkoſten mit den ruſſiſchen nicht mehr konkurrieren könnten. Die 
für Rußland beſtimmten geſalzenen Häute würden jetzt per Kahn von 
Danzig nach Rußland verſandt, während früher ein Theil dieſer Waare 
verſuchsweiſe nach Thorn tranfito mit der Eiſenbahn geſandt und hier von 
der Uferbahn aus in die Kähne verladen wurde. Die hohen Unkoſten, 
welche bei dieſem Verfahren dem Verſender entſtanden (Ueberführungsgebühr 
zur Uferbahn, Speſen x.) haben den Verfrachter zur Aufgabe dieſer Transport— 
weiſe beſtimmt. Nachdem auch im Lauſe des verfloſſenen Jahres keine 
Sendungen unter Benutzung des vorgenannten Tarifs nach Rußland befördert 
worden waren, fragte die Eiſenbahn-Direktion an, ob die Handelskammer 
auch jetzt noch Werth auf die Beibehaltung des Tarifs lege. 

Wir beantworteten am 12. Dezember die Anfrage mit folgendem 
Schreiben: 

„Auf das ſehr geehrte Schreiben vom 6. v. Mts. J. Nr. E 2074h 
betreffend die Benutzung des Thorner Durchgangstarifs für den Waſſer⸗ 
umſchlagsverkehr in Thorn, erwidern wir ergebenſt, daß wir auch heute auf 
das Fortbeſtehen der beſonderen Vorſchrift 11 im oben bezeichneten Tarif 
Werth legen; daß eine Benutzung dieſes Tarifs auch während der dies— 
jährigen Flußſchifffahrt nicht ſtattgefunden hat, liegt eben daran, daß er 
nicht diejenigen Vortheile bietet, welche die deutſchen Bahnen der Station 
Alexandrowo durch den Tarif zu Theil werden laſſen. 

Während für Thorn nur Ausnahmetarife für Eiſen exiſtiren, das auf 
den ruſſiſchen Bahnen billige Tarife hat, ſehlen für Thorn alle diejenigen 
Ausnahmetarife, welche Alexandrowo gewährt werden, wie z. B. für alle 
Güter, die im Alexandrower Tranſittarif in den Gruppen 1. 2. 3. 4. 6. 7. 
8. 9. aufgeführt ſind. Grade die Güter können mit Vortheil hier zum 
Waſſerverkehr umgeſchlagen werden, und find wir überzeugt, daß ſich bei 
Gewährung günſtiger Tranſitfrachten für dieſe Güter ein lebhafter Umſchlags⸗ 
verkehr hier entfalten würde. 

Ferner iſt bekannt, daß vom Rheinlande her große Mengen Güter 
z. B. Soda und Farben per Waſſer über Antwerpen nach Danzig gehen, 
um von dort zu Waſſer nach Polen ausgeführt zu werden. Durch Gewährung 
günſtiger Tranſittariſe auf Thorn würden dieſe Güter den deutſchen Bahnen 
bis Thorn zufallen, und hier im Waſſerumſchlagsverkehr nach Polen ver— 
frachtet werden, woraus ſich ein lebhafter Verkehr entwickeln würde. Die 
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durch die Aufhebung der Staffeltariie geſchaffene ſchwierige Lage in unſerem 


bisher auf Thorn für Rußland abgeladenen Güter, wie Celluloſe, Farben, 
Soda, genoſſen die Vortheile des Tranſittarifs nicht und ſcheiterten daher 
alle Verſuche große Mengen Güter hier für den Waſſerumſchlagsverkehr heran— 
zuziehen.“ 


28. Eiſenbahntarife für Getreide und Mühlenfabrikate. 


Da unſer im vorjährigen Bericht erwähntes Geſuch um Einſtellung 
billigerer Tarife für Getreide und Mühlenfabrikate als Erſatz für die Auf— 
hebung der Staffeltarife bis jetzt keinen Erfolg gehabt hat, richteten wir 
unterm 13. April d. J. nochmals folgende Petition an den Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten: 

„Excellenz! Unterm 20. October 1894 geſtatteten wir uns in einer 
Eingabe des Näheren auszuführen, daß durch die Aufhebung der Staffel 
tarife vom 1. September 1891 für Getreide und Mühlenfabrikate, zum 
Schaden der Landwirthſchaft und des Handels, ſowie auch der Königlichen 
Eiſenbahn-Verwaltung, die Möglichkeit geſchwunden ſei, für die Verſendung 
von landwirthſchaftlichen Bodenerzeugniſſen aus dem Oſten nach dem weit 
lichen Conſumtionsgebieten Deutſchlands den Eiſenbahnweg zu benutzen. 
Seitdem haben ſich die Verhältniſſe unſeres Bezirks in dieſer Richtung nicht 
gebeſſert. Unſere landwirthſchaftliche Produktion bleibt nach wie vor ſeit 
Aufhebung der Staffeltarife von dem Mitbewerb an den weſtlichen Märkten 
gegenüber der ausländiſchen Konkurrenz ausgeſchloſſen, was den volkswirth 
ſchaftlichen Grundſätzen widerſpricht. 

Die Staffeltarife ermöglichten den bahnſeitigen Verſand landwirth— 
ſchaftlicher Bodenerzeugniſſe, ohne Rückſicht auf die Entfernung überall dahin, 
wo Bedarf daran war, wodurch im Weſten Deutſchlands dem Auslande mit 
Erfolg Konkurrenz gemacht werden konnte. Die Aufhebung des Identitäts— 
nachweiſes, ſo wirkungsvoll ſich dieſelbe im Allgemeinen auch erwieſen hat, 
hat unſerm Bezirk die erhofften Vortheile nicht gebracht; dieſelben ſind in 
der Hauptſache nur den Seeplätzen und den in der Nähe derſelben gelegenen 
landwirthſchaftlichen Betrieben zu Theil geworden. Andrerſeits fehlt der 
Beweis der Nachtheile, die den weſtlichen Provinzen aus den Staffeltariſen 
erwachſen fein ſollen; das was dieſelben an Brodfrucht und landwirthſchaft⸗ 
lichen Bodenerzeugniſſen zur Deckung ihres Bedarfs gebrauchen, produziren 
ſie nicht, ſondern ſie ſind auf den Import der Fehlmenge angewieſen; heute 
wird ihnen die Letztere über Holland aus dem Auslande zugeführt, während 
die einen Ueberſchuß an Brodfrucht und landwirthſchaftlichen Bodenerzeugniſſen 
produzirenden öſtlichen Landestheile des Reichs, ſoweit dieſelben nicht in der 
Nähe der Seeplätze liegen, von dem Mitbewerb ausgeſchloſſen ſind. Die 
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Bezirk führt öfters ſogar zu einer wahren Kalamität, indem es ſchwer fällt, 
das Angebot an landwirthſchaftlichen Produkten zu annehmbaren Preiſen 
aufzunehmen. So bildet z. B. die Gerſte ein landwirthſchaftliches Produkt, 
das zur Zeit der Staffeltarife von hier aus einen lohnenden Abſatz-nach 
Sachſen und Thüringen hatte, ſeit Aufhebung der Staffeltarife aber von 
dieſen Abſatzgebieten durch wohlſeileren Import aus Böhmen vollſtändig 
verdrängt iſt. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz unter ehrerbietiger Bezugnahme auf 
unſere Eingabe vom 20. October 1894 hochgeneigteſt die Ergreifung von 
Maßnahmen in Erwägung ziehen zu wollen, durch die die Einſtellung eines 
billigeren Tarifs an Stelle der aufgehobenen Staffeltarife zum Zweck der 
bahnſeitigen Verfrachtung landwirtſchaftlicher Bodenerzeugniſſe aus dem Oſten 
nach dem Weſten ermöglicht wird.“ 


29. Ermäßigung der Poſtanweiſungsgebühr. 


Im Anſchluß an eine Eingabe der Handelskammer zu Leer richteten 
wir folgendes Geſuch an den Staatsſekretär des Reichs- Poſtamts Herrn 
v. Stephan: 5 

„Die Handelskammer für Oſtfriesland und Papenburg zu Leer iſt bei 
Ew. Excellenz um Ermäßigung der Poſtanweiſungsgebühr auf 10 Pf. bei 
Beträgen bis 5 Mk. vorſtellig geworden. Wir ſchließen uns dieſem Antrage 
an, da wir der Ueberzeugung ſind, daß bei der jetzigen Gebühr von 20 Pf. 
eine große Zahl kleinerer Beträge nicht durch Poſtanweiſung, ſondern durch 
Briefmarken ausgeglichen wird. 

Bei Ermäßigung der Poſtanweiſungsgebühr auf 10 Pf. bei Beträgen 
bis 5 Mk. würde der Verſandt in Briefmarken aufhören und der ſichere 
Verſandt durch Poſtanweiſung gewählt werden. 

Einen Ausfall an Portoeinnahmen würde die Poſtverwaltung nicht zu 
verzeichnen haben, wohl aber würde ihr die Beſtellgebühr für die Poſt— 
anweiſungen zu Gute kommen.“ 

Einen Erfolg hat unſer Geſuch nicht gehabt. 


30. Schalterdienſt. 


Das Kaiſerliche Poſtamt hier hatte im September die Anfrage an die 
Handelskammer gerichtet, ob dieſelbe damit einverſtanden wäre, daß der Aus 
gabeſchalter während des Winterhalbjahrs erſt um 8 anſtatt wie bisher um 
7½ Uhr früh geöffnet werde. 

Die Handelskammer erklärte ſich dagegen, indem ſie ausführte, daß es 
im Intereſſe vieler hieſigen Gewerbtreibenden liege, die mit den Nachtzügen 
eingegangenen Korreſpondenzen vor 8 Uhr in ihren Beſitz zu bekommen, um 
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bis zum Abgange der Mittagszüge nach Inſterburg und Alexandrowo recht- 
zeitig ihre Dispoſitionen treffen zu können. 

Bei der entfernten Lage des Hauptbahnhofs von der Stadt würde das 
bei ſpäterer Ausgabe der in Rede ſtehenden Briefe nicht möglich ſein. 


31. Strombereiſung. 

Der durch Erlaß vom 28. Februar 1892 eingeſetzte Ausſchuß zur 
Unterſuchung der Waſſerverhältniſſe in den der Ueberſchwemmungsgefahr 
beſonders ausgeſetzten Flußgebieten bereiſte vom 28. Auguſt bis 1. September 
die Weichſel und die Nogat. Die Handelskammer wurde aufgefordert, ein 
Mitglied zu ernennen, welches an der Bereiſung auf der Strecke Thorn-Bromberg 


Theil nehmen ſolle. 
32. Mittellandkanal. 


Unter dem 16. Mai forderte der Herr Oberpräſident v. Goßler die 
Handelskammer auf, ſich gutachtlich darüber zu äußern, welche Wirkungen 
von dem projektirten Mittellandkanal auf die wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
unſerer Provinz zu erwarten ſeien. 

Am 2. Juni ſandte darauf die Handelskammer folgendes Gutachten ein: 

„Auf die hohe Verfügung vom 16. v. Mts. J. Nr. 4333, betreffend 
den Rhein-Weſer-Elbe-Kanal, beehren wir uns Folgendes ehrerbietigſt zu 
erwidern. 

Die Wirkungen dieſes Kanals, deſſen große Bedeutung wir anerkennen, 
auf die wirthſchaftlichen Verhältuiſſe der Provinz Weſtpreußen, im Beſonderen 
diejenigen unſeres Bezirks, werden ſich unſerem Dafürhalten nach in einer 
günſtigeren und vortheilhaften Geſtaltung des Güterverkehrs mit dem Weſten 
äußern; mit dem Kanal ſoll eine wichtige Verkehrsader, quer durch die 
induſtriereichſten, bevölkertſten Theile Deutſchlands gehend, geſchaffen werden, 
welche die Entwickelung des wirthſchaftlichen Lebens nur vortheilhaft beein- 
fluſſen kann. 

Eine Bedrohung der Exiſtenz hieſiger Produktionszweige durch eine 
etwaige Verſtärkung der Konkurrenz der in den weſtlichen Provinzen ſtatt— 
ſindenden Produktion ſteht wohl nicht zu befürchten, da wir keine Induſtrien 
haben, mit Ausnahme der Holzſchneidemühlen-Induſtrie, welche einen Abſatz 
ihrer Produkte nach dem Weſten zu verzeichnen haben, und mithin von der 
weſtlichen Konkurrenz nicht bedroht werden können. Dagegen werden die 
Produkte des Oſtens, wie landwirthſchaftliche Bodenerzeugniſſe, deren Ver— 
frachtung auf dem Eiſenbahnwege der größeren Frachtkoſten wegen nach dem 
Weiten nicht rentirt, ferner Holz, Spiritus, Zucker, dorthin ein weiteres 
Abſatzgebiet gewinnen, wenn deren Verfrachtung auf dem billigeren Waſſer— 
wege zu ermöglichen iſt. Die Aufgabe der Staffeltarife hat dem bahnſeitigen 
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Verjandt landwirthſchaftlicher Bodenerzeugniſſe nach dem Weiten, nach den 
induſtriereichen Gegenden, die Mangel an Brodfrucht haben, während bier 
Ueberfluß daran herrſcht, inhibirt; in der Herſtellung zweckmäßiger Waſſer— 
ſtraßen wird mithin ein geeignetes Mittel zur Wiedergewinnung eines verloren 
gegangenen Abſatzgebiets für die Landwirthſchaft und den Handel zu erblicken 
ſein. Andrerſeits wäre durch die Herſtellung eines Rhein-Weſer-Elbe-Kanals, 
der Kohle und dem Eiſen Weſtfalens der Weg nach dem Oſten gebahnt. 
Unſer Verkehr mit Rheinland und Weſtſalen entbehrt z. Z. einer direkten 
billigen Waſſerverbindung, und iſt deshalb genöthigt überall da, wo die zu 
befördernden Güter die hohe Bahnfracht nicht zu tragen vermögen, den Seeweg 
über Rotterdam und Danzig zu wählen; durch die lange Zeitdauer, welche 
die Zurücklegung dieſes Weges erfordert, durch die mit demſelben verbundenen 
nothwendigen Umladungen der Güter, werden die Koſten der Transporte 
weſentlich vertheuert, und erſcheint deshalb dieſer zu Gebote ſtehende Waſſer 
weg nicht geeignet, den Verkehr, namentlich in Maſſengütern, mit Rheinland 
und Weſtfalen zu fördern. Eine ziffermäßige Darſtellung der wirthſchaft— 
lichen Bedeutung des in Rede ſtehenden Kanals für die heimathliche Provinz 
vermögen wir an dieſer Stelle leider nicht zu geben. 

Wenn aber die Erwartungen, die wir für die günſtige Geſtaltung 
unſerer wirthſchaftlichen Verhältniſſe an den Ausbau eines Rhein-Weſer-Elbe 
Kanals knüpfen, ſich erfüllen ſollen, und wenn auch der entfernte Oſten der 
Monarchie in den vollen Genuß der Vortheile des geplanten Kanals geſetzt 
werden ſoll, dann wird es nothwendig ſein, an die Verbeſſerung der vor 
handenen Waſſerverbindung der Weichſel vermittelſt der Netze mit der Oder 
zu denken, die zur Zeit als unzulänglich bezeichnet werden muß. Die Netze 
iſt zwar regulirt und ſchiffbar, aber der enge Lauf derſelben und die 
herrſchenden Strömungsverhältniſſe hemmen die Schifffahrt in der Ausübung 
ihres Gewerbes auf derſelben, worunter der Handel zu leiden hat. Eine 
Verbreiterung der Fahrſtraße und die Anbringung zweckmäßiger Stau 
vorrichtungen könnte in dieſer Richtung eine wünſchenswerthe Abhülfe ſchaffen. 
Im Weiteren erſcheint eine Erweiterung der Schleuſen und des Kanals bei 
Bromberg nothwendig, die von Magdeburg kommenden Dampfer können nur 
bis zu den Schleuſen fahren, und müſſen dort umladen, weil ſie ihrer Größe 
wegen die Schleuſen nicht paſſiren können. Dieſe Uebelſtände erſchweren ſehr 
den Waſſerverkehr mit Berlin, Stettin und Magdeburg. Das ſind große 
Erſchwerniſſe, die die Schifffahrt hemmen und den Verkehr, den Handel 
ſchwer belaſten, und zu dem Genuß der Vortheile einer Waſſerverbindung 
nicht gelangen laſſen; auch unſer Platz wird von demſelben ſchwer betroffen. 
Eine Beſeitigung dieſer Hemmniſſe, in Verbindung mit einem Rhein-Weſer 


Elbe-Kanal kann zur Hebung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe nur beitragen.“ 
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33. Holzſtofffabriken. 

Auf eine erneute Anregung von Seiten des Herrn Regierungs Präſi⸗ 
denten zu Marienwerder betreffend Anlegung von Holzſtofffabriken bemühte 
ſich die Kammer von Neuem, Intereſſe dafür in hieſigen Geſchäftskreiſen zu 
erwecken. Der wirthſchaftliche Erfolg der beſtehenden deutſchen Holzſtoff— 
fabriken iſt in der letzten Zeit ein derartig guter geweſen, daß es höchſt 
wünſchenswerth wäre, wenn auch der reiche Holzbeſtand unſeres Kreiſes in 
nutzbringenderer Weiſe als bisher verwerthet werden könnte. Der Haupt⸗ 
punkt iſt jedoch immer das Vorhandenſein geeigneter Waſſerkräfte. Nach ein- 
gehenden Erkundigungen haben wir nun in Erfahrung gebracht, daß das 
ſogenannte grüne Fließ in der Königlichen Oberförſterei Wodek während des 
ganzen Jahres eine genügende Menge Waſſer führt; daſelbſt laſſen ſich auch 
mit geringen Koſten Thalſperren zur Stauung des Waſſers herrichten. Wir 
haben dies jofort zur allgemeinen Kenntnis gebracht und hoffen um ſo mehr 
auf einen baldigen Erfolg, als von Seiten der Regierung verſichert wurde, 
daß geeignetes Material in den Staatsforſten jeder Zeit und in jeder 
gewünſchten Menge vorhanden ſei. 


34. Zolltarifamt. 

Wiederholt ſchon ſind deutſche Handelskammern vorſtellig geworden, 
um die Gründung eines Reichs- Zolltarifamts durchzuſetzen, bis jetzt jedoch 
leider vergebens. So ging im letzten Jahre die Handelskammer zu Frank⸗ 
furt a. M. wieder in dieſer Richtung vor. Auch die hieſige Handelskammer 
richtete das nachſtehende Geſuch an den Herrn Reichskanzler: 

„Von verſchiedenen Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen 
iſt bereits früher und wiederum neuerdings um die Einrichtung eines Reichs— 
Zolltarifamts gebeten worden, dem es obliegen ſoll, die Vorarbeiten für 
allgemeine Vorſchriften des Bundesraths oder für die Geſetzgebung anzu— 
ſertigen und den Zolltarif und das vom Bundesrath erlaſſene amtliche 
Waarenverzeichniß zu interpretiren. Auch wir halten die Einrichtung eines 
ſolchen Reichsamts mit den angegebenen Befugniſſen für dringend wünſchens— 
werth und bitten 

Ew. Durchlaucht wollen dieſe Angelegenheit in geneigte wohl— 
wollende Berückſichtigung ziehen. 

Nach 8 12 des Vereinszollgeſetzes dient zur richtigen Anwendung des 
Holltarifs das vom Bundesrath herausgegebene amtliche Waarenverzeichniß; 
in Zollſtreitigkeiten ſind die oberſten Landesfinanzbehörden (die Finanzminiſter 
in den Einzelſtaaten), abgeſehen vom Bundesrathe, die höchſte Inſtanz, 
während ſich die Thätigkeit des Reichs im Weſentlichen darauf beſchränkt, 
durch Reichsbeamte (Stationskontroleure und Reichsbevollmächtigte), welche 
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den Zoll- und Steuerhauptämtern bezw. den Direktivbehörden beigeordnet 
ſind, die Einhaltung des geſetzlichen Verfahrens zu überwachen und thunlichſte 
Gleichmäßigkeit in der Abfertigung herbeizuführen. 

Bei den vielen Direktivbehörden und Zentralſtellen bei der Zoll— 
verwaltung liegt es nahe, daß bei Auslegung des Zolltarifs und bei 
Anwendung des amtlichen Waarenverzeichniſſes die verſchiedenartigſten Ent- 
ſcheidungen vorkommen, was für die Intereſſenten eine Quelle fortgeſetzter 
Rechtsunſicherheit und Veranlaſſung zu empfindlichen Verluſten bildet. Die 
Einrichtung eines Reichstarifamts für Zollweſen, im Rahmen des verfaſſungs— 
mäßigen Zuſtandes der Zollverwaltung, würde auch nicht gegen die 
Beſtimmungen des beſtehenden Geſetzes verſtoßen, da daſſelbe entweder als 
Einrichtung nach Art. 7 der Reichsverſaſſung oder als Antheilsorgan des 
Ausſchuſſes nach Art. 8 anzuſehen ſein würde, mithin eine Verfaſſungs— 
Aenderung nicht in Frage käme. Die Einfuhrzölle ſind Reichsſteuern und 
ſollten nach einheitlichen Beſtimmungen zur Erhebung gelangen; deshalb 
dürfte es ſich auch empfehlen, eine oberſte Behörde zu ſchaffen, welche allgemein 
gültige Rechtsſätze über die Tarifanwendung feſtſtellt. Die hohen Staats— 
regierungen ſind ſtets beſtrebt, die Entwickelung des Verkehrsweſens überall 
zu fördern und ſo glauben wir auch annehmen zu dürfen, daß ſämmtliche 
deutſchen Bundesſtaaten zu Gunſten des zu ſchaffenden Reichstarifamts auf 
die Prärogative verzichten werden, in Zollſtreitfragen die höchſte Inſtanz zu 
bilden. 

Sonach dürften der Bildung des Reichstarifamtes, das wir uns aus 
Verwaltungs- und Finanzbeamten, unabhhängigen Kaufleuten und Technikern 
gebildet denken, keine Schwierigkeiten im Wege ſtehen und hoffen wir, daß 

Ew. Durchlaucht unſerer Eingangs ausgeſprochenen Bitte 
geneigtes Wohlwollen ſchenken wird.“ 


35. Zollabfertigung von Holz an der Weichſel. 


Im November ging uns vom Königlichen Zollamt hier ein Entwurf 
zu Beſtimmungen über die zollamtliche Behandlung des Waarenverkehrs 
auf der Weichſel zwiſchen der Landesgrenze Schillno und Thorn zu. Dabei 
wurde die Kammer aufgefordert mitzutheilen, ob und welche Abänderungen 
im Intereſſe des Handelsverkehrs erwünſcht wären. Die Beſtimmungen ſollen 
an Stelle des veralteten „Reglements über die Behandlung des Waaren— 
Ein- und Ausgangs und für den Packhof beim Haupt-Zoll-Amt zu Thorn 
vom 22. April 1830“ treten. Die Kammer theilte darauf ihre Wünſche 
dem Königlichen Zoll-Amte in nachſtehenden Ausführungen mit: 

„Für die vermittelſt des ſehr geehrten Schreibens vom 12. v. Mts. 
J. Nr. 1453 e gütige Ueberſendung eines Entwurfs zu Beſtimmungen über 
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die zollamtliche Behandlung des Waarenverkehrs auf der Weichſel zwiſchen 
der Landesgrenze Schillno und Thorn, danken wir verbindlichſt. Von dem 
Inhalt deſſelben haben wir gebührend Kenntniß genommen und erklären uns 
im Allgemeinen mit den darin enthaltenen Beſtimmungen einverſtanden ; nur 
einzelne derſelben, ſoweit die Flößerei durch fie betroffen wird, haben unſere 


Bedenken erregt, und geſtatten wir uns dieſe in Nachfolgendem zum Ausdruck 


zu bringen und einer geneigten Berückſichtigung zu empfehlen. 

$ 10 beſtimmt, daß die Zollreviſionsſtelle auf und an der Weichſel 
ſich in Thorn zu erſtrecken habe von der Eiſenbahnbrücke ſtromabwärts bis 
zur Höhe der Defenſionskaſerne an dem rechten und der nordöſtliche Ecke der 
Ruine des Schloſſes Dybow an dem linken Ufer der Weichſel. 

Im Hinblick auf die ſtarken Zufuhren an Traften, welche während der 
Flößereiperiode zeitweiſe eintreten, fürchten wir, daß der als Reviſionsſtelle 
in Ausſicht genommene Raum zu eng begrenzt iſt, und empfehlen daher 
eine Erweiterung der Reviſionsſtelle, namentlich nach Oſten zu, bis zu der 
Dampfſchneidemühle der Firma Kuntze & Kittler. 

§ 12 Abſ. I beſtimmt, daß Holztraften in der Nähe des linken Ufers 
der Weichſel derart anlegen müſſen, daß die zuerſt durch die Eiſenbahnbrücke 
geflößten nahe bei der oben genannten Grenzlinie (Defenſions-Kaſerne — 
Schloßruine Dybow) feſtmachen und alle weiter folgenden einen dieſer Grenze 
möglichſt nahe gelegenen Standort wählen. 

Hierzu beantragen wir ergebenſt im Intereſſe des 
Beſtimmungen dahin abzuändern, daß es 
laſſen bleiben möge, innerhalb 


Flößereibetriebes, die 
den ankommenden Traften über— 
der Reviſionsſtelle ohne Beeinträchtigung der 
Fahrſtraße da anzulegen, wo ſie geeigneten Platz finden, und nicht einen 
Zwang dahin auszuüben, daß die herunterkommenden Traften gehalten ſein 
ſollen, der Reihe nach von Dybow aufwärts den Anlegeplatz zu nehmen. 

Im Weiteren beſtimmt § 12 Abſ. III, daß Traften, welche oberhalb 
der Reviſionsſtelle angelegt haben, ſpäter unverzüglich etwaige frei gewordene 
Anlegeplätze einzunehmen haben. Hierzu geſtatten wir uns ergebeüſt zu 
bemerken, daß es bedenklich erſcheint, es einfach in das Belieben des Beamten 
der Reviſionsſtelle zu ſetzen, das Abſchwimmen der oberhalb der Revifions- 
ſtelle angelegten Traften anordnen zu können, wenn unterhalb Anlegeplätze 
frei geworden find. Das Losmachen der Traften, nachdem ſie einmal 
angelegt haben, und das Weiterſchwimmen derſelben für eine kurze Strecke, 
iſt oft mit großen Schwierigkeiten und auch erheblichen Koſten verknüpft; der 
plötzliche Eintritt ungünſtiger Wetter- und Waſſerverhältniſſe laſſen häufig 
das Losmachen und Weiterſchwimmen der Traften von eingenommenen 
Anlegeplätzen bedenklich, ja unmöglich erſcheinen. Wir empfehlen daher, die 
Beſtimmung des Entwurfs dahin abzuändern, daß das Abſchwimmen der 
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Traften von den außerhalb der Reviſionsſtelle eingenommenen Anlegeplätzen 
und die Einnahme unterhalb frei gewordener Anlegeplätze einzutreten hat, 
wenn es im Intereſſe des Verkehrs geboten erſcheint, vorausgeſetzt, daß 
Wind- und Waſſerverhältniſſe dem nicht entgegenſtehen. 

§ 15 beſtimmt, daß Traften nach geſchehener Abfertigung die Zoll. 
reviſionsſtelle alsbald zu verlaſſen haben. 

Wir müſſen anerkennen, daß es im Intereſſe des Verkehrs auf der 
Weichſel, damit derſelbe und namentlich die Schifffahrt in der Ausübung ihres 
Gewerbes nicht geſtört und gehemmt werde, geboten erſcheint, den Strom 
möglichſt frei zu halten und daß zu dieſem Zweck das lange Liegenbleiben 
der Traften auf demſelben innerhalb der Zollreviſionsſtelle nach Möglichkeit 
zu beſchränken iſt. So lange jedoch hier in nächſter Nähe der Stadt Thorn 
auf der Weichſel keinerlei Sicherheitsanſtalten zur Aufnahme und zur Bergung 
von Traften vorhanden ſind, erſcheint es andrerſeits im Intereſſe der Auf— 
rechthaltung des hieſigen Holzhandels ſowohl als auch der Flößerei erwünſcht, 
ja ſogar nothwendig, daß die in $ 15 des Entwurfs enthaltenen Beſtimmungen, 
wonach Traften nach geſchehener Abfertigung die Zollreviſionsſtelle als— 
bald zu verlaſſen haben, nicht in der ganzen Strenge zur Ausführung 
gelangen, zumal unterhalb der Ruine Dybow innerhalb des Dienſtbezirks 
ausreichende ſichere Anlegeplätze für Traften nicht vorhanden ſind; es möge 
deshalb das Liegenbleiben der Traften auch nach geſchehener Abfertigung auf 
der Reviſionsſtelle ſo lange geſtattet bleiben, als Platz vorhanden iſt und 
der Verkehr auf der Fahrſtraße dadurch nicht beeinträchtigt wird. Aus dieſem 
Zugeſtändniß ſoll aber für die Eigenthümer der Traften keinerlei Recht her— 
geleitet werden, ſondern daſſelbe ihnen nur als eine Art Proviſorium jo 
lange gewährt werden, bis die in Ausſicht genommenen Sicherheitsanlagen zur 
Aufnahme von Traften hier zur Ausführung gelangt ſind. 

$ 16 beſtimmt, daß der Dienſtbezirk der Zollreviſionsſtelle an der 
Weichſel im Oſten bis zu dem bei Trepoſch belegenen Wohngebäude von 
Kuntze & Kittler und im Weſten bis zu dem am Waſſerübungsplatz des 
Pionierbataillons errichteten Materialſchuppen des genannten Truppentheils 
reiche. 

Hierzu geſtatten wir uns ergebenſt zu beantragen, den Dienſtbezirk 
im Oſten bis nach Zlotterie geneigteſt erweitern zu wollen.“ 


36. Zollamtliche Abfertigung von Kleien. 


Bezüglich der Einfuhr von Kleien war ſchon im vorjährigen Berichte 
erwähnt, daß unter dem 2. Februar 1895 der Herr Finanzminiſter uns 
mittheilte, der Gegenſtand unterliege der eingehenden Erörterungen; nach Er— 
ledigung derſelben werde man eventuell das Erforderliche wegen Herbeiführung 
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eines diesbezüglichen Bundesrathsbeſchluſſes mit thunlichſter Beſchleunigung 
in die Wege leiten. Da nach Ablauf eines halben Jahres die zollamtliche 
Abfertigung immer noch dieſelbe war und wir auch im übrigen in dieſer 
Angelegenheit ohne Nachricht waren, ſo wiederholten wir unterm 28. Auguſt 
unſere Bitte um Abänderung der fraglichen Beſtimmungen. Wir erhielten 
darauf von dem Finanzminiſterium den Beſcheid, daß die Frage, betreffend 
die Zollabfertigung der Kleie, zur Zeit der Erörterung im Bundesrathe 
unterliege und vorausſichtlich bald darüber Entſcheidung getroffen werde 
würde. 

Nach dem Centralblatt für das Deutſche Reich hat der Bundesrath 
jetzt nachſtehende Abänderungen getroffen, wodurch eine wünſchenswerthe 
Erleichterung geſchaffen wird: 

„Das vorgeſchriebene Typenverfahren kommt bei der Eingangsabfertigung 
von Kleie in Fortfall. An deſſen Stelle treten folgende Beſtimmungen: 

Die Zollbehörden entſcheiden bei der Abfertigung von Kleie nach freiem 
Ermeſſen darüber, ob eine als „Kleie“ deklarirte Waare zollamtlich als ſolche 
zu behandeln oder nach Nr. 25 q 2 des Tarifs zu verzollen ſei. In den- 
jenigen Fällen, in welchen die Abfertigungsbeamten Zweifel über die 
Beſchaffenheit der Waare haben oder die Betheiligten ſich der Denaturirung 
der Waare widerſetzen, hat die Unterſuchung der letzteren durch einen 
vereideten Chemiker auf ihren Aſchengehalt mit der Maßgabe ſtattzufinden, daß 
die Waare ohne vorgängige Denaturirung zollfrei abzulaſſen iſt, wenn ihr 
Aſchengehalt mindeſtens 3,749 Prozent der lufttrocknen Subſtanz und bezw. 
4,264 Prozent in der Trockenſubſtanz beträgt. In gleicher Weiſe iſt zu 
verfahren, wenn die Betheiligten die Aſchengehaltsermittelung verlangen und 


für den Fall, daß das Ergebniß zu ihren Ungunſten ausfällt, die Koſten 
der Unterſuchung übernehmen.“ 


37. Verkehr mit Rußland. 


Am 23. Februar theilte der Herr Regierungs-Präſident der hieſigen 
Polizeiverwaltung mit, daß durch Anordnung des Landwirthſchaftsminiſters 
die unterm 15. Februar 1890 widerruflich ertheilte Genehmigung zur Einfuhr 
von lebenden ruſſiſchen Schweinen nach dem Schlachthauſe zu Thorn zurück⸗ 
gezogen ſei. Ein triftiger veterinärpolizeilicher Grund zu dieſem Verbot lag 
unſeres Erachtens nicht vor. Im Laufe eines Jahres waren bei einem 
Import von ca. 10000 Schweinen 8 Fälle von Rothlauf vorgekommen, 
was um ſo ungefährlicher iſt, als die Rothlaufſeuche von lebenden Schweinen 
gegenſeitig nicht übertragbar iſt. Die veterinärpolizeilichen Einrichtungen im 
hieſigen Schlachthaus find durchaus gute und haben zu Klagen nie den 
geringſten Anlaß gegeben. Die Vorſichtsmaßregeln gehen hier ſogar ſoweit, 


Einfuhr: 
verbot für 
ſſiſche 


ru 
Schweine. 
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daß der Transport zum hieſigen Schlachthaus von ſämmtlichen Kommunal— 
wegen abgeſchloſſen iſt. 

Das Wahrſcheinlichſte iſt, daß, wie bei jo vielen Vieheinfuhrverboten 
agrariſche Wünſche unter der Decke mitgeſpielt haben. Dabei läßt ſich aber 
nicht einmal ſagen, daß infolge der Einfuhr ruſſiſcher Schweine ein nach— 
theiliger Preisdruck eingetreten wäre, denn der Preis am Ort iſt derſelbe wie 
in den Nachbarſtädten. Da größere Beſtände an Schlachtſchweinen im Kreiſe 
nicht vorhanden ſind, ſo ſind die Schlachter auf ruſſiſche Schweine ange— 
wieſen. Das Ausbleiben derſelben muß hier eine Preisſteigerung hervorrufen, 
die nicht zum wenigſten die ärmeren Klaſſen trifft. 

Unſer Verkehr hat ſchon ſchwer genug an den fortwährend beſtehenden 
Grenzſchwierigkeiten zu leiden; ſolche Einfuhrverbote ſind aber geeignet das 
Daniederliegen von Handel und Gewerbe zu einem dauernden Zuſtand für 
Thorn zu machen. 

Der hieſige Magiſtrat, der für den Import der ruſſiſchen Schweine 
mit erheblichen Koſten bedeutende Vergrößerungsbauten an dem Schlachthauſe 
vorgenommen hatte, erſuchte den Herrn Regierungspräſidenten, die ſchleunige 
Aufhebung des Verbots zu erwirken. Daſſelbe verſuchte die Handelskammer 
durch die nachſtehende Eingabe: 

„Im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder No. 9 
vom 27. Februar 1895 haben Ew. Hochwohlgeboren folgende vom 23. 
Februar d. J. datirte Verfügung erlaſſen: 

„Auf Anordnung des Herrn Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten wird hierdurch die unter dem 15. December 1890 widerruflich 
ertheilte Genehmigung zur Einfuhr von lebenden ruſſiſchen Schweinen nach 
dem Schlachthauſe in Thorn zurückgezogen. Dieſe Anordnung tritt mit dem 
Beginn des 10. Tages vom Tage der Ausgabe dieſer Nummer des Amts— 
blatts an gerechnet in Kraft.“ 

Die Ausgabe iſt in Marienwerder am 28. Februar erfolgt, und da 
die Einfuhr von Schweinen nur in 2 Tagen in der Woche, Dienſtag und 
Freitag, geſtattet war, ſo trat das Verbot bereits Freitag den 8. März in 
Kraft. Die Genehmigung zur Einführung von lebenden ruſſiſchen Schweinen 
in das hieſige ſtädtiſche Schlachthaus iſt im Jahre 1890 ertheilt worden, 
weil damals nachgewieſen wurde, daß der Bedarf an Schweinefleiſch für 
Thorn und Umgegend nicht aus den Schweinebeſtänden im Kreiſe Thorn 
gedeckt werden konnte. Hierin hat ſich ſeitdem nichts geändert, es ſteht feit, 
daß zur Ernährung unſerer Bevölkerung einſchl. Garniſon auch jetzt nicht in 
unſerm Kreiſe Schweine in genügender Menge vorhanden ſind. 

Alljährlich find etwa 10000 Schweine aus Polen hierher eingeführt 
worden, ſeuchenkranke Thiere haben ſich unter denſelben nie beſunden. Es 
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liegt auf der Hand, daß das Ausbleiben einer jo großen Anzahl Schweine 
eine Preisſteigerung des Schweinefleiſches, des beliebteſten Nahrungsmittels 
unſerer ärmeren Bevölkerung, zur Folge haben muß. Der Handel mit 
polniſchen Schweinen bezw. mit dem Fleiſch derſelben hat hier und in der 
Umgegend einer beträchtlichen Anzahl von Perſonen lohnenden Verdienſt ge— 
währt und vollzog ſich das Geſchäft jo, daß die hieſigen Händler in Ruß⸗ 
land Agenten unterhielten, denen ſie zum Ankauf der Schweine Vorſchüſſe 
gaben. Dieſe wurden in ruſſiſchem Gelde gezahlt, das bei hieſigen Bankiers 
eingewechſelt wurde. 

Bei der Kürze der Zeit zwiſchen dem Bekanntwerden des Einfuhrverbots 
und dem Inkrafttreten, haben die Händler nicht ſämmtliche Vorſchüſſe zurück⸗ 
ziehen können, ſie werden bei den unſicheren und ſchwierigen Rechtsverhältniſſen 
in Rußland der Reſtvorſchüſſe verluſtig gehen, wenn nicht das Einfuhrverbot 
ſchleunigſt aufgehoben wird und ſie für ihr Geld wieder Waare in Empfang 
nehmen können. 

Die hieſigen Abnehmer des polniſchen Schweinefleiſches ſind durch 
Lieſerungsverträge mit Truppentheilen, militärischen und ſonſtigen öffentlichen 
Anſtalten gebunden, fie haben die Lieferung des Schweinefleiſches übernommen 
unter der Vorausſetzung der Zufuhren aus Polen. Das Ausbleiben derſelben 
muß für ſie Verlegenheiten und Verluſte zur Folge haben. 

So übt das Einfuhrverbot einen nachtheiligen Einfluß auf viele wirth— 
ſchaftliche Verhältniſſe unſeres Orts aus und wohlberechtigt dürfte deshalb 
unſere gehorſamſte Bitte ſein 

11 Ew. Hochwohlgeboren wollen gütigſt bei dem Herrn Miniſter 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten dahin vorſtellig werden, 


daß das Einfuhrverbot für polniſche lebende Schweine baldigſt wieder 
aufgehoben werde.“ 


f Der Herr Regierungspräſident theilte darauf der Handelskammer mit, 
daß er ſich nicht in der Lage befinde, den Antrag auf Wiedergeſtattung der 
Einfuhr ruſſiſcher Schweine in das Schlachthaus zu Thorn zu befürworten. 
Unterm 22. Auguſt überſandte uns der Herr Miniſter für Handel und 
Gewerbe die Ueberſetzung eines Erlaſſes des Kaiſerlich-Ruſſiſchen Zoll⸗ 
departements vom 1. Juli, betreffend die Rückeinfuhr von Säcken, in denen 
landwirthſchaftliche Erzeugniſſe zur Ausfuhr gelangt waren. 

In dieſem Erlaß wird beſtimmt, daß auch dieſe Säcke zollfrei wieder 
eingeführt werden können und überhaupt derſelben zollamtlichen Behandlung 
unterliegen, wie die Getreideſäcke. Dieſe Beſtimmung umfaßt auch diejenigen 
Säcke, in denen Kartoffeln ausgeführt werden. 


Die Schutzmaßregeln, welche im Jahre 1892 gegen die Einſchleppung | 
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chleppung 


der Cholera getroffen wurden, ſind aufgehoben bis auf die Beſtimmungen der Cholera 


Errichtung 
eines Vize ⸗ 
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der landespolizeilichen Anordnung vom 25. Auguſt 1893, nach welchem 
gebrauchte Kleider, gebrauchte Leib- und Bettwäſche aus Rußland bei ihrer 
Einführung in das preußiſche Staatsgebiet einer ſanitätspolizeilichen 
Beſichtigung und, inſofern ſich bei derſelben der Verdacht einer Infektion mit 
Cholerakeimen ergiebt, der ordnungsmäßigen Desinfektion auf Koſten der 
Beſitzer zu unterwerfen ſind. Da nach Meinung der Kammer eine Gefahr 
der Einſchleppung der Seuche nicht mehr beſtand, von Seiten der Reiſenden 
aber gegen dieſe Beſtimmungen wegen der damit verbundenen Koſten und 
Weitläufigkeiten wiederholt Klage geführt wurde, jo richteten wir unterm 
25. Juli das Erſuchen um Aufhebung derſelben an den Herrn Regierungs— 
präſidenten. 


Darauf erhielten wir den Beſcheid, daß die Beſtimmung als miniſterielle 
Anordnung von dem Herrn Regierungs-Präſidenten nicht aufgehoben werden 
könne. Ferner ſei auch die Gefahr einer Einſchleppung keineswegs beſeitigt, da 
die Cholera noch in Wolhynien und Podolien, wenn auch in geringerem 
Umfange wie in den Vorjahren, herrſche. 


Am 28. Dezember theilte uns der Herr Landrath hier mit, daß die 
ruſſiſche Regierung beabſichtige, das ehedem hier beſtandene Vizekonſulat 
wieder einzurichten. Die Städte Graudenz, Culm, Strasburg, ſowie die 
Kreiſe gleichen Namens ſollen neben Thorn zum Amtsbezirk des Konſulats 
zugewieſen werden. Die Kammer erwiderte hierauf, daß ſie dieſe Wieder— 
errichtung mit Freuden begrüßen würde. Das früher hier beſtandene Vize— 
konſulat hat den am Verkehr mit Rußland betheiligten Kreiſen große 
Erleichterungen geſchaffen, insbeſondere dadurch, daß daſſelbe in wichtigen 
Verkehrsangelegenheiten ſeinen Rath ertheilte und eine Verſendung der Päſſe 
nach Danzig behufs deren Viſierung erſparte, wodurch Koſten und Zeitverluſt 
vermieden wurden. 


Unter dem 27. Dezember 1894 überſandte uns der Herr Miniſter für 
Handel und Gewerbe die folgende Ueberſetzung der Beſtimmungen für aus— 
ländiſche Handlungsreiſende, die nach Rußland kommen: 


„Ausländiſche Handlungsreiſende (Commis-voyageurs) ſind beim 
Betreten des Gebietes des ruſſiſchen Reiches verpflichtet, in einem Grenz— 
zollamte einen Commisſchein 1. Klaſſe zu löſen und für einen ſolchen Schein 
die vorgeſchriebene Steuer zu bezahlen. Dieſer Schein, der vom Tage ſeiner 
Ausfertigung bis zum 1/13. Januar des nächſten Jahres Gültigkeit hat, 
wird an den Nationalpaß des Commis-voyageur angenäht und muß 
zuſammen mit einer Legitimationskarte vor dem Beginn der kommerziellen 
Operationen des Commis-voyageur behufs eines zu machenden Vermerks 
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bei einem der Cameralhöfe oder einem der Steuerinſpektoren jenes Ortes 
vorgewieſen werden, welchen der Commis-voyageur zunächſt bejucht.*) 

Die der: Verzollung unterliegenden Gegenſtände, welche von den 
Commis-voyageurs als Waarenproben eingeführt werden, werden zollfrei 
herein- und herausgelaſſen unter der Bedingung, daß dieſe Gegenſtände, 
ſalls fie nicht verkauft werden ſollten, innerhalb einer ſechsmonatlichen Friſt, 
gerechnet vom Tage ihrer Einfuhr, wieder ausgeführt e 5 

Die zur Reiſe nach Rußland ausgeſertigten Päſſe ausländiſcher Juden, 
welche als Handlungsreiſende protokollariſch verzeichneter und überhaupt in 
Gemäßheit der Landesgeſetze regiſtrirter Handelsfirmen ſungiren, werden 
ſeitens der Kaiſerlich Ruſſiſchen Konſulate viſirt, nachdem die Commis eine 
bezügliche Beſcheinigung ihrer Firmen eingereicht haben; hierbei wird auf 
dem Paſſe vermerkt, daß der Inhaber deſſelben Commis-voyageur iſt, ſerner 
die Nummer ſeiner Legitimationskarte und der Ort, wo dieſelbe ausgefertigt 
worden iſt. 

Ein ausländiſcher Jude darf während der Friſt, auf welche der Paß 
viſirt worden iſt und bei einem friſtloſen Paſſe im Laufe von ſechs Monaten 
unter Beobachtung der für Ausländer zur Reiſe nach Rußland beſtehenden 
allgemeinen Vorſchriften die Grenze mehrfach paſſiren.“ 

Unter dem 21. März 1895 theilte der Herr Miniſter als Ergänzung 
zu den oben angeführten Beſtimmungen noch mit, daß dieſelben nur als 
Spezialbeſtimmungen für Handlungsreiſende angeſehen werden. Für Kaufleute, 
die nicht in dieſe Kategorie fallen, werde ihnen keine Gültigkeit beigemeſſen. 
Die für Commis-voyageurs getroffenen Beſtimmungen über die zollamtliche 
Behandlung der Waarenmuſter und über die Friſten für deren zollfreie Wieder 
ausfuhr finden zwar auch analog auf Geſchäftsinhaber Anwendung, dagegen 
ſind dieſe zur Löſung eines Kommisſcheins erſter Klaſſe nicht verpflichtet. 

In einem Erlaß an die Handelskammer in Breslau, von dem uns 
der Herr Miniſter eine Abſchrift zukommen ließ, wurde zur Kenntniß gebracht, 
daß nach Auffaſſung des Kaiſerlich Ruſſiſchen Departements für Handel und 
Manufaktur ſelbſtſtändige ausländiſche Kaufleute oder Gewerbtreibende, die 
zum Abſchluſſe von Handelsgeſchäften nach Rußland kommen, zur Zahlung 
einer Abgabe überhaupt nicht verpflichtet ſind. Sie brauchen alſo weder einen 
Kommis- noch einen Gildenſchein zu löſen. Werde gleichwohl in ſolchem 
Falle die Zahlung einer Gildenſteuer von einer Kaiſerlich Ruſſiſchen Behörde 
verlangt, ſo empfehle es ſich, die Steuer nicht oder nur unter Proteſt zu 


) Im Gebiet des Großfürſtenthums Finland wird das Gewerbe der Handlungs- 
reiſenden bis zum Erlaſſe beſonderer Verfügungen über dieſen Gegenſtand mit einer 
Handelsſteuer nicht belaſtet. 
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bezahlen, und im Beſchwerdewege die Entſcheidung des erwähnten Departe- 
ments herbeizuführen. 

Dieſe Auffaſſung des Kaiſerlich Ruſſiſchen Departements ſcheint jedoch 
nicht überall bekannt zu ſein, wie wir aus dem Berichte eines hieſigen 
ſelbſtſtändigen Kaufmanns entnahmen, von dem man trotzdem die Löſung 
eines Patentſcheines verlangte. Erſt durch die Intervention eines in Rußland 
angeſeſſenen Kaufmanns gelang es, den ruſſiſchen Beamten von ſeinem Ver— 
langen abzubringen. Wir erſuchten deshalb den Herrn Miniſter für Handel 
und Gewerbe, auf diplomatiſchem Wege veranlaſſen zu wollen, daß die 
ruſſiſchen Behörden ganz allgemein angewieſen werden, im Sinne der Auf— 
faſſung des Kaiſerlich Ruſſiſchen Departements zu verfahren. 


Sreeinlberictte. 


1. Getreide und Futtermittel. 
Getreide. 


Das Berichtsjahr bot gegenüber dem Vorjahre ein erfreulicheres Bild, 
da die Preiſe, namentlich für Weizen und Roggen, zeitweiſe recht gut waren. 
Eine im Mai eintretende kräftige Hauſſe in Weizen und Roggen, hervor— 
gerufen durch ſchlechte Saatenſtandsberichte im Inlande, veranlaßten den 
Konſum kräftig einzugreifen und, Mangels genügenden Angebots in inländiſcher 
Waare, im Auslande recht große Quantitäten einzukaufen. Unſer Abſatz— 
gebiet iſt zwar in Folge der ungünſtigen Tariſſtellung ein recht beengtes, 
jedoch fanden die mäßigen Zufuhren meiſt ſchlanken und lohnenden Abſatz. 
Als gegen Mitte Juni die Ernteausſichten weſentlich beſſere zu werden 
verſprachen, gingen die Preiſe zuerſt langſam zurück, ſanken aber rapide, als 
die Zufuhren der neuen Ernte eintrafen und nun im Verein mit den während 
der vorhergegangenen Lagerungsperiode zurückgehaltenen alten Vorräthen ein 
übergroßes Angebot hervorriefen. Erſt im Winter zogen die Preiſe wieder 
etwas an und ermöglichten guten Abſatz, der jedoch im Beginn des neuen 
Jahres bei rückgängiger Konjunktur wieder erſchwert wurde. 

Die Aufhebung des Identitätsnachweiſes, worauf der Oſten ſo große 
Hoffnung geſetzt hatte, hat uns nicht den erwarteten Vortheil gebracht. Die 
Preiſe für inländiſches Getreide, namentlich für Weizen und Gerſte, waren 
an den Seeplätzen verhältnißmäßig niedriger als bei uns, weshalb an einen 
Verſandt dahin gar nicht gedacht werden konnte. So wichtig und vortheil— 
haft auch die Aufhebung des Identitätsnachweiſes für Landwirthſchaft und 
Handel zweifellos iſt, jo kann dieſelbe als Aequivalent für das Aufgeben der 
Staffeltarife doch nicht angeſehen werden. Das ſtarre Feſthalten an den 
hohen Getreidefrachtſätzen ſchädigt unſeren Getreidehandel und damit auch 
in nothwendiger Folge die Landwirthſchaft auf das Empfindlichſte. 


— 2. 

Bis zur Aufhebung der Staffeltarife konnte das Getreide aus dem 
Oſten nach Sachſen, Thüringen und darüber hinaus verfrachtet werden, 
während jetzt das Abſatzgebiet ein beſchränktes iſt und ſich auf Poſen, ver— 
einzelt noch auf Schleſien und die Lauſitz erſtreckt. P 

Als eklatantes Beiſpiel greifen wir den Artikel Gerſte heraus: Unter 
Benutzung der Staffeltarife konnte unſere feine Gerſte zu Brauzwecken und 
die mittlere Qualität zu Schälzwecken bis nach Bayern verſendet werden. 
Jetzt dagegen ſtellt ſich für Bayern, Sachſen und Thüringen Gerſte aus 
Böhmen, Mähren ꝛc. billiger als unſere, und da unſere Brauereien für ſehr 
ſtarkes Angebot keine genügende Verwendung haben, ſo findet der Ueberſchuß 
nur zu ſehr unlohnenden Preiſen Unterkommen. 

Hier können nur billigere Frachtſätze nach dem Weſten als Erſatz für 
die aufgehobenen Staffeltarife helfen. Dieſe werden dem Weſten nicht 
ſchaden, ſondern nur dem deutſchen Getreide die Möglichkeit geben, die Einfuhr 
ausländiſchen Getreides nach dem des Importes bedürftigen Weſten theilweiſe 
zu erſetzen. 

Das Geſchäft in Roggen bleibt hier dauernd ungemein klein, denn 
der Handel iſt einerſeits von der Lieferung an die Proviantämter aus- 
geſchloſſen und kann andererſeits mit dieſen zwecks Verkäufen nach auswärts 
nicht konkurrieren. Namentlich der grundſätzliche Ausſchluß von den 
Lieferungen wird außerordentlich ſchwer empfunden; es iſt dies eine Maß— 
regel von größter Härte und zum Nachtheil des Fiskus, denn die beſchränkte 
Konkurrenz beeinflußt naturgemäß das Preisniveau. 


Futtermittel. 


Zur Herbeiſchaffung der Futtermittel dehnt der hieſige Platz feine Ber: 
bindungen in Rußland jetzt immer mehr aus, da die bisherigen Bezugsquellen 
dem Bedarf nicht mehr genügen, zumal, im Gegenſatz zu früheren Jahren, 
jetzt auch die ruſſiſche Landwirthſchaft als ſtarke Konſumentin dieſer Stoffe 
auftritt. Trotzdem der hieſige Platz im vorigen Jahre annähernd eine Million 
Doppelcentner Kleie und Oelkuchen bezogen hat, ſtand der Nutzen doch in 
keinem rechten Verhältnis zu den von den Importeuren aufgewandten Be⸗ 
mühungen. Selbſt öftere günſtige Konjunkturen konnten dieſes Reſultat 
nicht ändern, was auf die Menge des vorhandenen durch Regen während 
der Ernte minderwerthig gewordenen und daher nur zum Verfüttern geeigneten 
Getreides zurückzuführen iſt. Die ruſſiſchen Kraftfuttermittel ſind meiſt von 
guter, vielfach ſogar von vorzüglicher Qualität. Abgeſehen davon, daß die 
ruſſiſchen Mühlen, namentlich im Inneren, durchaus reelle Fabrikate her- 
zuſtellen bemüht ſind, werden die nicht ganz reellen Fabrikate dadurch, daß 
viele Landwirthe ſie auf ihre Reinheit unterſuchen laſſen, dem hieſigen Markte 
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nur in geringem Maaße zugeführt. Aber auch dieſer Theil würde fern 
bleiben, wenn alle Landwirthe von den Vortheilen der landwirthſchaftlichen 
Verſuchsſtationen Gebrauch machen würden. Es liegt mithin ſchon heute 
in der Hand der Landwirthe zu bewirken, daß ausſchließlich gute Futtermittel 
an den Markt gebracht werden. Um ſo bedauerlicher iſt daher der Entwurf 

eines Geſetzes betreffend die Regelung des Verkehrs mit Futtermitteln ete, 
der vermöge ſeiner rigoroſen Beſtimmungen nicht nur geeignet iſt, den Handel 
mit dieſen wichtigen Artikeln zu erſchweren und zu ſchädigen, und deren 
Preiſe in ungebührlicher Weiſe zu erhöhen, ſondern den Händler geradezu 
unter Polizeikontrole zu ſtellen. Daß die dieſen Entwurf unterſtützenden 
Landwirthe nicht einſehen, daß der gegen den legitimen Handel beabſichtigte 
Schlag auf ſie nothgedrungen zurückfallen muß, iſt geradezu erſtaunlich. 
Natürlich lehnt ſich der Handel in ſeiner Geſammtheit gegen ein ſolches Geſetz 
auf, und es gelingt hoffentlich den vereinten Anſtrengungen, die maßgebenden 
Organe zur Zurückziehung des Geſetzentwurfs zu veranlaſſen, oder ihn durch 
weſentliche Milderung annehmbar zu machen. 


Wie wir an anderer Stelle ſchon mittheilten, hat der Bundesrath 
Dank den anhaltenden Bemühungen der intereſſirten Kreiſe die Beſtimmungen 
über die Unterſuchung der aus dem Auslande eingeführten Kleie merklich 
erleichtert. Das frühere Typenverfahren iſt einer anderen Praxis gewichen, 
indem der Auffaſſung der revidirenden Zollbeamten über das, was thatſächlich 
nur Kleie iſt, ein freierer Spielraum gewährt wird. Hierdurch kommt das 
frühere zeitraubende und koſtſpielige Verfahren der chemiſchen Analyſe zum 
größten Theil in Fortfall und nur offenbar zu mehlhaltige Waare unterliegt 
der Beanſtandung zollfreier Einfuhr. 


Mit Eröffnung der Schifffahrt treten von Neuem die Mängel und die 
Unzulänglichkeit der Anlagen der hieſigen Uferbahn ſcharf hervor. Dieſelbe 
genügt nach keiner Richtung hin dem wachſenden Verkehr und dem dadurch 
hervortretenden Bedürfnis. Den Wünſchen des Handelsſtandes nach Ver— 
größerung der Gleisanlagen, Aufnahme der Uferbahn in den Tarif und Anlage 
einer Güterabfertigungsſtelle an der Uferbahn wird ſeitens der Bahnverwaltung 
nicht Rechnung getragen. 


Die ſtädtiſche Verwaltung ſteht ſeit Jahr und Tag mit dem Steuer— 
ſiskus wegen Verlegung der die Verlängerung der Gleisanlagen hindernden 
Zollwinde in Unterhandlung und es ſcheint, daß ſeitens der genannten Ver— 
waltung die Vorſchläge der ſtädtiſchen Behörde etwas mehr Beachtung finden 
als bisher. Im günſtigſten Falle ſelbſt wird bis zur Verwirklichung des 
Projekts noch eine geraume Zeit vergehen. 


2. Mühlenfabrikate. 


Ueber das Mühlengewerbe im Jahre 1895 läßt ſich nicht viel Günſtiges 
berichten. 

Nachdem am Anfang des erſten Semeſters die Getreide-Preiſe in 
ſucceſſiver Steigerung in die Höhe gingen, fielen dieſelben gegen Ende des 
Halbjahrs ganz plötzlich, ſodaß dieſes mit einem ziemlichen Verluſte abſchloß. 

Am Anfang des zweiten Semeſters ſchien es ſo, als ob die Ver— 
hältniſſe ſich etwas günſtiger geſtalten wollten: Der Abſatz war ein 
befriedigender und die Körnerpreiſe ſtanden im Einklang zu den damaligen 
Mehlpreiſen. Leider ſind die gehegten Erwartungen, dieſer Zuſtand würde 
Beſtand haben, nicht in Erfüllung gegangen. Gegen Schluß des Berichts- 
jahres ſtiegen die Preiſe für Körner — ohne daß die Mehlpreiſe eine 
weſentliche Steigerung erfuhren — derart, daß dieſelben in Bezug auf die 
Mehlfabrikation ganz außer Rendement lagen und noch liegen. 

Da unſere hieſigen Weizen ſich in der Qualität immer mehr ver- 
ſchlechtern, weil die Beſitzer hauptſächlich ertragsreichen, kleberarmen Weizen 
anbauen, ſo war man gezwungen, ruſſiſchen Weizen mit zu vermahlen, da 
man nur dadurch im Stande war, dem Mehle den nöthigen Klebergehalt 
zu geben. Als ein Uebelſtand iſt es anzuſehen, daß ein großer Theil des 
zu Markte gebrachten Getreides nicht genügend gereinigt iſt. 

Für Futtermittel hatte die Mühleninduſtrie mit einer lebhaften Nach- 
frage zu rechnen. Dieſe gingen flott weg, jo daß ſich darin keine Läger 


bildeten. 
3. Kartoffeln. 


Der Ausfall der Ernte war ein recht günſtiger, und da auch der 
Weſten eine große Ernte hatte, fehlte jeder Abſatz für Eßkartoffeln. In Folge 
deſſen waren natürlich die Preiſe ſehr niedrig. Auch für Fabrikwaare traten 
nur die Stärkefabriken als Abnehmer auf, da ſelbſt Brennereien über Bedarf 
geerntet hatten und ebenfalls genöthigt waren, größere Poſten zu verkaufen. 
Die gezahlten Preiſe betrugen 70 bis 80 Pfg. per Zentner ab Station. 


4. Viehhandel. 


Der Abſatz von Maſtrindvieh und Schweinen iſt im vergangenen Jahre 
ein ſchlanker und flotter geweſen. Die Preiſe von Maſtſtieren erſter Qualität 
waren im Durchſchnitt noch höher als im Jahre 1894; erſt Ende des Jahres 
gingen ſie zurück. 

Schweine wurden nicht ſo gut bezahlt, doch erzielten ſie auskömmliche 
Preiſe. 

Ueberaus ſtörend für den Handel mit Zweihufern wirkte das ſtarke 
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Auftreten der Maul- und Klauenſeuche. Der ganze Kreis Thorn war von 
Mitte November 1895 bis Januar 1896 für die Verladung geſperrt. 

Seit Anfang Februar d. J. find die Preiſe für Rindvieh und Schweine 
ſtark im Rückgang. 

5. Sämereien. 

Die Ernte in Roth⸗, Weiß- und Grünklee hatte ſowohl in Deutjch- 
land, wie auch in Frankreich, Oeſterreich, Rußland ſehr gute Erträge qualitativ 
und quantitativ aufzuweiſen. Durch die allſeitig reichliche Ernte in Oſt- und 
Weſtpreußen und durch bedeutende Zufuhren aus Ruſſiſch Polen machten ſich 
ſchon bei Beginn der Saiſon ausnahmsweiſe billige Preiſe geltend, die im 
weiteren Verlaufe und gegen Ende derſelben bei einem erdrückenden Angebot 
ſtetig wichen, um ſchließlich einen Stand zu erreichen, wie ihn das Saaten 
geſchäft ſchon ſeit Jahren nicht mehr zu verzeichnen hatte. Man zahlte 
anfangs je nach Qualität für Rothklee 30 bis 40 Mk., Weißklee 40 bis 
58 Mk., Grünklee 40 bis 45 Mk., zum Schluß für Rothklee 20 bis 30 Mk., 
Weißklee 30 bis 40 Mk., Grünklee 35 bis 40 Mk. pro Ctr. bahnfrei Thorn. 
Die Nachfrage der Landwirthe unſerer Gegend blieb im Vergleich zu den 
Vorjahren eine überaus geringe, die meiſten waren durch eigene Ernten 
gedeckt und brachten ihren Ueberſchuß in vielen Fällen direkt wieder an die 
Landwirthe zum Verkauf. Größere Verkäufe in Roth- und Weißklee zu ſehr 
gedrückten Preiſen, die hierorts gegen Ende der Saiſon abgeſchloſſen wurden, 
ſind lediglich auf Spekulationsgeſchäfte auswärtiger Firmen zurück zu führen. 
Auch hieſige Firmen zogen es vor, jtatt eines verluſtbringenden Verkaufs mit 
einem Theil ihrer Vorräthe durch Ueberlagerung bis zur nächſten Saiſon in 
Spekulation zu bleiben. 

Gelbklee und Wundklee, ebenfalls reichlich und in guten Qualitäten 
geerntet, blieb trotz der außergewöhnlich niedrigen Preiſe ohne Nachfrage. 
Beſonders Wundklee, der in größeren Parthien hier an den Markt kam, war 
in den abfallenden Qualitäten geradezu unverkäuflich. Für Gelbklee wurden 
11 bis 15 Mk., für Wundklee 20 bis 28 Mk. pro Ctr. frei hier angelegt. 

Die Preiſe für Luzerne blieben, trotzdem die Ernte beſonders in 
Frankreich weniger ergiebig als im vergangenen Jahr ausſiel, verhältnißmäßig 
niedrig. Neben der von unſern Landwirthen bevorzugten franzöſiſchen 
Provence Luzerne wurden in dieſem Jahre bedeutende Parthien ruſſiſcher 
Luzerne in recht ſchöner Qualität angeboten, fanden jedoch nur wenig Auf— 
nahme. Das Geſchäft bewegte ſich auch in dieſem Artikel im allgemeinen 
in beſcheidenen Grenzen. 

Für Provence Luzerne wurde 50 bis 56 Mk, für inſſiſche und 
amerikaniſche Luzerne 36 bis 45 Mk. pro Ctr. bezahlt. 

Thymothee, ſowohl in inländiſcher als auch amerikaniſcher Waare 


nur mäßig geerntet, genügte in feinem Angebot der Nachfrage. Da der 
Preisunterſchied zwiſchen inländiſcher und amerikaniſcher Saat nur circa 2 bis 
3 Mk. pro Ctr. betrug, ſo wurde der etwas theueren, aber grobkörnigen 
inländiſchen oſtpreußiſchen Saat der Vorzug gegeben. 

Anfangs wurden für inländiſchen Thymothee 23 bis 26 Mk., für 
amerikaniſchen 21 bis 24 Mk. pro Ctr. bezahlt, gegen Ende der Saiſon 
gaben die Preiſe etwas nach und ſtellten ſich auf 22 bis 25 Mk. für hieſige 
und 20 bis 23 Mk. pro Ctr. für amerikaniſche Saat. Der Umſatz in dieſem 
Saatgut hatte ebenfalls unter der Ungunſt der Verhältniſſe zu leiden und 
blieb gegen das Vorjahr nicht unerheblich zurück. 

In engliſchem und italieniſchem importirten Reygras, aus— 
reichend und in guter Qualität geerntet, bewegte ſich das Geſchäft bei mäßigen 
bis zum Schluß der Saiſon unveränderten Preiſen in den Grenzen des 
Vorjahres. Man zahlte für feinfte Qualitäten beider Gattungen 13 bis 
15 Mk. p. Br. Ctr. frei hier gegen 17 bis 20 Mk. p. Ctr. des Vorjahres. 
Auch in den übrigen Grasſämereien welche in den gefragten Sorten reichlich 
geerntet waren und gegen die vorjährigen Notirungen weſentlich billiger an— 
geboten wurden, haben wir über einen normalen Umſatz zu berichten. 

Seradella, weniger reichlich als im Vorjahre geerntet, blieb bis zum 
Schluß der Saiſon bei im Vergleich zum vorigen Jahr um ca. 3 Mk. pro 
Ctr. höheren Preiſen gut gefragt und fand ſelbſt in den geringeren Qualitäten 
ſchlanken Abzug. Anſehnliche Quantitäten lieferte auch in dieſem Jahr 
Ruſſiſch-Polen nach unſerer Gegend. Für Seradella letzter Ernte wurden 
5 bis 8 Mk. p. Ctr. bezahlt. 

Das Futter- und Zucker-Runkelrübenſamen-Geſchäft, welches 
ſchon im Vorjahr einen recht ungünſtigen Ausgang nahm, endete in dieſem 
Jahr für unſere Züchter und Händler geradezu troſtlos. Die im Vorjahre 
in Folge einer guten Ernte und eines ſtarken Angebots ſtark zurückgegangenen 
Preiſe wichen, nachdem die reichen Erträge der diesjährigen Ernte bekannt 
wurden, bei einem erdrückenden Angebot der Züchter unſeres Kreiſes und aus 
Ruſſiſch⸗Polen auf einen bisher ungekannten Standpunkt. Die Händler 
unterboten ſich in ihren Offerten und nahmen ſchließlich aus Furcht, eine 
werthloſe Waare auf Lager zu behalten, jeden Preis an, der ihnen von aus 
wärtigen Händlern und Spekulanten geboten wurde. Große Parthien von 
ſächſiſchen Händlern zu Schleuderpreiſen erſtandenen Futter- und Zucker— 
Runkelrübenſamen werden hier für Rechnung der Käufer überlagert. Die 
hieſigen Händler müſſen mit ihren unverkauften Vorräthen darauf gefaßt 
ſein, ein werthloſes Product zurück zu behalten, wenn die kommende Ernte 
ähnliche Erträge bringen ſollte, als die vorjährige. Noch nie iſt das 
Geſchäft in dieſem Artikel jo ungünſtig und verluſtbringend ausgefallen wie 


in dieſem Jahr und kann man kaum annehmen, daß unſere Züchter es noch 
weiter wagen werden, den Anbau dieſes Saatguts in bisherigem Umfange 
fortzuſetzen. Die Preiſe für Futter Runkelrübenſamen, welche bei Beginn 
der Saiſon mit 13 bis 16 Mk. p. Ctr. einſetzten, wichen bis zum Schluß 
der Saiſon auf 10 bis 7 Mk. p. Ctr. zurück. Für Zucker⸗Runkelrüben waren 
anfänglich 8 bis 10 Mk. p. Ctr. zu erreichen, gegen Schluß der Saiſon 
kaum noch 3 bis 4 Mk. p. Ctr. 

Im allgemeinen muß das Sämereiengeſchäft für unſere Händler in 
dieſem Jahr als ein recht ungünſtiges und verluſtbringendes bezeichnet werden. 

Die Händler dieſer Branche ſehen mit großer Beſorgniß in die Zukunft 
und fühlen ſich in ihrer Exiſtenz bedroht, wenn die Geſetz-Vorlage betreffend 
die Regelung des Verkehrs mit Handelsdünger, Kraftfuttermitteln und Saat 
gut die Zuſtimmung des Reichstages erhalten ſollte. 


6. Zucker fabriken. 


Unſere 14. Campagne 1895/96 eröffneten wir am 17. September 1895 
und beendeten dieſelbe am 9. Januar 1896. 

In 207 Arbeitsſchichten wurden 3098 840 Ctr. Rüben verarbeitet, in 
24 Stunden alſo 29940 Ctr. im Durchſchnitt, gegen 28462 Ctr. im Vorjahre. 

Die mit Rüben bebaute Fläche betrug 16620 Morgen, die Ernte 
ergab im Durchſchnitt 187 Ctr. pro Morgen gegen 192 Ctr. im Vorjahre. 

Der Zuckergehalt der Rüben betrug im Durchſchnitt der ganzen 
Campagne 14,09 % Zucker in der Rübe gegen 14,25 % im Vorjahre. 

Zucker wurde gewonnen: 364404 Ctr. I. Produkt und bis heute 
43854 Ctr. Nachprodukt, ca. 6000 Ctr. Nachprodukt dürften noch zu 
erwarten ſein. 

Die Zuckerpreiſe waren während der ganzen Campagne ziemlich conſtant, 
bewegten ſich für J. Product zwiſchen 10 und 11 ME pro Ctr. franco Neu— 
fahrwaſſer inel. Sack aber exel. Ausfuhrprämie, während II. Produkt 2 bis 
2½ Mk. weniger berechnet war. 

Die Grundtendenz des Marktes war eine feſte, hierzu haben in erſter 
Reihe wohl die Unruhen auf Cuba beigetragen, durch welche die Zuckerernte 
dieſer Inſel auf ein Geringes beziffert wird. Andererſeits wirkte aber auch 
der Ausfall der europäiſchen Zuckerernte befeſtigend auf den Markt ein. 
Dieſer Ausfall war hauptſächlich eine Folge des verminderten Rübenanbaus in 
Europa, der wiederum durch die ſehr niedrigen Zuckerpreiſe im vorigen Jahre 
hervorgerufen war. 

Seit ca. Mitte Januar d. J. zeigen die Zuckerpreiſe eine ſteigende 
Bewegung und haben bis heute ca. 1,50 Mk. pro Ctr. gewonnen. Leider 
war der größte Theil der Produktion, theils durch Vorverkauf im Sommer 
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Zuckerfabrik 
Culmſee. 
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und Herbſt, theils durch laufende Verkäufe in der Campagne ſchon begeben, 
ſo daß die Fabriken aus dieſer Preisſteigerung wenig Vortheil mehr gezogen 
haben. 

Wir konnten aber trotzdem unſern Aktionären einen Rübenpreis von 
95 Pf. pro Ctr. bewilligen, wobei wir noch ſämmtliche Unkoſten an Frachten 
für Rüben und Schnitzel getragen haben; außerdem ſteht noch eine Dividende 
nach Beendigung des Geſchäftsjahres in Ausſicht. 

Ueber die Ausſichten für die nächſte Campagne läßt ſich heute noch 
leider wenig ſagen. Zunächſt bleibt das Schickſal des Zuckerſteuer-Geſetzes 
abzuwarten. — Der vorgelegte Geſetzentwurf war geeignet ſehr ſchädigend 
auf die Induſtrie und Landwirthſchaft ſpeciell hier im Oſten einzuwirken. 

Die Commiſſion des Reichstages hat nun ja Verbeſſerungs Vorſchläge 
gemacht und erſcheint dadurch das Geſetz annehmbarer. Hauptſache für uns 
iſt ja ein möglichſt hohes Contingent und Fortfall der Betriebsſteuer. 

Wie die Verhältniſſe auf Cuba ſich weiter geſtalten werden, iſt eine 
Frage der Zeit. Jedenfalls darf man aber wohl annehmen, daß Jahre 
vergehen können, bis Cuba wieder in ſeine volle Zuckerproduktion eintritt, 
andererſeits muß man aber auch darauf gefaßt ſein, daß die Verhältniſſe in 
den Colonien ſich überraſchend ſchnell ändern können. 

Für die bevorſtehende Rübenbau-Periode ſteht uns ungefähr das gleiche 
Areal wie im Vorjahre zur Verfügung. 

Zuderfabrit Unſere letzte Campagne begannen wir am 23. September 1895 und 
euer. beendigten fie am 16. Dezember. Es ſind in 157 Schichten 592000 Ctr. 


Rüben und 15294 Ctr. Melaſſe verarbeitet worden; im Durchſchnitt per 
Doppelſchicht 7540 Ctr. Rüben. Die Polariſation der Rüben betrug 13,78 %. 


7. Der Wollmarkt vom 13. Juni 1895. 


Die Anfuhr auf dem Markte betrug 


a. an gewaſchenen Wollen... 16 Cr. 

b. „ Schmutzwollen. 70 „ 
In der Stadt lagerten 

a. an gewaſchenen Wollen... - 


p. „ ungewaichenen Wollen .. . 200 
im Ganzen 286 Ctr. und zwar 
an gewaſchenen Wollen 16 Ctr., an ungewaſchenen 270 Gtr. 


Im Nachſtehenden geben wir ein Bild über die Zufuhren auf den 
hieſigen Wollmärkten in den letztvergangenen 10 Jahren: 
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1894 gewaſchene Wollen 166 Ctr., ungewaſchene Wollen 409 Ctr. 


1893 A 886 „ 2 r 520 „ 
1892 1 * „190%, A 1 103 „ 
1891 N „885, 6 1 5 224% 
1890 f 1 he 1 358 „ 
1889 eh 2 5 943 „ 
1888 4 VORN TORE 5 3 
1887 . en u N 916 „ 
1886 : rr { = 465 „ 
1885 5 1 3000 7 u 


Das Wollgeſchäft hat nicht allein keine Beſſerung gegen das letzte 
Berichtsjahr zu verzeichnen, ſondern iſt immer mehr zurückgegangen. 

Unſere Produzenten verringern alljährig ihren Schafbeſtand und legen 
auch keinen Werth auf Züchtung guter Wollen, deshalb gewöhnt ſich die 
Induſtrie immer mehr an die beſſeren überſeeiſchen Wollen. Die Märkte 
werden immer kleiner; die Landwirthe laſſen, wie bereits in den früheren 
Berichten hervorgehoben, bereits im Frühjahr ungewaſchen ſcheeren und alsbald 
im Hauſe verkaufen. 

Auf den Vormärkten in Breslau und Poſen war rege Nachfrage nach 
gewaſchener Wolle beſſerer Qualität, die bis 20 Mk. mehr als im Vorjahre 
erzielte, während mittlere und geringere Wollen nur einen kleinen Aufſchlag 
hatten und ungewaſchene Wolle zu ungefähr vorjährigem Preiſe gekauft wurde. 

Hier wurde bezahlt für gewaſchene Wolle 107 Mk., d. ſ. 2 Mk. 
Preisabſchlag gegen das Vorjahr. 

Die angefahrenen 70 Ctr. ungewaſchene Wolle blieben unverkauft, weil 
Inhaber zu hohe Forderung ſtellte. 

Als Käufer waren anweſend ein Fabrikant aus Sachſen, ferner Händler 
aus Berlin und aus der Provinz. 


S. Wollhandel. 


Das Berichtsjahr begann für Wolle mit außergewöhnlich niedrigen 
Preiſen und wurde darin ein Tiefſtand erreicht, der früher, einzelne Kriſen 
ausgenommen, noch nicht dageweſen war. Die Zunahme der Produktion in 
den überſeeiſchen Ländern trug Schuld an dieſem Niedergang. 

Im Frühjahre trat eine langſame Beſſerung ein, da die Vereinigten 
Staaten von Nord-Amerika durch die Aufhebung der Me. Kinley Bill als 
Käufer in Auſtralien auftraten. Gleichzeitig beſſerte ſich die Lage der Wollwaaren— 
Induſtrie in Europa, da dieſe aus dem angeführten Grunde größere Ordres aus 
Amerika bekam und dadurch eine weſentliche Steigerung der Wollpreiſe 
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eintrat, die am Schluß des Jahres gegen Beginn deſſelben ca. 10 Prozent 
betrug. 

Bevorzugt waren beſſere und reell behandelte Wollen; dieſe profitirten 
am meiſten an der Steigerung, während verzüchtete und ſchlecht behandelte 
Wollen vernachläſſigt blieben. 


9. Molkerei Culmſee. 
Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haſtpflicht. 
Bitanz pro 1. September 1895. 


Activa. Passiva. 
4 7 

Utenſilien-Conto . uin -e Aich - — 
Maſchinen⸗C onto. — 18 

Caſſa⸗Co nt — — 
Immobilien-C onto — Tan 
Kreis⸗Sparkaſſe Thorrrrn — on 
Waaren-Sonto ii. leid? ine 4 — 
Debitoren-Conto . Aer — — 
R Ba A a er ar Ze } 285 — 
Unkoſten⸗C onto 499 81 
Grundſchuld⸗Contii o [ 9590 - 
Mitglieder-Kapital-Eonte . = 2... 9700 ( — 
Reſerve-Fonds ll. 15609 65 

Reſerve Fonds Ill! 1000 | — 
Greditoren-Gonto . - 2 = #00 11747 98 
Ueberſchuß. ne n r eee 

51014 72 | | 51014 | 72 


Im Laufe des Jahres 1894/95 find 2 Genoſſen ausgeſchieden und 2 
eingetreten. Die Zahl der Genoſſen betrug am Jahresſchluß 11. 
Vom 1. September 1894 bis 31. Auguſt 1895 wurden 1444293 kg 


Milch verarbeitet. 
10, Weinhandel, 


Der Handel in Weinen hat im Berichtsjahre, gegenüber der Fortdauer 
der ſchwierigen Erwerbsverhältniſſe, welche im Allgemeinen keine erhebliche 
Beſſerung erfahren haben, eine Aufwärtsbewegung im Vergleich mit dem 
Vorjahre nicht genommen. 

Geringe Moſelweine und kleine rothe Bordeaux -Weine blieben reichlich 
begehrt, dagegen hat ſich der Abſatz in beſſeren und ſeinen Weinen nicht 
gehoben. 

Die 1893er Bordeaux⸗Weine fahren fort eine ſchöne Entwicklung zu 
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zeigen; der gute Ruf derſelben hat zu mehreren Abſchlüſſen darin geführt, 
und bleibt die Aufmerkſamkeit der Konſumenten auf die Weine dieſes guten 
Jahrgangs, deren Preiſe in Bordeaux fortdauernd ſteigende Tendenz zeigen, 
gerichtet. 

Die 1895er Leſe in Frankreich hat quantitativ gegen die 1893er ein 
weniger befriedigendes Reſultat ergeben; die Qualität dieſer Weine berechtigt 
zu der Annahme, daß auch dieſe, aus den gut reüſſirten Lagen, eine zufrieden— 
ſtellende Entwicklung haben werden. Das Geſchäft darin eröffnete gegen 
1893 zu höheren Preiſen. 

In Rheiniſchen- und Moſelweinen iſt der Ertrag der 1895er Leſe 
gegen diejenige des 1893er Jahres ebenfalls erheblich geringer geweſen; auch 
die Qualität iſt weniger befriedigend. Der 1893er Jahrgang behauptet ſeine 
hervorragende Stellung; die Weine deſſelben wurden ſowohl am Rhein als 
auch an der Moſel, auf den Verſteigerungen in Trier, zu ſehr hohen Preiſen 
gehandelt. 

Der Handel mit Spanien leidet unter dem beſtehenden Zollkriege; 
obwohl die ſpaniſchen Firmen bei Abnahme größerer Quantitäten bereit ſind, 
Erleichterungen in Geſtalt von Preis-Rabatten zu gewähren, werden die 
Einkäufe in ſpaniſchen Weinen auf das Aeußerſte eingeſchränkt. 

Der Abſchluß von Handelsverträgen mit Spanien und Portugal bleibt 
für den Weinhandel nach wie vor ſehr erwünſcht. 


11. Brauereien. 


Die Geſchäftslage der hieſigen Bierbrauereien im Jahre 1895 iſt im 
Allgemeinen als befriedigend zu bezeichnen. 

Die Preiſe für Gerſte und Hopfen waren niedrig und der ſchöne 
Sommer des Jahres brachte einen größeren Konſum mit ſich, ſodaß die 
einzelnen Geſchäfte flott betrieben werden konnten. 

Außer der Weißbier-Brauerei, deren Produkt auch guten Abſatz fand, 
iſt auf Mocker noch eine kleine Braunbier-Brauerei entſtanden, welche jedoch 
nur für den engſten Kundenkreis arbeitet. 

Ju den einzelnen Betrieben ſelbſt ſind, außer der Auſſtellung eines 
Biertreber - Trocken- Apparates, welcher ſehr gut arbeitet, keine größeren 
Umänderungen vorgenommen worden. 

Bei einigen Brauereien trat im Spätherbſt Eismangel ein, welcher 
jedoch zum größten Theil von den andern Brauereien gedeckt wurde, ſodaß 
nur eine Brauerei 2—3 Waggon Eis von außerhalb beziehen mußte. 

Ein Ereigniß von einſchneidendſter Bedeutung iſt die am 1. April 1895 
in Kraft getretene Kommunal- Bierſteuer, welche von den Brauereien allein 
getragen wird, indem der Preis des Bieres nicht erhöht, ſondern infolge der 
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ſcharſen Konkurrenz und der billigen Preiſe für Rohmaterial eher noch 
gedrückt wurde. : 
Von einer Seite wird uns dagegen berichtet, daß das Geſchäft im 
Jahre 1895 bedeutend ſchlechter geweſen ſei, als im Jahre 1894. Man 
ſchreibt dies der ſtarken auswärtigen Konkurrenz zu, die die hieſigen Bier— 


produkte zu verdrängen ſuche. 


12. Colonialwaaren. 
Gaffee. 

Die Preiſe für dieſen Artikel haben ſich während des ganzen Jahres 
in gleichmäßiger Höhe halten können, obgleich die Baiſſe Partei an den 
großen Caffee-Märkten wiederholt Verſuche gemacht hatte dieſelben herunter 
zu drücken, was aber nicht gelungen iſt, da die billigeren Angebote immer 
ſchlank von dem Conſum aufgenommen wurden. In Folge der immer noch 
verhältnißmäßig hohen Preiſe hat ſich das Geſchäft auch nicht beleben 
können und war von einer Zunahme des Conſums nichts wahrzunehmen, da 
auch die Erwerbsverhältniſſe in unſerm Bezirk ſich nicht gebeſſert, die Anregung 
zu einem lebhafteren Geſchäft hätten geben können. 


Neis. 

Das Geſchäft hierin war in dem Berichtsjahr noch eher geringer als 
größer wie im Vorjahre und ſind in Folge des geringen Bedarfs und der 
guten Ernten in allen Reis producirenden Ländern die Preiſe ſo niedrige, 
wie wir ſie ſchon ſeit langen Jahren nicht gehabt haben. Trotz der außer— 
ordentlich billigen Preiſe war ein Auſſchwung im Geſchäft nicht zu bemerken, 
da auch Kartoffeln, als deren Erſatz Reis hauptſächlich verwandt wird, ſehr 
niedrig im Preiſe das ganze Jahr hindurch waren. 

Schmalz. 

Dieſer Artikel hat auch im verfloſſenen Jahre für unſern Bezirk keine 
weſentliche Bedeutung gehabt, da der Conſum hierin auch in dieſem Jahr 
noch geringer geworden iſt. Die Preiſe waren das ganze Jahr hindurch, 
kleine Schwankungen abgerechnet, durchweg ſehr niedrige zu nennen und 
trotzdem konnte ſich das Geſchäft hierin nicht beleben. Die billigen Preiſe 
und die guten Qualitäten der Margarine, welche jetzt auf den Markt gebracht 
werden, haben den Conſum von Schmalz auch weſentlich beeinflußt und 
beſchränkt. 


Petroleum. 

Das Geſchäft in dieſem Artikel war im Berichtsjahre großen Preis- 
ſchwankungen unterworfen und ſind auf dieſe Weiſe vielen Händlern große 
Verluſte entſtanden. Die Preiſe ſchwankten zwiſchen 10 bis 16 Mk. per 
50 Kilo. Die hohen Preiſe von 12 bis 16 Mk. per 50 Kilo konnten ſich 
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aber nicht ſehr lange halten, da der Ring, den die amerikaniſchen Petroleum— 
quellen-Beſitzer ſchließen wollten, nicht zu Stande kam und die Preiſe dann 
im Herbſt, als der Conſum begann, wieder einen normalen Stand von 
10,50 bis 11 Mk. per 50 Kilo erreichten. Der Conſum hielt ſich in den 
vorjährigen Grenzen. 

Nübenkrende. 

Die gedrückte Geſchäftslage dieſes Artikels, welche ſich ſchon in der 
zweiten Hälfte des Vorjahres bemerkbar machte, hat ſich im Berichtsjahre 
leider nicht gebeſſert, ſondern eher verſchlechtert. Die Preiſe ſind in Folge 
des großen Angebots und des geringen Conſums immer weiter zurückgegangen, 
ſo daß dieſelben am Schluß des Jahres den Fabrikanten keinen Nutzen 
mehr ließen. In Folge dieſer niedrigen Preiſe werden die meiſten Fabriken 
ihre Produktion im nächſten Jahre weſentlich einſchränken und zum Theil 
ganz einſtellen, da dieſelben abſolut keine Rechnung dabei finden. 


13. Spritfabrikation. 


Die Brenncampagne 1894/95 lieferte geringere Mengen Spiritus an 
den Markt als die des vorangegangenen Betriebsjahres. Die Beſtände unter 
ſteuerlicher Controlle im Deutſchen Reiche, die beim Beginn der Campagne 
(1. October 1894) um etwa 21 Millionen größer waren als am 
1. October 1893, hatten während der Brennzeit nicht eine gleiche Zunahme 
erfahren, wie im Jahre vorher, ſodaß am 1. Januar 1895 das Beſtandsplus 
gegen das Vorjahr nur noch 9 Millionen Liter betrug. Im Monat April 1895 
war das Mehr der Beſtände bereits gänzlich geſchwunden und die neue 
Campagne begann am 10. Oktober 1895 mit einem Beſtandsminus von 
etwa 12 Millionen gegen 1894. 

Der Sommer 1895 zeitigte eine glänzende Kartoffelernte, die ſowohl 
hinſichtlich der Menge, als auch des Stärkegehaltes der Knollen vorzüglich 
war. In Folge deſſen ſetzte die Brenncampagne ſofort ſtark ein und am 
Schluſſe des Jahres 1895 waren nur noch etwa um 5 Millionen Liter 
geringere Vorräthe als Ende 1894 vorhanden. 

Am 17. Juni 1895 iſt die im Vorjahre bereits angekündigte Aenderung 
der Branntweinbeſteuerung Geſetz geworden. Dieſes Geſetz hat die Melaſſe— 
ſpiritusproduction erheblich belaſtet und ihre Ausdehnung über diejenigen 
Grenzen, in denen ſie im Jahre 1887 beſtand, faſt unmöglich gemacht; 
ebenſo ſind die anderen gewerblichen Brennereien ſtärker belaſtet worden, als 
die landwirthſchaftlichen. 

Wenn trotzdem die laufende Campagne eine große Ueberproduction 
brachte, jo reſultirt ſolche lediglich aus der oben erwähnten großen Kartoffelernte. 

Die Unterſtützung des Exports, die das am 1. Juli 1895 in Kraft 


getretene Geſetz gewährt, hat den erfreulichen Erfolg gehabt, daß dieſer wieder 
an Ausdehnung gewinnen konnte. Es ſind vom 
1, Januar bis 31. Dezember 1895 167652 Doppelcentner 
gegen 1894 76987 5 
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ausgeführt worden. 

Auch unſer Platz konnte, wenn auch nur in vereinzelten Fällen, an 
dieſem Export ſich betheiligen. Leider war es bisher nicht möglich, von hier 
aus einen regelmäßigen Export nach der Schweiz zu unterhalten, wo die 
eidgenöſſiſche Alkohol-Monopolverwaltung ein ſicherer Käufer wäre. Es 
beſteht für den Export dorthin ein Ausnahmetarif, in den leider kein 
einziger Platz Oſt- und Weſtpreußens aufgenommen iſt. Die Bahn— 
direction iſt erſucht worden, Thorn in den Tarif aufzunehmen und es iſt zu 
hoffen, daß dieſes Geſuch Berückſichtigung findet. 

Das Spritgeſchäft nach dem Weſten Deutſchlands iſt durch die ſcharſe 
Concurrenz der deutſchen Fabriken recht ſchwierig, immerhin dürfte nach den 
Rheinplätzen mit der Zeit ein regelmäßiger Verkehr zu erreichen ſein. 

Die Bewegung der Spirituspreiſe in Thorn veranſchaulicht die neben— 
ſtehende Tabelle. 


14. Chemiſche Düngemittel. 


Wenn auch im Berichtsjahre abermals eine Zunahme des Verbrauches 
chemiſcher Düngemittel ſeſtgeſtellt werden kann, jo wird doch dieſe Thatſache 
durch den Umſtand mehr als aufgewogen, daß der Nutzen, den der Handel 
mit dieſen Artikeln geſtattet, auf ein Niveau herabgeſunken iſt, welches ſich 
mit dem damit verbundenen Riſiko und der Schwierigkeit des Flüſſigmachens 
der darin angelegten Capitalien immer weniger in Einklang bringen läßt. 
Die Ausſichten dieſes Geſchäftszweiges für die Zukunft ſind um ſo gedrückter, 
als einerſeits in oben geſchilderten Verhältniſſen eine Beſſerung kaum je zu 
erhoffen iſt, andererſeits auch der Geſetzentwurf betr. die Regelung des 
Verkehrs mit Handelsdünger ꝛc, wenn er zur Thatſache werden ſollte, dem 
legitimen Handel zweifellos große Schwierigkeiten zu bereiten geeignet iſt. 


15. Speditionsgeſchäft. 


In der erſten Hälfte unſeres Berichtsjahres war das ruſſiſche Speditions— 
geſchäft ein recht reges, während in der zweiten Hälfte infolge der in Ruß— 
land eingetretenen ungünſtigeren Geſchäftsverhältniſſe ſich eine Abſchwächung 
in dem Bezuge deutſcher Waaren bemerkbar machte. 

Obgleich mit Beginn des Jahres 1895 auch via Thorn günſtigere 
Frachttariſe für nach Rußland beſtimmte Güter erſtellt wurden, iſt eine 
völlige Erfüllung unſerer früher geäußerten Wünſche nicht erreicht worden, da 
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Bewegung der Spiritus-Preife im Jahre 1895 in Thorn 
abgerundet auf 50 Pfennige. 
Preiſe 


für damen Beben März April Mai Juni Juli Auguſt Septbr. October Novbr. | Decbr. 
100 Liter. 


Preiſe 
für 
100 Liter. 
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einmal die Frachtſätze für den Verkehr nach Polen unverändert hoch gehalten 
wurden, andererſeits bei den Tranſittarifen die Frachtziffern reſp. Neben⸗ 
gebühren gegen diejenigen der direkten Verbandstarife höher gehalten wurden. 
Die Forderung nach vollſtändiger Gleichſtellung in den Geſammtkoſten jedes 
dieſer Tarife muß hier wiederum erhoben werden, umſomehr, da die im 
Berichtsjahre ſeitens der deutſchen Regierung feſtgeſtellten Abänderungs- 
Anträge zu Art. 10 des Berner Uebereinkommens auf der inzwiſchen jtatt- 
gehabten Konferenz abgelehnt worden find. Hierdurch tritt wieder die 
Befürchtung in den Vordergrund, daß auf Grund der die Zollbehandlung 
monopoliſirenden Beſtimmungen des Art. 10 eine Schädigung des deutſchen 
Exports ruſſiſcherſeits herbeigeführt werden könnte, wenn nicht von deutſcher 
Seite Gegenmaßregeln durch entſprechende Tarifbildungen geſchaffen werden. 

Es muß hier noch bemerkt werden, daß die Anwendung der Ausfuhr- 
Tarife nach Rußland ſeitens der deutſchen Bahnen ſehr häufig abgelehnt 
wird infolge formaler Mängel in den Frachtbrieſen, ſelbſt wenn die erfolgte 
Ausfuhr nach Rußland zweifellos nachgewieſen wird. 

Der Handel von Rußland nach Deutſchland war im vergangenen Jahre 
in einzelnen Zweigen merklich zurückgegangen, ſo daß beſonders das Holz⸗ 
Speditionsgeſchäft ein ſehr kleines war; auch litt der Umſchlagsverkehr in 
Kleie unter den Schwierigkeiten, welche die Zollbehörde dem Handel dadurch 
verurſachte, daß ſie die zollfreie Ablaſſung eines großen Theiles von Kleie, 
welche mehlreich war, beanſtandete. 

Das innerdeutſche Geſchäft litt theilweiſe durch die neue Bahn Brom— 
berg⸗Schönſee, da ein Theil der Güter, die früher nach Thorn gelangten, 
über dieſe neue Strecke geleitet wird. 

Es wäre ſehr zu wünſchen, wenn beſonders von Seiten der Behörden 
ein Entgegenkommen durch Ausbau der Uferbahn gezeigt würde, damit Thorn 
in der Lage iſt, ſeinen immerhin bedeutenden Speditionshandel zu behaupten. 

Der Weichſelumſchlagsverkehr vergrößerte ſich, auch fand der Speditions- 
betrieb durch große Zuckerzufuhren lohnende Beſchäſtigung. 


16. Zigarren und Tabak. 


Das Geſchäft in Zigarren und Tabakſabrikaten hat ſich im Ganzen 
auf der Höhe des Vorjahres gehalten; in importirten Zigarren verbeſſerte das 
Geſchäft ſich nicht unerheblich, da die leichten Sorten der 1895er Havanna- 
Ernte dem deutſchen Geſchmack mehr entſprach. Die reichlich eingetroffenen 
1895er Havanna -Zigarren fanden leicht und willig Käufer und veranlaßten 
ſogar Konſumenten, ſich damit für längere Zeit zu verſehen, da die Ausſichten 
auf die 1896er Zigarren infolge der fortdauernden Unruhe auf Cuba ſehr 
mangelhaft ſind. 


Das Platzgeſchäft in den mittleren Preislagen in Zigarren zeigt für 
das kommende Geſchäftsjahr nicht ungünſtige Ausſichten, da ſich doch — 
wenn auch langſam — die Erkenntniß Bahn bricht, daß hieſige leiſtungs— 
fähige Geſchäfte den ſogenannten Verſandtgeſchäften nicht nur gleich kommen, 
ſondern dieſelben auch noch um ein Weſentliches übertreffen. 

Der Umſatz in Zigarretten hat ſich gegen das Vorjahr auch etwas 
geſteigert, da namentlich die egyptiſchen Fabrikate mehr und mehr Liebhaber 
finden. Nicht unbedeutend macht ſich auch die Privatfabrikation von 
Zigarretten ſeitens der Konſumenten bemerkbar, welche demgemäß auch einen 
ſtärkeren Verkauf geſchnittener türkiſcher Tabake zur Folge hatte. 


17. Manufakturwaaren- und Leinenbranche. 


Einen nennenswerthen Auſſchwung hat die Manufakturwaaren- und 
Leinenbranche im letzten Jahre nicht erfahren, dagegen iſt die Nachfrage nach 
Konfektionsartikeln ziemlich ſtark geweſen. Baumwollgewebe haben eine 
Preisſteigerung von 5 %, Wolle und Seide eine Steigerung von 15 % 
erfahren. Im großen Ganzen iſt das Jahresergebniß kein günſtigeres als 
das des Vorjahres geweſen. Bedauerlich iſt es, daß immer noch ein großer 
Theil des beſſeren Publikums Stoffe und andere mit der Branche verwandte 
Artikel, infolge der Ueberfluthung durch Kataloge und Detailreiſende, aus 
Berlin und anderen Plätzen bezieht, trotzdem die hieſigen Geſchäfte ſowohl 
bezüglich der Preiſe als auch der Auswahl mindeſtens die gleiche Leiſtungs— 
fähigkeit beſitzen. Der Abſatz nach Rußland blieb in den Sommermonaten 
zurück, und zwar hat ſich dieſes während der Badeſaiſon in Cziechoczineck 
beſonders bemerkbar gemacht. Der Grund lag in der ſchwierigen Paß— 
erteilung der dortigen Regierung, wodurch es den Badegäſten daſelbſt 
unmöglich war, ohne legalen Paß nach Thorn zu kommen, während in den 
früheren Jahren die größte Coulanz ſeitens der Paßbehörden in Alexandrowo 
geübt wurde. In der zweiten Hälfte des Jahres hat ſich das Geſchäft nach 
Rußland gebeſſert, was beſonders den für den Verkehr günſtigen, Nachts von 
hier abgehenden D-Zügen zu verdanken iſt. Sehr vermißt wurde hier ein 
großer Theil der Beſitzer der Culmſee'er Gegend, welche infolge der ungünſtigen 
Bahnverbindung von Culmſee nach Thorn die für ſie angenehmere Verbindung 
nach Bromberg vorziehen. 


18. Seifenfabrikation. 


Wenn die Seifenfabrikation auch nicht gerade auf ein günſtiges Jahr 
zurückblickt, ſo iſt doch wenigſtens kein Rückgang zu verzeichnen geweſen. 
Die große Konkurrenz wirkte drückend auf die Preiſe, auch wurden ſeitens 
der Abnehmer meiſtens zu weit gehende Ziele in Anſpruch genommen. Trotz 
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hoher Preiſe der Rohprodukte wurden die Seifen von der auswärtigen Kon— 
kurrenz zu billigeren Preiſen als im Jahre vorher abgegeben. Die hieſige 
Fabrikation hat ſich faſt nur auf den Abſatz in der Stadt und in dem 
näheren Umkreiſe derſelben beſchränkt. Es wäre zu wünſchen, daß durch 
beſſere Dampferverbindung mit den Weichſelſtädten ſtromab ein größerer Ab- 
ſatz dahin ermöglicht würde. 


19. Honigkuchen, Honig, Wachs. 


Obwohl der Abſatz von Honigkuchen im Jahre 1895 ein bedeutenderer 
als in den verfloſſenen Jahren war, iſt der Reingewinn an demſelben im 
Verhältniß nicht der geweſen wie 1894, welchen Umſtand man wohl auf 
die ganz bedeutende Erhöhung des Honigzolles von 20 Mk. auf 36 Mk. 
zurückzuführen hat. Der Zoll trat bereits am 1. Juli in Kraft, und wenn 
er auch inſofern noch nicht den vollen Einfluß auf die Preiſe ausübte, als 
man infolge der Läger in deutſchen Freihäfen Honig noch zum alten Zoll— 
ſatze bis zum Schluſſe der Schifffahrt einführen konnte, ſo machte ſich doch 
bereits im April für die in Deutſchland lagernden Partien eine empfindliche 
Hauſſe bemerkbar. 

Der Preis für amerikaniſchen Honig im September differirte mit den 
Januarpreiſen um beinahe 20 Mk. pro Ctr. verzollt. Spaniſche Provenienzen 
waren infolge des Kampfzolles überhaupt nicht zu beziehen, und das Fehlen 
dieſer großen Quantitäten mußte die Preisſteigerung natürlich noch verſchärſen. 

Wohin dies führen ſoll, wenn die im neuen Zuckerſteuergeſetz vor— 
geſehene weitere Erhöhung des Zolls auf 45 Mk. pro 100 Klgr. beſchloſſen 
wird, iſt eine Frage, die ſich die reelle Honigkucheninduſtrie nicht zu beant- 
worten vermag. 

Die inländiſche Ernte war dieſesmal ſehr ergiebig. Es dürften ca. 
2200 Ctr. zu 32 bis 33 Mk. hier an den Markt gekommen ſein; das gleiche 
Quantum dürfte in amerikaniſchem Honig bezogen worden ſein, der ſich bei 
rechtzeitigem Eindecken mit 34 bis 39 Mk. frei hierher legen ließ. 

Die Mehlpreiſe blieben annähernd auf dem Niveau des Vorjahres, ein 
Umſtand, der bei der geſchilderten Marktlage des anderen Hauptrohſtoffs ſehr 
willkommen war. Der Preis für Wachs war im vorigen Jahre ein guter; 
es wurde 2,85 bis 3 Mk. pro Klgr. bezahlt. 


20. Bank- und Wechſel-Geſchäft. 
Der Cours der ruſſiſchen Noten war ſaſt während des ganzen Jahres 
von einer ſelten beobachteten Stetigkeit. 
Hervorgerufen wurde dieſelbe durch weitere, im Jahre 1894 begonnene 
Anordnungen des ruſſiſchen Finanzminiſters, und fie trug dazu bei, den ohne— 
hin geſunkenen Verkehr in ruſſiſchen Noten noch zu verringern. 
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Während ſonſt bei Schwankungen des Courſes Holzhändler und Futter— 
mittel-Importeure gegen ihre Bezüge aus Rußland Deckungen auf ſpätere 
Termine in ruſſiſchen Noten vornahmen, unterblieben dieſe im Berichtsjahre 
ſaſt ganz. 

Im Effekten-Geſchäft trat eine kleine Beſſerung ein, bewirkt durch Ver— 
käufe von Staatsanleihen und landſchaftlichen Pfandbriefen, aus Anlaß der 
erwarteten Convertirung. 

Courstabelle der ruſſiſchen Noten. 


222,20 


220,45 


219 219,60 219,45 
1.1. TI, aT 1.70. 1.7. 1.18. 1.19. 


21. Holzhandel. 


Im Jahre 1895 kamen nur 1270 Traften hier auf der Weichſel an, 
53 weniger als im Jahre 1894 und 499 weniger als 1893. Dieſe geringe 
Zufuhr iſt hauptſächlich eine Folge der ſchlechten Geſchäftslage von 1894. 
In 1894 hatte der Windbruch lähmend auf unſeren Holzhandel gewirkt, und 
die großen Verluſte, von welchen die Holzimporteure betroffen wurden, hatten 
ſie davon abgeſchreckt, ſich in große neue Unternehmungen für 1895 einzulaſſen. 
Jeder beſchränkte ſich ſoviel wie möglich auf ein kleineres Waarenquantum, 
darauf hoffend, daß die kleine Zufuhr einen leichten und rentirenden Abſatz 
des Holzes geſtatten werde. 

Aber die aus dem vorhergegangenen Windbruchjahre übrig gebliebenen 
Lagerbeſtände drückten vorerſt noch dermaßen auf das Geſchäft, daß es in 
den Monaten Mai bis Auguſt zu keinem rechten Abſatz kommen wollte. 
Nur einige wenige durch ihre feine Qualität hervorragende Rundholzpartieen 
wurden aus dem Markt genommen, während das Gros des Holzes hier und 
in Schulitz auf der Weichſel unverkäuflich umherſtand, allen Gefahren 
ausgeſetzt, welche die Waſſerverhältniſſe mit ſich bringen. Erſt mit dem 
Näherrücken des Herbſtes trat eine Beſſerung ein. Die vorjährigen Vorräthe 
waren inzwiſchen aufgebraucht worden, und die Schneidemühlen und ſonſtigen 
Conſumenten mußten zur Deckung ihres Bedarfes ſchreiten. Der Verkauf 
der Hölzer ging zum Schluſſe ſehr ſchnell von Statten und es ſtellte ſich 
heraus, daß die ſpät eingetretene Nachfrage nach Holz nicht in ihrem vollen 
Umfange befriedigt werden konnte. 


Die Preiſe ſtellten ſich in Folge der im Herbſte eingetretenen günſtigen 
Wendung beſſer als im Vorjahre und wurden bezahlt: 
1895: 1894: 
für Rundkiefern je nach Qualität 35—65 Pf. 2553 Pf. 
„ Rundtannen „ „ 1 36—48 „ 3040 „ | 
„ Rundelſen „ „ „ 4352 „ 3545 „I bro Cubik⸗ 
„ Mauerlatten 5, 6, 7“ ſtark 50-62 „ 40-52 | ſuß verzollt. 
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8, 9, 10“ „ 68—78 65. 75 
„eichene Schwellen 16/26 em ſtark 3,50 Mk. 3,35 Mk.] pro Stück 
„ kieferne * 1 ne RN 1,80 „ verzollt. 

Die im Jahre 1895 bei Schillno über die Grenze eingegangenen 
1270 Traften enthielten: 
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Kieferne Hölzer: Stück: 
Stück: 5122 Tramwanſchwellen 
394722 Rundkiefern 174870 Stäbe 
647012 Balken, Mauerlatten 103915 Blamiſer 
935065 Schwellen I und II 214790 Speichen 
341814 Sleepers 22213 Grubenhölzer 
Tannene Hölzer: 3619 Tiſchfüße 
19426 Rundtannen 9080 halbrunde Schwellen 
23553 Balken, Mauerlatten Verſchiedene Hölzer: 
Eichene Hölzer: 118035 Rundelſen 
7343 Rundeichen 2217 Rundeſchen 
136044 Rundſchwellen 1448 Rundeſchen 
44255 Plancons und Kanteichen 1546 Rundbirken 
19223 Kreuzhölzer | 91 Rundrüſtern 
280300 Schwellen I und II 1631 Rundweißbuchen 
12847 Weichenſchwellen 75948 Schock haſelne Bandſtöcke. 


22. Ziegeleien. 


Die Verſuche, eine Ziegelverkaufsſtelle für ſämmtliche⸗ Biegeleien des 
Kreiſes in Thorn zu bilden, um auf dieſe Weiſe den Konkurrenzkampf zu 
beſeitigen, mißlangen; deshalb blieben die Preiſe auf ihrem vorjährigen Niveau. 

Man ſchränkte die Fabrikation ein, da in Thorn nur wenig gebaut 
wurde. Die Städte Culmſee, Bromberg und Inowrazlaw, in denen eine 
rege Bauthätigkeit herrſchte, bildeten das Hauptabſatzgebiet für die hieſigen 
Ziegeleifabrikate. 

Allem Anſcheine nach werden wir einer langſamen, ſteten Preisbeſſerung 
entgegengehen, zumal die Beſtände auf ſämmtlichen Ziegeleien Ende 1895 
nur noch ſehr gering waren. 


Es notirten 


Hintermauerungsziegel (Schluff) 16 — 16½½ — 17½́ — 18 Mk. 
8 „ (Thon) 20 — 21 22 23. ER 
Klinker 25 1 
Verblender 28 30 1 


per 1000 Stück ab Ziegeleien. 
Nach Drainröhren und Feldſteinen war wenig Nachfrage. 


23. Leder und rohe Häute. 


Die Preiſe von Leder und rohen Häuten waren im Berichtsjahre jo 
großen Schwankungen unterworſen, wie ſie ſeit einem Menſchenalter nicht 
vorgekommen ſind. 


Leder ging von Mai ab an den Stapelplätzen ſprungweiſe in die Höhe. 
Die Steigerung erreichte im September den Höhepunkt mit ca. 40 bis 80 9% 
und mehr Aufſchlag gegen die Preiſe Anfang des Jahres. Von da ab trat 
vollſtändige Kaufunluſt hervor und die Preiſe am Jahresſchluß ſind nur 
etwa 10 bis 20 % höher als am Beginn des Jahres. 


In der Provinz waren die hohen Preiſe nicht durchzuſetzen. Die 
Conſumenten waren äußerſt zurückhaltend in ihren Ankäufen, die Händler 
beſchränkten ſich darauf, ihre alten billigen Vorräthe loszuſchlagen, ſo daß die 
Meiſten wohl mit einem ſo kleinen Lager in den Herbſt gingen, wie noch 
niemals. Dieſe geringen Beſtände laſſen erwarten, daß das Geſchäft im 
neuen Jahr ein lebhaftes wird und daß die Preiſe ſich mindeſtens halten, 
wenn nicht gar eine kleine Wendung nach oben nehmen werden. 


In rohen Rindhäuten waren die Schwankungen am größten. 
Die Steigerung betrug faſt 100 %, die freilich am Jahresſchluß faſt voll- 
ſtändig verloren gegangen war, d. h. die Preiſe waren Mitte December auf 
die Hälfte der größten Hauſſe gegangen. Als Illuſtration kann dienen, daß 
für eine Partie Rindhäute, die mit 40 ½ Pfg. frei Seehafen nach Frankreich 
verkauft war und wegen verſpäteter Ankunft nicht abgenommen wurde, Mitte 
December 20 Pfg. für das Pfund geboten wurde, ebenfalls frei Seehafen. 
Ende December trat etwas Nachfrage ein, ſo daß wohl auf eine kleine 
Steigerung gerechnet werden darf. Nicht ganz jo arg war es mit Roß— 
häuten, die von 12 auf 18 Mk. gingen und mit 12 Mk. ſchließen, und 
Kalbfellen, die von 3 Mk. bis auf 4,20 Mk. ſtiegen und mit ea. 3 Mk. 
schließen. Für Ziegen- und Haſenfelle blieben die Preiſe unverändert, 
Schaffelle gingen von etwa 35 Mk. am Anfang des Jahres bis auf etwa 
45 Mk., waren aber am Schluß kaum zu 35 Mk. zu verkaufen. 
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24. Drogen. 

Im Allgemeinen verlief das Geſchäftsjahr 1895 ähnlich dem verfloſſenen 
Jahre 1894. 

Der medieiniſche Theil des Drogenfaches hat durch die Kranken— 
verſicherungs- und Unfall-Geſetzgebung eine bedeutende Einbuße erlitten, da 
den arbeitenden Klaſſen faſt ausſchließlich freie Arzeneien, ſelbſt die einfachſten 
Hausmittel und Verbandſtoffe ꝛc. unentgeltlich verabreicht werden, deren 
Lieferung gänzlich das Monopol der Apotheke iſt. 

Die Heranſchaffung ſchwerer techniſcher Drogen, Chemikalien und Erd— 
farben hatte während des Sommers 1895 durch den ſo niedrigen Waſſerſtand 
ſämmtlicher Flüſſe Deutſchlands große Schwierigkeiten und Verzögerungen 
zur Folge, welche das Geſchäft nicht unerheblich ſtörten. 

Gegen Ende des Jahres erfuhren Campher, Milchzucker, ſämmtliche 
Weinſteinpräparate und Glycerin bedeutende Preisſteigerungen, letzteres wegen 
der vermehrten Verwendung für Dynamit und in Induſtrieen aller Art. 


25. Nlaſchinenbau. 


Die Lage der Maſchinenfabrikation hat ſich gegen die letzten Gejchäfts- 
jahre, trotz des deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages um Nichts gebeſſert; auch 
hat ſich das Geſchäft mit der inländiſchen Landkundſchaft nicht gehoben, 
ſondern im Gegentheil verſchlechtert und zwar dadurch, daß nicht allein der 
kleine Landmann, ſondern auch die Großgrundbeſitzer einen noch längeren 
Credit als früher (2 bis 3 Jahre und mehr) bei gedrückten Preiſen beanſpruchen, 
wodurch das Geſchäft ungemein erſchwert wird. 

Im Allgemeinen ſind die einzelnen Betriebe gut beſchäftigt geweſen, 
ſo daß bemerkenswerthe Arbeiterentlaſſungen zum Winter nicht ſtattgefunden 
haben. 


26. Stabeiſen, Eiſenwaaren und Metalle. 


Nachdem wir über dieſen Geſchäftszweig in den letzten fünf Betriebs- 
jahren von ſtetigen Preisrückgängen zu berichten hatten, iſt endlich mit dem 
Frühjahr 1895 eine Wendung zum Beſſeren eingetreten, die auch dem hieſigen 
Handel in Stabeiſen, Eijemvaaren ꝛc. zum Vortheil gereichte. Der deutſch— 
ruſſiſche Handelsvertrag, welcher ſich ſchon im Vorjahre in ſeinen Folgen im 
Allgemeinen und insbeſondere auf die Eiſen-Induſtrie Oberſchleſiens durch 
einen größeren Abſatz nach Rußland günſtig äußerte, verfehlte ſeine Wirkung 
auch in dieſem Jahre nicht. 

Die Feſtigkeit des Marktes, welche in erſter Reihe in den Preiserhöhungen 
für rheiniſch-weſtfäliſche und oberſchleſiſche Walzwerksfabrikate zum Ausdruck 
kam, erhielt durch einen regen Export und durch dauernde ſtarke Nachfrage 
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im Inlande eine weitere kräftige Unterſtützung. Die vollbeſchäſtigten Walz⸗ 
eiſen- und Trägerwerke konnten, durch Verbände geeinigt, auch im Verlaufe 
des Jahres die im Frühjahr begonnene Preisaufbeſſerung fortſetzen. Am 
Schluſſe des Berichtsjahres hatten ſich die Preiserhöhungen auf alle gröberen 
Artikel der Eiſen- und Eiſenwaarenbranche erſtreckt, und die folgende 
vergleichende Aufjtellung zeigt recht erhebliche Steigerungen gegen die Preiſe 
des Vorjahres. er 
Es galten am Schluſſe des Berichtsjahres folgende Preiſe per 100 kg 
frei Bahnhof Thorn: N 
für Stabeiſen 13,50 Mk. gegen 11,50 Mk. im Vorjahr 
„ Trägereiſen 13,00 „ „ 11,00 „ 


„ Grobbleche 16,00 „ „ 14,00 „ „ 5 
ee 1650 „ „ 1400 „ 3 
„ Drahtnägel 16,00 „ „ 14,75 „ „ * 


„ Eiſendraht 15,50 „ „ 14,25 „ „ 5 2 

Die Preiſe für Rohzink, Zinkbleche, für Blei- und Kupferſabrikake 
waren im Laufe des Jahres Schwankungen unterworfen, nahmen aber gegen 
Schluß deſſelben eine ſteigende Tendenz an. Die Notierungen für Zinn 
gingen dagegen zurück. Der Umſatz hierin, als wie auch in den übrigen 
vorerwähnten Metallen war am hieſigen Platze ein regelmäßiger. 

Wenn auch der Kleinhandel bei der verhältnißmäßig geringen Bau— 
thätigkeit am hieſigen Platze und der hieſige Großhandel in Folge des 
ſtarken Wettbewerbes der Concurrenzplätze Danzig und Bromberg über 
größere Umſätze nicht zu berichten hat, ſo kam doch die Feſtigkeit des 
Marktes, die allgemeine Preisaufbeſſerung, auch den hieſigen Händlern der 
Stabeiſen- und Eiſenwaarenbranche zu ſtatten. 

Daß auch unſer Geſchäftszweig durch die neue Bahnlinie Schöniee- 
Culmſee-Fordon-Bromberg eine große Einbuße an Kunden aus den Kreiſen 
der Landwirthſchaft erlitten hat, haben wir bereits in unſerem vorjährigen 
Bericht erwähnt. Es wäre zu wünſchen, daß dem hieſigen Handel durch 
Erweiterung der Ufereiſenbahn und durch Ermäßigung der e 
die ſeit Jahren angeſtrebte Unterſtützung zu Theil wird. 

Im Verkehr mit Ruſſiſch-Polen iſt für den hieſigen Stabeiſen- und 
Eiſenwaarenhandel, der ſchon ſeit Jahren wegen Unſicherheit der dortigen 
Creditverhältniſſe ſeine Verbindung mit dem Nachbarlande aufgegeben hat, 
keine Aenderung eingetreten. 


27. Kohlen. N 


Auch in dieſem Jahr hat das Kohlen -Geſchäft am hieſigen Platz in Bezug 
auf Umſatz und Preislage keine weſentliche Veränderung gegen die Vorjahre erfahren, 
h 8 
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Wie wir bereits in unſern früheren Berichten erwähnten, verfügen zwei 
Berliner Großhändler ſchon ſeit mehreren Jahren über den größten Theil der 
oberſchleſiſchen Kohlenproduktion und glauben wir in unſerer Annahme nicht 
jehl zu gehen, daß die ſeit ca. 6 Jahren nur wenig veränderte hohe Preis- 
lage für oberſchleſiſche Kohlen einzig und allein auf den Einfluß dieſer beiden 
Firmen zurückzuführen iſt. 

Der Eingang an oberſchleſiſchen Kohlen auf den Bahnhöfen Mocker, 
Thorn⸗Hauptbahnhof und Thorn-Uferbahn dürfte den Vorjahren entſprechend 
auf ca. 700000 Ctr. anzunehmen ſein und vertheilt ſich dieſes Quantum 
hauptſächlich auf die gröberen Sortimente, auf Stückkohlen zur Keſſelfeuerung, 
Würſel⸗ und grobe Nußkohlen zum Hausbrand und zum geringeren Theil 
auf kleine Nuß- und Grieskohlen für den Ziegelei und andere Fabrikbetriebe. 


Bei dem gleichmäßig andauernden normalen Winter nahm das Kohlen— 
geſchäft in Heizkohlen für unſere Händler unbehindert durch Störungen im 
Bahnverkehr und Grubenbetrieb, bei gedrückten Verkaufspreiſen, einen ruhigen 
Verlauf. 

Die Preiſe ſtellten ſich für oberſchleſiſche Kohlen in Prima Marken 

für Stück, Würfel- und Nußkohlen auf circa 80 Pfg. pro Ctr. 

für Grieskohlen e 
ſrauco Waggon Thorn-Uferbahn, im Winter durchgängig mit dem üblichen 
Zuſchlag von 2 Pfennigen. 

Der Bezug engliſcher Kohlen auf dem Waſſerwege nach Thorn, der 
ſich wie in den früheren Jahren auf Maſchinenkohlen für Keſſelſeuerung, 
Nußkohlen steam small für Ziegeleizwecke, Nußkohlen für Schmiedezwecke und 
Gaskohlen beſchränkte und ſich auf ca. 40000 Ctr. bezifferte, war gegen das 
Vorjahr etwas geringer. Der Import engliſcher Kohlen, insbeſondere von 
Maſchinentohlen und Ziegeleikohlen, die ſich gegen die Preiſe oberſchleſiſcher 
Kohlen frei Uferbahn Thorn um 8 bis 10 Pfg. pro Ctr. billiger ſtellen, 
würde größer geweſen ſein, wenn den hieſigen Händlern und Konſumenten 
für den Waſſerbezug in Kahnladungen größere gegen Hochwaſſer geſchützte 
Lagerplätze am Weichſeluſer zur Verfügung ſtänden. 

Die hieſige Gasanſtalt deckte ihren Bedarf in Gaskohlen ca. 80 000 Ctr. 
zur Hälfte in engliſchen und zur Hälfte in oberſchleſiſchen Kohlen. 

Es ſtellten ſich frei Kahn Thorn 

ſchottiſche Maſchinenkohlen ca. 70 Pfg. pro Ctr. 
engliſche Ziegeleikohlen steam small „ 5I „ „ 
engliſche Schmiedekohlen, geſiebte „ 80 „ „ „ 
" „ ungeſiebte een 
„ Gaskohlen One, 
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28. Kurzwaaren. 

Das Geſchäftsjahr der Kurz-, Weiß-, Strumpf und Poſamenten— 
branche hat ſich nicht günſtiger geſtaltet als im vorigen Geſchäftsjahr. 

Der Umſatz iſt etwas größer geworden, jedoch der Nutzen hat ſich 
durch die große Concurrenz bedeutend verkleinert. 

Das Grenzgeſchäft mit Polen war kein beſonders gutes, da nur ver— 
einzelt Legitimationskarten verabreicht wurden, und Päſſe den Conſumenten 
zu theuer kommen, um hier ihre Einkäufe zu beſorgen. 


29. Holz-Schneidemühlen. 


Das Holzgeſchäft entſprach nicht den Erwartungen. Die im Vorjahr 
durch den Windbruch auf den Markt geworfenen bedeutenden Holzmengen 
machten ſich auch in dieſem Jahre zum Nachtheile der Geſchäftslage 
bemerkbar. Geflößte Hölzer wurden von hieſigen Mühlen 17674 kieferne 
und 626 diverſe andere Rundhölzer verarbeitet. Mauerlatten wurden 
23530 Stück angekauft. Es beträgt dies Quantum ca. 4 % des 
geſammten hier eingegangenen Holzmaterials. Die erzielten Preiſe für die 
Holzprodukte deckten kaum die Selbſtkoſten. Der Abſatz der hieſigen Mühlen 
beſchränkt ſich von Jahr zu Jahr mehr auf den Ort und die nächſte 
Umgebung und iſt deshalb von der Bauthätigkeit abhängig. Abſatz nach 
Berlin, Sachſen ꝛc. war ſehr gering, da die dort gezahlten Preiſe nur wenig 
höher waren als hier am Orte und die Waare die Fracht daher nicht zu 
tragen im Stande war. Der Beſtand auf einigen Mühlenplätzen (beſonders 
in Brettern) iſt noch recht bedeutend. Durch die oſtpreußiſchen Mühlen, die 
meiſtens im Walde ſchneiden, daher das Holz in nächſter Nähe haben und 
deshalb ſehr billig arbeiten können, wird den hieſigen Mühlen ſtarke Concurvenz 
gemacht. An Preiſen wurden erzielt: 


Für Balkenholz 10 Meter und darüber. . .. 35 bis 40 Mk. 
" 1 Unter 10 Meer , 
1 Dachverbandhölzer dd . 0:00 0: 

Für Bohlen und Bretter: 
Stärke: I. Cl. II. Cl. III. C.. 


80 mm 44 bis 46 Mk., 38 bis 42 Mk., 30 bis 34 Mk. 
66 „ 44 „ 46 38 „ 42 „ 30 86 
ve „ ee Re 


1 D 42 „ 48 „ Hrn ı -Plbnire 
„ = 3u 77 48 2 5 88 A u 341 „ 
1 3 a 28 „ 30 „ 
. 


ee ee, eee e e 
Alles pro Cubikmeter frei Bauſtelle Thorn Waggon oder Schiff. 
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Die aus Rußland und Galizien die Weichjel ſtromabwärts kommenden 
Hölzer werden von Jahr zu Jahr theurer, die Preiſe für Schnittwaaren 
machen aber die Steigerung nicht mit. In Folge deſſen können die hieſigen 
Mühlen nur dann wieder in Aufſchwung kommen, wenn die jetzt nicht upbe⸗ 
deutenden Unkoſten an Bewachung, Auswaſchen, Anfahren und Verladung der 
Hölzer verringert werden. Dies kann aber nur durch Anlage eines Holz— 
hafens mit einem Anſchlußgeleiſe, der die Anlage von Mühlen in unmittel⸗ 
barer Nähe geſtattet, jo daß die Hölzer direkt aus dem Waſſer zur Wer: 
arbeitung gelangen, erreicht werden. Zur Zeit herrſchen hier ſehr traurige 
Zuſtände. Die Bewachung der gekauften Hölzer iſt, da die Traften wegen 
der Verzollung nicht an dem gegenüberliegenden, ſehr günſtigen Ufer, befeſtigt 
werden dürſen, ſondern bis zur Zeit des Auswaſchens oberhalb der Brücke 
verbleiben müſſen, ſehr theuer und umſtändlich. Auch das Auswaſchen und 
die Abfuhr der Hölzer nach den Mühlen, iſt auf dem für die hieſigen fünf 
Mühlen zur Verfügung ſtehenden Platz mit vielen Schwierigkeiten verknüpft, 
da derſelbe viel zu klein iſt und höchſtens zwei Traften zu gleicher Zeit 
bequem anlegen und auswaſchen können. Es kommt im Herbſt vor, da die 
Hölzer möglichſt lange im Waſſer liegen bleiben müſſen, um ein Blauwerden 
zu verhüten, daß nicht nur ſämmtliche hieſigen Schneidemühlen auf einmal 
auswaſchen müſſen, ſondern daß ſich hierzu ſogar noch auswärtige Firmen 
geſellen, die ebenfalls ihr hier gekauftes Holz aus dem Waſſer bringen müſſen 
um es dann per Uferbahn oder ſonſtwie zu verladen. Die Zuſtände, die 
dann eintreten, beſonders wenn das Wetter noch ungünſtig, ſpotten jeder 
Beſchreibung und können nur dazu beitragen das Holzgeſchäft in Thorn zu erſchweren. 
Ferner iſt die Verladung der Hölzer auf der Uferbahn zuweilen recht umſtändlich. 
Die Wagen zur Holzverladung werden wegen Platzmangel meiſtens zwiſchen 
andere noch in Entladung befindliche Wagen geſtellt. Zur Holzverladung 
iſt in vielen Fällen aber nöthig, daß der Waggon auch von der ſchmalen 
Bordſeite zugängig iſt, was auf der Uferbahn aber nur ſelten zu erreichen iſt. 
Für das Holzgeſchäft in Thorn iſt der Holzhafen eine Lebensfrage. 


30. Baumaterialien. 


Ueber die Lage des Baumaterialien-Geſchäfts können wir auch in dieſem 
Jahre nichts günſtiges berichten. 

Die Bauthätigkeit beſchränkte ſich in der Hauptſache, nachdem die 
Canaliſations- und Waſſerleitungsbauten als beendigt anzuſehen ſind, auf 
einige ſiskaliſche Bauten, auf den Bau der Gefrieranlage, der Garniſonkirche 
und auf den mehrerer Privathäuſer auf der Bromberger Vorſtadt. 

Sowohl in der Innenſtadt wie auch auf der Bromberger Vorſtadt 
fand ein ſtarkes Angebot von leer ſtehenden Wohnungen ſtatt. Da jedoch 
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die Nachfrage den neuen zeitgemäß eingerichteten Wohnungen auf der 
Bromberger Vorſtadt den Vorzug gab, jo ſanken die Mietswerte in der Innen— 
ſtadt erheblich, eine große Anzahl von Wohnungen ſtanden leer und fehlte 
aus dieſem Grunde jede Auregung zu einer größeren Bauthätigkeit. Außer 
einigen Ergänzungsbauten hatte die Innenſtadt auch nicht einen einzigen 
größeren Neubau aufzuweifen. Unter dem Druck dieſer Verhältniſſe hatten ſowohl 
die Bauhandwerker wie auch die Baumaterialienhändler zu leiden, es fehlte 
den erſteren ausreichende Beſchäftigung, bei den letzteren machte ſich gegen die 
Vorjahre ein erheblicher Rückgang im Umſatz der wichtigſten Artikel dieſer 
Branche bezw. in gebranntem Stückkalk, Portlandcement ꝛc. ꝛc. geltend. Auch 
in den übrigen in Frage kommenden Baumaterialien war im gleichen 
Verhältniß die Nachfrage eine geringere. Die hieſige Mörtel- wie auch die 
hieſige Cementkunſtſteinfabrik berichtet ebenfalls über eine gegen die Vorjahre 
weſentlich geringere Produktion. Die Culmſee'er Dachpappenfabrif fand, da 
die Bauthätigkeit in Culmſee und Umgegend eine rege war, auch in dieſem 
Jahre für ihre Erzeugniſſe einen befriedigenden Abſatz. 

Da Handel und Gewerbe an unſerm Platz andauernd im Rückgang 
begriffen iſt, ſo ſind die Ausſichten für die Baumaterialien-Branche, wenn 
nicht ein Umſchwung zum Beſſern eintritt, wenig hoffnungsvoll. 


Innere Angelegenheiten der Handelskammer. 


Die Handelskammer erledigte im Jahre 1895 in 23 ordentlichen 
Sitzungen (16 im Vorjahre) und in einer außerordentlichen Sitzung 338 
Vorlagen gegen 316 im Jahre 1894. 

Die außerordentliche Sitzung fand am 14. Februar ſtatt; in derſelben 
nahm die Handelskammer Stellung zu dem Reſkript des Herrn Miniſters 
für Handel und Gewerbe, betreffend die Neuordnung der Handelskammern; 
den betreffenden Verhandlungen wohnte Herr Regierungs-Präſident v. Horn bei. 

Das Journal weiſt 662 Nummern auf gegen 690 im Vorjahre. 

Gutachten, erfordert theils an Behörden, theils an Sachverſtändigen, 
ſind 35 abgegeben. 

Am 26. Juni legte Herr Stadtrath Kittler ſein Mandat als Handels 
kammermitglied nieder. 25 Jahre hat Herr Kittler der Handelskammer ange— 
hört und in derſelben eine ſegensreiche Thätigkeit entfaltet. Die Handels- 
kammer hat ihm ihren beſonderen Dank ausgeſprochen. 

Auf Grund des 8 16 des Geſetzes über die Handelskammern vom 
24. Februar 1870 ſchieden am Schluſſe des Jahres aus die Herren Emil 
Dietrich, G. Fehlauer, Carl Matthes und M. Schirmer. 

In der am 9. December ſtattgefundenen Wahl wurden die ausjcheiden- 
den Herren wiedergewählt und an Stelle des Herrn Kittler Herr H. Löwenſon 
neugewählt. 

Am 1. Januar 1896 trat der neugewählte Sekretär, Herr Dr. Stoy, 
früher 2. Sekretär an der Handelskammer für das Herzogthum Braunſchweig, 
ſein Amt an. Leider war ſeine Thätigkeit, die eine recht ſegensreiche für 
die Handelskammer zu werden verſprach, nur von kurzer Dauer, da er krank— 
heitshalber gezwungen wurde, ein milderes Klima aufzuſuchen. Er befindet 
ſich jetzt zur Wiederherſtellung feiner Geſundheit in Davos. 


Statiltik. 


UNachweiſung 
über den telegraphiſchen Verkehr der Telegraphenanſtalten des Kreiſes Thorn 
und derjenigen des Kreiſes Brieſen (Wpr.), welche früher zum Kreiſe Thorn 


gehört 
Uame 
der 
Grelegraphen-Anfalt. 
Culmſee. 


Elgiszewo 
Gremboczyn 
Heimſoot 
Leibitſch. 
Moder . 

. Nawra . 
Neugrabia . 
Oſtaszewo 
Ottlotſchin . 
Papau 
Benfau . 
Podgurz. - 
Roßgarten . 
Rynsk 8 
Schillno 
Schönſee (Wpr.) 1 
Schönſee (Wpr.) 2 

0 Schönwalde (Kr. Thorn) 
Schwirſen (Wpr.). 
Siemon. 5 
Swierzynto . 
Thorn Tel.-Amt . 
Thorn 2 (Bahnhof) . 
Thorn 3 (Brombg. Vorſt.) 

Zuſammen 


haben, für das Jahr 1895. 
Bei der Anſtalt ſind: 


Telegramme 


Telegramme aufgegeben — — 


inländiſche ausländiſche 


Stück. Stück. 


ausländiſche) 
Stück. 


(inländiſche u. 


1 

& 

F 

5 
Eröffnet am 
9. 8. 1895. 


Eröffnet am 
12. 7. 1895. 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Thorn 1 für 1895. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene gewöhnliche und eingeſchriebene Brieſſendungen. 
1382316 Stück. 5 
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a. Briefe 

b. Poſtkarten 436410 
c. Druckſachen 449 566 
d. Waarenproben . 23426 
e. Portofreie Briefjendungen 261508 


Insgeſammt 
2553 226 Stück. 


* 


* 


* 


II. Aufgegebene gewöhnliche und eingeſchriebene Brieſſendungen. 


a. Briefe 

b. Poſtkaxten 380406 
c. Druckſachen . 325 368 
d. Waarenproben . 24934 
e. Portofreie Brieſſendungen 149214 


B. Packet- und Geld— 


1582932 Stück. 


4 Insgeſammt ' 
2462854 Stück. | 


* 


Verkehr. 


Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 


1 

a. Packete ohne Werthangabe 
„ nt 8 
0 


II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 


206 752 Stück. 
2709 
„Briefe u. Käſtchen mit Werthangabe 11176 


„ mit 1335087 Mk. 
6973824 „ 


1 * 


99043 Stück. 


mt 1 1501 „ mit 3336723 Mk. 5 

c. Briefe u. Käſtchen mit Werthangabe 9045 „ „ 10 104 264 „ | 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 

J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 1 

a. Nachnahmepackete 11499 Stück. 

b. Nachnahmebriefſendungen . 8280 „ 

c. Gejammtnachnahmebetrag . 197 790 Mk. 


II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmepackete 
b. Nachnahmebrieſſendungen. 
c. Geſammtnachnahmebetrag 


11210 Stück. 
8569 
97301 Mt, 


* 


I. Eingegangene Poſtauſträge 


II. Aufgegebene Poſtaufträge 2928 Stück. 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 105 740 Stück über 6480 421 Ml. 
II. Ausgezahlte 5 98687 „ „ 5333351 
F. Zeitungs-Verkehr. 

J. Beim Verleger beſtellte 

Zeitungsexemplare .. 4044 Stück. 
II. Abgeſ. Zeitungsnummern 1102 577 „ 
III. Eingegangene Exemplare 1858 „ 
IV. 2 Zeitungs— 

Riener! 469 021 „ 
V. Abgeſ. außergewöhnliche 

Zeitungsbeilagen .. 44043 „ 


D. Poſtauftrags-Verkehr. 


darunter 242 Stück zur Accept-Einholung. 


G. Reiſe-Verkehr. 
Zahl der mit den Poſten abgereiſten Perſonen 288. 


9976 Stück über 1148612 Mk., 


" 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts 2 in Thorn (Bahnhof) für 1895. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene gewöhnliche und eingeſchriebene Brieſſendungen. 
b 31616 Stück. 
o 10 270 „ a 
e. Druckſachen . 7540 „ Iusgeſammt 
d. Waaren proben 280. „ | 100880 Stüd. 
e. Portofreie Brieſſendungen . 51324 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
CCW RER 571 5:2 
Ppotarten ymupin, 72384 „ | 
. Druckfachen 331902 „ Insgeſammt 
d. Waarenproben 90 „ | 437918 Stück. 
e. Portofreie Briefſendungen . 19838 „ 
B. Packet- und Geldverkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 18 350 Stück. 
mit 5 mit 4128 
C. Briefe „ 5 2538 „ „ 908 559 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 4527 Stück. 
mit 5 35 „ mit 15960 Mt. 
0. Briefe „ 1 199 „ „ 99500 „ * 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmepackete . 388 Stück N 
b. Nachnahmebriefſe - - 3 | mit 17914 Ml. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmepackete 30 Stück - 
b. Nachnahmebrieſe . . 5 30 Ml. 
D. Poſtauftrags-Verkehr. 
I. Eingegangene Poſtaufträge 45 Stück mit 8 569 Mk. 


IE 


Aufgegebene 2 * 
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E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
I. Eingezahlte Poſtanweiſungen 3669 Stück über 102 138 Mk. 
II. Ausgezahlte 7 5127 „ 85752 
F. Zeitungs-Verkehr. 
J. Durch Vermittelung des Poſt— 
amts beſtellte ruſſiſche Zeitungen 30 Exemplare mit 8000 Nummern. 
II. Eingegangene Zeitungen 241 5 „ 60 793 
G. Durchgangs-Verkehr. 
Umgearbeitete (Durchgangs-) Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 1049 704 Stück. 


* 


* 


F 5 20586 „ mit 11816364 Mk. 
c. Brieſe „ 1 77334 „ „ 46 800 556 „ 


Das Poſtamt iſt Vermittelungs-Poſtanſtalt für den deutſch⸗ruſſiſchen 
Fahrpoſtverkehr (Polen und Südrußland). 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts 3 in Thorn (Bromberger Vorſtadt) für 1895. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und angeſchrichene 
l Briefſendungen. 
„ Mrieſle 147 788 Stück 
aon 26936 „ Insgeſammt 
A 48 776 „ 224822 Stück. 
d. Waarenproben . 1852. „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
6 — » 117 
b. —ͤ 20514 5 | Snsgefammt 
Fee 8450 „ 144040 Stück. 
d. Waarenproben 364 „ 
B. Packet- und Geld-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 24032 Stück. 
b. Briefe mit 1 680 „ mit 1145800 Mk. 
C. Packete „ 6 159 „ 1 18 285 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 9201 Stück. 
b. Briefe mit 5 359 „ mit 156524 Mk. 
c. Packete „ 1 18 6 16800 „ 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmebrieſe 777 Stück. 
b. Nachnahmepackete 1840 „ 
c. Nachnahmebetrag 31404 Mark. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmebriefe „ 104 Stück. 
b. Nachnahmepackete . 3 


c. Nachnahmebetrag. 


D. Poſtauftrags-Verkehr. 
J. Eingegangene Poſtaufträge. 
a. Zur Einziehung von Geldbeträgen 566 Stück über 32 140 Mk. 
b. Zur Aecepteinholung E 
II. Aufgegebene Poſtauſträge 9 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 

J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 10821 Stück über 437656 Mk. 
II. Ausgezahlte 4 9563 „ „ 397 049 

F. Zeitungs- Verkehr. 
J. Eingegangene Zeitungsexemplare 336 Stück. 
II. 5 Zeitungsnummern 101312 „ 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Mocker (Weſtpr.) für 1895. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 

a. Briefe . 80288 Stück. 

b. Poſtkarten 23 764 „ | 8 

c. Druckſachen . 23712 „ Insgeſammt 

d. Waarenproben . 338 „ | 131612 Stück. 

e. Portofreie Briefſendungen 4510 

II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Briefe | 58604 Stück. 

b. Poſtkarten 16900 „ | 85 

e. Druckſachen . 4056 „ Jusgeſammt 

d. Waarenproben . wor 83 798 Stück. 

e. Portofreie Brifendunge 3874 


. Packet- und Geld— Verkehr 

J. Eingegangene 3 und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 6811 Stück. 
b. Briefe mit * 359 „ mit 274635 Mk. 
c. Packete „ * N „ 37000 2 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 4186 Stück. 
b. Briefe mit x 184 „ mit 324576 Mt. 1 
c. Packete „ x 2 „ 1000 „ 

C. Poſtnachnahme-Verkehr. 

I. Eingegangene portopflichtige und portofreie Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme Briefe. 1283 Stück. 
b. „ Packete 963 „ 
0. 8 Betrag 24706 Mk. 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Nachnahme -Briefe. 208 Stück. 
b. 5 Packete TR: < 
0. 5 Betrag 936 Mt. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 


J. Eingegangene Poſtaufträge 407 Stück über 20 350 Mk. 
II. Aufgegebene 899 

E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 5592 Stück über 177958 Mk. 
II. Ausgezahlte = 50011 „ 196254 


F. Zeitungs-Verkehr. 
I. Eingegangene Zeitungs-Exemplare 273 Stück. 
Zeitungs-Nummern 60 160 


II. 


N 


Uachweiſung | 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Podgorz für 1895. 


A. Brief-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 


1 
Briefſendungen. 
a. Briefe. 129 532 Stück. 
b. Poſtkarten 26078 „ 
c. Druckſachen . 26 650 „ 
d. Waarenproben . 936 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Briefe. 111228 Stück. 
b. Poſtkarten 27 300 „ 
c. Druckſachen . 3224 „ 
d. Waarenproben . 936 „ 
B. Packet- und Geld-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 11442 Stück. 
b. Briefe mit * 9 
c. Packete „ — 9 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 4705 Stück. 
b. Briefe mit 5 91 r 
©. Packete „ * a 43 „ 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmebriefe 318 Stück. 
b. Nachnahmepackete . 9 
c. Nachnahmebetrag. 10917 Mark. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahmebriefe 159 Stück. 
b. Nachnahmepackete . 9 
c. Nachnahmebetrag . 647 Mark. 
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D. Bojtauftrags-Berfehr. 


Stück. 
D 
" 

Verkehr. 

Stück über 356 291 
B „ 300 106 


J. Eingegangene Poſtaufträge. 
a. Zur Einziehung von Geldbeträgen 213 
b. Zur Accepteinholung - 
II. Aufgegebene Poſtaufträge 16 
E. Poſtanweiſungs 
J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 6250 
II. Ausgezahlte „ 7 141 
F. Zeitungs-Verkehr— 
J. Eingegangene Zeitungsexemplare 255 Stück. 
II. 7 Zeitungsnummern 68 848 


Mk. 


Uachweiſung 


der im Jahre 1895 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 
verladenen Güter. 


Bezeichnung der Güter. 


A. Eingang. 


Lumpen 


Soda . 


3. Farbholz . 

. Salpeter-, Salz 0 Schweſelſure 
Roheiſen . 

. Andere unedle Metalle 

. Verarbeitetes Eiſen . 

. Cement, Kalk. RENT 
9. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide 
Flachs, Hanf, Heede, Wera . 

. Weizen. 

Roggen 

3. Gerſte . 

Anderes Getreide und Hülſenfrüchte 
. Oelſaat 

3. Kartoffeln. 

Obſt, friſches und getrocknetes 

. Gemüſe und Pflanzen. 

Glas und Glaswaaren 


20. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk 


Rohes Nutzholz. 
Brennholz (Kloben). 
3. Faſtage 

24. Holzwanren und Möbel 
5. Inſtrumente, Maſchinen und Maſchinentheile 


a 1 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


Tonnen Tonnen 


à 1000 Kilogr. à 1000 Kilogr. 


SR NR Wen ER KERr 37 — 
e vos ea RNRTRENN, 126 re 
11... . PERE Drae Malle pr 239 Pe 
29. Fiſche, Heringe 3 1213 2 
30. Mehl und Mühlenfabrikate n 402 10 995 
/ ĩ DT its 397 — 
T 1 36 * - 
33. Kaffee, Hafer ſurrogat, Cocas ee 341 — 
ier Melaſſe yr 652 Er 
/ Bear 2 — 
36. Fette Oele und Fetten. . 527 
37. Petroleum und andere Mineralöle. 754 5 
38. Steine und Steinwaaren . 55 1805 
// RR Ze a 3 683 
cc EB 50 — 
41. Theer, Pech, Harze aller Art, Asphalt .. 102 
42. Mauerſteine und Flieſen aus Thon, Dach- 
ziegel und Thon röhren 56 . 
43. Wolle, roh,. N 5 a 
44. Alle ſonſtigen Gegenſtände e e 876 770 
B. Abgang. 

r reg — 12 

„ ee ER 190 — — 
r Sa a 4 = 

4. Robeiin . .. TIEREN TE 60 er 

5. Andere unedle Metalle. . — 12 

6. Verarbeitetes Eiſen aller Arte... 3 201 

emen Kalk. 5 1422 = 

8. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide BEN 22 28 
BR ei, — 230 
10. Roggen .. . - 976 | 


BE er ARE — 452 


gezeichnung der Güter. 


Tonnen 


a 1000 Kilogr. 


2. Gerite . 
3. Anderes Getreide 10 Hülſenfrüchte 


. Oelſaat. 
Obſt, friſches und geltocknetes 


z. Glas und Glaswaaren 
7. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk 


. Bebeiltes Nußbolz . 


9. Geſägtes 5 
20. Faßdauben 


. Grubenpfäble. 


22. Faſtage FF 
23. Inſtrumente, Maſchinen und Maſchinentheile 


Branntwein 


5. Wein 
26. Fiſche auch Seringe 


Mehl und Mühlenfabrikate 


8. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Cacao 
9. Zucker, Melaſſe, Syrup 


. Fette Oele, Fette 
Petroleum und andere Mineralöle. 
. Steine und Steinwaaren . 


33. Theer, Pech, Harze aller Art, Asphalt 


Mauerſteine und Flieſen aus Thon, Dach- 
ziegel, Thonröhren 


5. Sonſtige Geaenjtände . 


Zu Berg. 


Zu Thal. 


* 
Tonnen, 
à 1000 Kilogr. 


| 
| 
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Uachweiſung 


der im Jahre 1895 auf Station Thorn eingegangenen und abgeſandten Güter. 


— —ä . ' ĩl— — ämꝛ——kk —vÜü -iiG.̃ 


Ein. Ver zur Be⸗ 


Bezeichnung der Güter. gang ſandt erden 
To, 0. 0 
Eil- und Stückgüter nur nach dem Gewicht | 9407 14013 
Steinkohlen und Koklss .. . 24428] 267 
Oelluchen .. 6857 J 6873 
Roh- und Gußeiſen, auch Bruch und 

Schmelzeiſen % an. 189 | 1523 
Eiſen fagonnirt . . . 1 2870 | 2438 
Eiſen-, Eiſenguß- und Stahlwaaren 2 1623 256 
Zucker 0 146 
i724 6 

D) 
N re a TE 2255 83 20 
Hafer 1482 | 147 275 
Mühlenfabritate (Mehl, Graupe, Grütze, ö 
Kleie pp.), auch Kartoffelmeht und N 
86d 0170 F — 
175 
Gerſte 2 1312 753 
Rübſen, Raps und Leinſaat n 346 551 
Hülſen früchte 3 2 2631 J 1826 
Kartoffeln 5 BESTER 127 | 291 
Flachs, Hanf, Heede und Werg =, 40 
Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 

Bohlen, Bretter), auch Brennholz. 3086 | 4819 
Spiritus und Branntwein 0 825 42 
Steine, roh und bearbeitet, Dach⸗ und 

Mauerziegel, Draſans 1403 23324 
Düngemittel 3 120 | 180 
Wolle, thieriſche 


n 1114 | 1137 
Spediteur Sammelgüter in Wagen⸗ 


ladungen S 3467 107 
r 1 598 140 
R . 65 54 

Yerr, onenverkehr. 


Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe 
N „ „ Stadtbahnhofe 


esehehr. 


Pferde, Ponys, Basel ve (einschl. Pferde auf 
Reguifionsichein) E 

Füllen 

Rinder, Stiere, Ochſen 

Kühe 

Kälber 1 5 

Schweine, Ferkel 

n,, u 

—  an, . Er 


HRS; 

Gewerbtreibende] Bemer- 

selon vr tungen. 
0. 0. 


1815 | Eingang 

874 | Berjandt 

10 2225 | Eingang 
4 42 | Berjandt 
1072 | Eingang 

O1 | Verſandt 


10 135852 | Eingang 
48694 | Verſandt 


165 111 Perſonen. 
145 321 


* 


Eingang. Verſandt. 
589 1 139. 


81 179. 
528 208. 
25 141. 

11 23. 
54113 58 824. 
1444 270. 
1614 143 228. 


Dahweifung 


der im a 1895 8 Station Mocker eingegangenen und A Güter. 


Ein» Ver- 
3 der Güter. gang jandt hörden 
To. 0. To. 
Eil- und Stückgüter nur nach dem — 1027 | 3873 
Steinkohlen und Kols . . . 114751 18 
Oelkuchen . — 4361 | 2998 
Roh- und Gußeiſen, auch vrch. und 

Schmelzeiſen pp. . . 14 143 371 
Eiſen fagonnirt .. 4 396 378 
Eiſen⸗, . und Siahlwaaren } 70 | 253 
Zucker RR BR 909 36 
el 14 668 109 a 
o een 69 66⁰ 
Hafer 2452 30 1065 
Mühlenfabritate (Mehl, Graupe, Grütze, \ 

Kleie pp.), * a und 

Stärte 2548 | 4777 { 8 
Gerſte SIR 543 77 
Rübſen, Raps und Seinfaat ee 9 11 
Hülſenfrüchte EL 176 124 
Kartoffeln . . . 3 394 25 
Flachs, Hanf, Heede und Werg . 7 
Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 

Bohlen, Bretter), auch Brennholz . 1505 | 1908 
Spiritus und Branntwein e. e 1239 
Steine, roh und bearbeitet, Dach- und 

Mauerziegel, Drain s 1245 15782 
Re ͤ . ĩͤ PR. 1280 | 1236 
r 1 10 
Spediteur -Sammelgüter in Wagen— 

ladungen e 
e 81 112 
EW ee a ee Er 10 5 

Perſonenverkehr. 


Es reiſten ab . 


Viehverkehr. 


Pferde, Ponys, Maulthiere, * e 1 


Requiſitionsſchein) 
Füllen 3 . 
Rinder, Stiere, Saen 8 
Kühe 
Kälber 5 
Schweine, Ferkel 88 
diesen, Schafe, Lämmer 

änſe, Puten. 7 


auf 


für Be⸗ Gewerbtreibende 


zollpfl. | zollfrei 


8 


Bemer⸗ 
tunſſen. 


Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 


Eingang 
Verſandt 


15 299 Perſonen. 


Eingang. 
98 


1106 


Verſandt. 
47. 


646, 


* 


nn ů ů ů — — — 


Uachweiſung 
derjenigen Getreideſendungen, welche im Jahre 1895 über Gollub und 
Leibitſch von Polen eingegangen und unter Begleitſchein-Controle nach Thorn 
abgefertigt ſind. 


Rübſaat 


Wei R Gerſt Hafer 7 und 
* ) x byte N br En 
Monat Weizen | Roggen erſte Jafe früchte Raps 
To. To. To. To. To. 


I. über Gollub: 
Januar — — 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Auguſt. 
September 
Oktober 
November. 
Dezember . 


Im Ganzen 


II. über Leibitſch: 


Januar 
Februar 
März 
April 

Mai 

Juni 

Juli 
Auguit . 
September 
Oktober 
November. 
Dezember . 


Im Ganzen 


Verkehr auf der Uferbahn 


pro 1895. 


je Veladene Waggons 
Monat gingen Zuſammen 
ein 


Januar 
Februar 
März 
April 

Mai 

Juni 

Juli 
Auguſt 
September 
Oktober 
November 
Dezember . 


Im Ganzen 5420 8206 


— 


— nn 
— nme un — 
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Mitglieder der Handelskammer 

im Jahre 1895. 
Herm. Schwartz jun., Vorſitzender. 
M. Schirmer, ſtellvertretender Vorſitzender. 
E. Dietrich. 
6. Fehlaner. 
E. Kittler, ausgeſchieden am 26. Juni 1895. 
N. Ceiſer. 
Julius Sifak. 
C. Matthes. 
5. Nawitzli. 
M. Noſenfeld. 
Herm. Schwartz ſen. 
A. Vorn-Mocker. 

Sekretär 


Guſlav Kaſchade. 


Mitglieder der Sathverſtändigen⸗Commiſſion. 


für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten 
die Herren N. Teiſer, G. Fehlauer, J. Tiſſack, Julius Neumann 
und §. Nawitzli; 
2. für Manufaktur- und Kurzwaaren 
die Herren Guflav Elias, H. Fränkel und X. Puttkammer; 
3. für Porzellan- und Glaswaaren 
die Herren Bernhard Cohn und David Vraunſlein; 
4. für Colonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus, Weine 
die Herren K. Adolph, Benno Richter, Carl Matthes, A. Rütz 
und H. Schwartz jun; 
für Leder, Wolle und Rohprodukte 
die Herren J. Falk, N. Teiſer und 6. Kittler; 
6. für Eiſen- und Stahlwaaren, Cement, Kohlen und Kalk 
die Herren Emil Dietrich, A. Nittweger und Franz Zährer; 
7. für Holz die Herren David Marcus Tewin und H. Töwenſon. 
Die Commiſſion zur Prüfung der Eiſenbahn- Tarife beſteht aus den 
Herren M. Noſenfeldt, 5. Nawitzki und N. Teiſer. 
Die Commiſſion zur Feſtſetzung der allwöchentlich 3 mal durch die Tages 
blätter zu veröffentlichenden Getreideberichte beſteht aus den Herren 


G. Jehlauer, §. Nawitzlii, D. Wolff und A. Zſchech. 


O 
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